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1. Gesetz zur Gleichstellung von Frau und Mann
im &ffentlichen Dienst des Landes Bremen
(Landesgleichstellungsgesetz)

Gesetz zur Gleichstellung von Frau und Mann im
offentlichen Dienst des Landes Bremen (Landes-
gleichstellungsgesetz)
vom 20. November 1990 (Brem.GBI. 1990, 433), zuletzt

§ 14a geandert sowie § 13a eingefiigt durch Artikel 9 des
Gesetzes vom 16. Mai 2017 (Brem.GBI. S.225, 249)

Abschnitt |
Allgemeine Vorschriften

8 1 Ziel des Gesetzes

Zur Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und M&nnern werden Frauen im bremi-
schen offentlichen Dienst nach MaRgabe dieses Gesetzes geférdert.

§ 2 Geltungsbereich

Dieses Gesetz qilt fir die Verwaltungen des Landes Bremen und der Stadtgemeinden Bre-
men und Bremerhaven und die sonstigen nicht bundesunmittelbaren Kérperschaften, Anstal-
ten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts im Lande Bremen sowie die Gerichte des Landes
Bremen.

Abschnitt Il
Quotierung

8 3 Ausbhildungsplatzquoten

(1) Bei der Vergabe von Ausbildungsplatzen sind Frauen mindestens zur Halfte je Ausbil-
dungsgang zu bertcksichtigen.

(2) Bei der Besetzung von Ausbildungspléatzen fir Berufe, die auch auf3erhalb des 6ffentli-
chen Dienstes ausgelbt werden und fur die nur innerhalb des 6ffentlichen Dienstes ausge-
bildet wird, findet eine vorrangige Bericksichtigung von Bewerberinnen nicht statt.

§ 4 Einstellung, Ubertragung eines Dienstpostens und Beférderung

(1) Bei der Einstellung, einschlief3lich der Begriindung eines Beamten- und Richterverhalt-
nisses, die nicht zum Zwecke der Ausbildung erfolgt, sind Frauen bei gleicher Qualifikation
wie ihre mannlichen Mitbewerber in den Bereichen vorrangig zu bertcksichtigen, in denen
sie unterreprasentiert sind, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende Griinde
Uberwiegen.

(2) Bei der Ubertragung einer Tatigkeit in einer héheren Entgelt- und Besoldungsgruppe sind
Frauen bei gleicher Qualifikation wie ihre mannlichen Mitbewerber vorrangig zu bericksichti-
gen, wenn sie unterreprasentiert sind, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers lie-
gende Griinde uiberwiegen. Das gilt auch bei der Ubertragung eines anderen Dienstpostens
und bei Beférderung.

(3) Unbeschadet dienstrechtlicher Regelungen dirfen bei Bewerbungen um eine andere
Stelle den Bediensteten keine Nachteile aus einer Beurlaubung, Ermafigung der Arbeitszeit
oder Teilzeitbeschaftigung erwachsen.
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1. Gesetz zur Gleichstellung von Frau und Mann
im &ffentlichen Dienst des Landes Bremen
(Landesgleichstellungsgesetz)

(4) Die Qualifikation ist ausschlief3lich an den Anforderungen des Berufes, der zu beset-
zenden Stelle oder der Laufbahn zu messen. Spezifische, zum Beispiel durch Familienar-
beit, durch soziales Engagement oder ehrenamtliche Tatigkeit erworbene Erfahrungen und
Fahigkeiten sind Teil der Qualifikation im Sinne des Absatzes 1 und 2, wenn sie bei der
Ausiibung der jeweiligen Tatigkeit dienlich sind.

(5) Eine Unterreprasentation liegt vor, wenn in den einzelnen Entgeltgruppen der jeweili-
gen Personalgruppe einer Dienststelle nicht mindestens zur Halfte Frauen vertreten sind.
Dies gilt auch fur die nach dem Geschéftsverteilungsplan vorgesehenen Funktionsebenen.

§ 5 Benennung und Entsendung

Bei Benennungen fiir und Entsendungen in Gremien, 6ffentliche Amter, Delegationen,
Kommissionen, Konferenzen, reprasentative Funktionen, Veranstaltungen und Personalaus-
wabhlgremien sollen Frauen zur Halfte bericksichtigt werden.

Abschnitt IlI
FordermalRnahmen

8 6 Frauenforderplane

(1) Die Behdrden und Dienststellen haben fir ihren Bereich geeignete MalRnahmen zu er-
greifen, um Frauen gezielt zu fordern. Es sind in jeder Dienststelle Daten zur Erstellung ei-
ner Analyse uber die Beschaftigungsstruktur zu erheben. Die Analyse ist jahrlich fortzu-
schreiben. Zum Abbau der Unterreprasentation der Frauen sind Frauenférderplane in den
Dienststellen aufzustellen, die Zielvorgaben und einen Zeitrahmen enthalten sollen. Fir die
Erstellung der Analyse sind die diesem Gesetz als Anlage beigefligten Vorgaben fir die Da-
tenerhebung mafigebend.

(2) Wenn Aufgaben des Personalwesens, insbesondere Personalentwicklungsplanung,
-férderung, -einsatz, Ausbildung und berufliche Weiterbildung zentral von einer Behérde fir
mehrere Behérden wahrgenommen werden, erstellt diese, gegebenenfalls in Abstimmung
mit der abgebenden Behdrde, einen behdrden- und dienststelleniibergreifenden Frauenfor-
derplan nach Absatz 1.

(3) Die Frauenforderplane nach Absatz 2 sind der Zentralstelle fir die Verwirklichung der
Gleichberechtigung der Frau zur Stellungnahme vorzulegen.

§ 7 Stellenausschreibungen

(1) Stellenausschreibungen missen in weiblicher und mannlicher Form der Stellenbezeich-
nung erfolgen. In Bereichen, in denen Frauen unterreprasentiert sind, ist der Ausschrei-
bungstext so zu gestalten, da’ Frauen aufgefordert werden, sich zu bewerben. Dabei ist auf
die Zielsetzung dieses Gesetzes, die Unterreprasentation der Frauen zu beseitigen, hinzu-
weisen.

(2) Absatz 1 gilt auch fur Ausschreibungen von Ausbildungsplatzen.

(3) Stellenausschreibungen missen mit den Anforderungen der zu besetzenden Stelle Uber-
einstimmen.

(4) Fragen nach einer bestehenden Schwangerschaft sind im Einstellungsverfahren unzulas-
Sig.
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1. Gesetz zur Gleichstellung von Frau und Mann
im &ffentlichen Dienst des Landes Bremen
(Landesgleichstellungsgesetz)

§ 8 Familiengerechte Arbeitsplatzgestaltung

(1) Grundsatzlich sind Vollzeitarbeitsplatze zur Verfigung zu stellen. Im tbrigen sind Ar-
beitsplatze so zu gestalten, dal3 sie auch voriibergehend in der Form der Teilzeitbeschafti-
gung oder bei ErmaRigung der Arbeitszeit wahrgenommen werden kénnen. Dies gilt insbe-
sondere auch auf der Funktionsebene des gehobenen und héheren Dienstes sowie flr ent-
sprechende Positionen bei Arbeithehmerinnen und Arbeithehmern.

(2) Die Regelung des § 62 des Bremischen Beamtengesetzes gilt auch fur Arbeithnehmerin-
nen und Arbeitnehmer im Geltungsbereich dieses Gesetzes (8§ 2). In einem Tarifvertrag zu-
gunsten der Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer getroffene Regelungen bleiben unberihrt.

(3) Dem Wunsch von Teilzeitbeschéftigten nach Aufstockung ihrer wochentlichen Arbeitszeit
ist im Rahmen der stellenplanmafligen Moglichkeiten zu entsprechen.

8§ 9 Fort- und Weiterbildung

(1) In die Fort- und Weiterbildungsangebote ist die Thematik "Gleichberechtigung von Mann
und Frau" aufzunehmen. Das gilt insbesondere fiir solche Bildungsveranstaltungen, die auf
die Ubernahme von Vorgesetztenpositionen vorbereiten.

(2) Frauen sind vermehrt als Leiterinnen und Referentinnen von Fortbildungsveranstaltungen
einzusetzen.

(3) Es sind Veranstaltungen anzubieten, die gezielt der Fort- und Weiterbildung von Frauen
dienen, insbesondere auch solche, die Frauen auf die Ubernahme hoherwertiger Stellen
vorbereiten.

(4) Fort- und Weiterbildungsangebote sind so zu gestalten, da Frauen besonders zur Teil-
nahme motiviert werden. Die Veranstaltungen sind so zu planen, dal? Bedienstete mit Fami-
lienarbeit an ihnen teilnehmen kénnen.

8 10 Berufstatigkeitsunterbrechung

(1) Beurlaubten Bediensteten ist die Mdglichkeit zu er6ffnen, Kontakte zum Beruf aufrecht-
zuerhalten. Ihnen sollen zeitlich befristete Beschaftigungsmaglichkeiten (Aushilfen, Urlaubs-
und Krankheitsvertretungen) angeboten werden.

(2) Fortbildungsveranstaltungen sind fur beurlaubte Bedienstete kostenfrei zu 6ffnen. Auch
die beurlaubten Bediensteten sind regelmafig tiber das Fortbildungsangebot zu informieren.

(3) Fur beurlaubte Bedienstete sind besondere Fortbildungsveranstaltungen anzubieten, die
geeignet sind, einen Wiedereinstieg in den Beruf zu erleichtern.

(4) Die Fortbildungsveranstaltungen nach Absatz 2 und 3 sind dienstliche Veranstaltun-
gen. Besoldung oder Arbeitsentgelt werden den beurlaubten Bediensteten aus Anlal3 der
Teilnahme jedoch nicht gewahrt; eine Anrechnung auf die ruhegehaltsféahige Dienstzeit
erfolgt nicht.
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1. Gesetz zur Gleichstellung von Frau und Mann
im &ffentlichen Dienst des Landes Bremen
(Landesgleichstellungsgesetz)

Abschnitt IV
Frauenbeauftragte

§ 11 Wahl

(1) Ist in einer Dienststelle ein Personalrat zu wéhlen, wird eine Frauenbeauftragte und ihre
Stellvertreterin gewahlt. Ist ein Richterrat zu wéhlen, wird fir den richterlichen Bereich eine
Frauenbeauftragte und ihre Stellvertreterin gewabhilt.

(2) Wahlberechtigt sind die Frauen, die nach dem Bremischen Personalvertretungsgesetz
oder nach dem Bremischen Richtergesetz fir die Wahl des Personalrates oder des
Richterrates wahlberechtigt sind.

(3) Wahlbar sind die Frauen, die nach dem Bremischen Personalvertretungsgesetz oderdem
Bremischen Richtergesetz fiir die Wahl des Personalrates oder Richterrates wahlbar sind.

(4) Die Wahlen finden alle vier Jahre zeitgleich mit den Personalratswahlen oder Rich-
terratswahlen statt. AuRerhalb des regelmaRigen Wahlzeitraumes finden die Wahlen
statt, wenn

1. das Amtder Frauenbeauftragten vorzeitig erlischt und keine Stellvertreterin nach-
ruckt,

2. die Wahl mit Erfolg angefochten worden ist oder

3. eine Frauenbeauftragte noch nicht gewahlt ist.

Hat eine Wahl auRerhalb des regelméRigen Wahlzeitraumes stattgefunden, ist die Frauen-
beauftragte im nachsten regelmafiigen Wahlzeitraum neu zu wéhlen. Ist die Frauenbeauf-

tragte zu Beginn des n&chsten regelmalligen Wahlzeitraumes noch nicht ein Jahr im Amt,

findet die Neuwahl im Ubern&chsten Wahlzeitraum statt.

(5) Die Frauenbeauftragte und ihre Stellvertreterin werden in geheimer und unmittelbarer
Wahl nach den Grundsatzen der Mehrheitswahl gewahlt. Im tbrigen sind die Vorschriften
Uber die Wahlvorschlage, die Bestellung des Wahlvorstandes durch die Dienststelle, die
Aufgaben des Wahlvorstandes, den Schutz der Wahl, die Wahlkosten und die Wahl-
anfechtung fur die Wahl des Personalrates oder Richterrates in ihrer jeweils geltenden
Fassung sinngemaf anzuwenden.

(6) Die Kandidatin, auf die die meisten Stimmen entfallen sind, ist als Frauenbeauftragte
gewahlt. Stellvertreterin ist die Kandidatin mit der zweithdchsten Stimmenzahl.

(7) Der Senat wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung eine Regelung Uber die Vorbereitung
und Durchfuhrung der Wahl der Frauenbeauftragten und ihrer Stellvertreterin zu erlassen.

8 12 Amtszeit

Die regelmalige Amtszeit der Frauenbeauftragten betragt vier Jahre. Die Amtszeit beginnt
mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses oder, wenn die Amtszeit der bisherigen Frauen-
beauftragten noch nicht beendet ist, mit deren Ablauf. Sie endet spatestens am 15. April des
Jahres, in dem nach 8 11 Abs. 4 Satz 1 die regelméRigen Wahlen oder nach 8§ 11 Abs. 4 Satz
3 oder 4 die Neuwahlen stattfinden. Das Amt erlischt vorzeitig, wenn die Frauenbeauftragte
es niederlegt, aus dem Beschéftigungsverhaltnis oder aus der Dienststelle ausscheidet oder
die Wahlbarkeit verliert. Die Stellvertreterin riickt fir den Rest der Amtszeit nach. Die Satze 3
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1. Gesetz zur Gleichstellung von Frau und Mann
im &ffentlichen Dienst des Landes Bremen
(Landesgleichstellungsgesetz)

und 4 gelten fur das Amt der Stellvertreterin entsprechend. Ist die Liste erschopft, bleibt das
Amt unbesetzt.

§ 13 Aufgaben der Frauenbeauftragten

(1) Die Frauenbeauftragte hat die Aufgabe, den Vollzug dieses Gesetzes in der Dienst-
stelle zu fordern. Im Rahmen dieser Aufgabe ist sie von der Dienststellenleitung sowohl an
der Planung als auch bei der Entscheidung der Dienststellenleitung, insbesondere bei per-
sonellen, sozialen und organisatorischen MalRhahmen, mitberatend zu beteiligen. Das gilt
auch bei Vorstellungsgesprachen. Zur Erflllung dieser Aufgaben ist der Frauenbeauftrag-
ten Einsicht in Akten, Planungs- und Bewerbungsunterlagen zu gewahren. Personalakten
darf die Frauenbeauftragte nur mit Zustimmung der betroffenen Beschéftigten einsehen.
An der Aufstellung des Frauenforderplanes ist sie zu beteiligen.

(2) Halt die Frauenbeauftragte eine beabsichtigte MaRhahme nach Absatz 1 oder eine Per-
sonalentscheidung im Sinne der 88 3 und 4 oder eine Entscheidung Uber die Zulassung zu
Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen, Aufstiegslehrgangen, Arbeitszeitreduzierung oder
Beurlaubung fir unvereinbar mit den Bestimmungen dieses Gesetzes, so kann sie binnen
einer Woche nach ihrer Unterrichtung widersprechen. Das gilt auch, wenn sie sich in ihren
Rechten nach den Absétzen 7, 8 oder 9 oder nach § 14 verletzt sieht. Beabsichtigt das zu-
standige Senatsmitglied dem Widerspruch nicht abzuhelfen, ist dieses gegeniiber der Lan-
desbeauftragten fir die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau schriftlich zu be-
grinden. Diese kann sich binnen zwei Wochen aufR3ern. Danach kann die MalRnahme der
zustandigen Personalvertretung nach § 58 des Bremischen Personalvertretungsgesetzes
vorgelegt werden. Wird dem Widerspruch der Frauenbeauftragten nicht abgeholfen, so
kann die beabsichtigte MaRnahme erst dann dem zustandigen Personalrat nach § 58 des
Bremischen Personalvertretungsgesetzes vorgelegt werden, wenn sie zuvor gegeniiber
der Landesbeauftragten fur die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau schriftlich
begriindet worden ist.

(3) Beantragt der Personalrat eine Mal3nahme, wie sie im vorstehenden Absatz benannt ist,
nach § 58 Abs. 4 des Bremischen Personalvertretungsgesetzes, so hat die Dienststellenleitung
die Frauenbeauftragte unverztglich zu unterrichten. Die Frauenbeauftragte kann der beantrag-
ten MalRnahme binnen einer Woche der Dienststellenleitung gegeniber widersprechen.
Schlief3t sich die Dienststellenleitung den Bedenken der Frauenbeauftragten nicht an, so gilt fir
die Entscheidung der Dienststellenleitung das im Absatz 2 geregelte Verfahren entsprechend.
Lant sich eine Entscheidung der zustandigen Senatorin oder des zustandigen Senators inner-
halb der Frist des § 58 Abs. 4 Satz 2 Bremischen Personalvertretungsgesetzes unter Darle-
gung der Bedenken der Frauenbeauftragten nicht herbeifiihren, so ist dem Antrag des Perso-
nalrates von Seiten der Dienststelle zu widersprechen. Das weitere Verfahren ergibt sich aus
den 88 59, 60 ff. des Bremischen Personalvertretungsgesetzes.

(4) Bei der Stadtgemeinde Bremerhaven tritt an die Stelle der Senatorin oder des Senators
die Oberbirgermeisterin oder der Oberbirgermeister, bei der Bremischen Blrgerschaft der
Vorstand, bei den sonstigen Korperschaften, Anstalten und Stiftungen das zustandige Ver-
tretungsorgan.

(5) Bei MaRnahmen, die der Natur der Sache nach keinen Aufschub dulden, kann die Dienst-
stellenleitung bis zur endgiltigen Entscheidung vorlaufige Regelungen treffen. Diese sind
der Frauenbeauftragten gegeniber als solche zu bezeichnen. Die Frauenbeauftragte ist von
der vorlaufigen Regelung unverzuglich zu benachrichtigen.
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1. Gesetz zur Gleichstellung von Frau und Mann
im &ffentlichen Dienst des Landes Bremen
(Landesgleichstellungsgesetz)

(6) Die Frauenbeauftragte ist verpflichtet, mit den Personalraten in Angelegenheiten, die die
Zielvorstellungen dieses Gesetzes betreffen, eng zusammenzuarbeiten. Die Frauenbeauf-
tragte hat das Recht, an allen Sitzungen des Personalrates mit beratender Stimme teilzu-
nehmen.

(7) Die Frauenbeauftragte hat das Recht, in regelmaiigen Abstanden Einladungen der
Zentralstelle fur die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau zu folgen, um gemein-
same Belange zu koordinieren.

(8) Die Frauenbeauftragte ist berechtigt, Sprechstunden abzuhalten, die Beschéftigten zu un-
terrichten und zu beraten sowie Wiinsche, Anregungen und Beschwerden entgegenzuneh-
men.

(9) Die Frauenbeauftragte hat das Recht, mindestens einmal im Kalenderjahr eine Ver-
sammlung der in der Dienststelle beschaftigten Frauen durchzufiihren. Die fiir die Perso-
nalversammlung geltenden Vorschriften des Bremischen Personalvertretungsgesetzes
sind entsprechend anzuwenden.

(10) Im Einvernehmen mit der stellvertretenden Frauenbeauftragten kann die Frauenbe-
auftragte dieser Aufgaben zur eigenstandigen Wahrnehmung Ubertragen. Dies ist der
Dienststellenleitung zur Kenntnis zu geben.

8§ 13a Beteiligung der Frauenbeauftragten in Disziplinarverfahren

Werden gegen eine Beamtin oder einen Beamten Beschuldigungen erhoben, die zu diszipli-
narrechtlichen Ermittlungen fihren, ist der Frauenbeauftragten davon Kenntnis zu geben.
Vor jeder weiteren Malinahme im Disziplinarverfahren hat die Frauenbeauftragte Stellung
Zzu nehmen.

§ 14 Kosten der Tatigkeit der Frauenbeauftragten

(1) Die durch die Tatigkeit der Frauenbeauftragten entstehenden Kosten tragt die Dienst-
stelle.

(2) Die Dienststelle hat der Frauenbeauftragten in dem zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben
notwendigen Umfange Raume, sachliche Mittel und BlUropersonal bereitzustellen.

8 14a Rechtsschutz

(1) Bleibt in den Fallen des § 13 Absatz 2 ein Widerspruch wegen Nichtbeteiligung erfolg-
los, kann die Frauenbeauftragte binnen eines Monats das Verwaltungsgericht anrufen. Das
gilt auch, wenn einem Widerspruch wegen Verletzung ihrer Rechte nach § 13 Absatz 7 bis
9, 8§ 13a nicht abgeholfen wird.

(2) Ist Uber den Widerspruch ohne zureichenden Grund nicht in angemessener Frist sach-
lich entschieden, so ist die Anrufung abweichend von Absatz 1 zulassig. 8 75 Satz 2 bis 4
der Verwaltungsgerichtsordnung gilt entsprechend.

(3) Die Anrufung des Gerichts kann nur darauf gestiutzt werden, dass die Dienststellenlei-
tung die Rechte der Frauenbeauftragten verletzt hat.

(4) Die Klage hat keine aufschiebende Wirkung.

(5) Die Dienststelle tragt die der Frauenbeauftragten entstehenden Kosten.
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1. Gesetz zur Gleichstellung von Frau und Mann
im &ffentlichen Dienst des Landes Bremen
(Landesgleichstellungsgesetz)

8 15 Personliche Rechte und Pflichten der Frauenbeauftragten
(1) Die Frauenbeauftragte fuhrt inr Amt unentgeltlich als Ehrenamt.

(2) Sie darf in Ausliibung ihres Amtes nicht behindert und wegen ihres Amtes nicht be-
nachteiligt oder begunstigt werden; dies gilt auch fur ihre berufliche Entwicklung.

(3) Sie besitzt die gleiche personliche Rechtsstellung, insbesondere den gleichen Kindi-
gungs-, Versetzungs- und Abordnungsschutz, wie ein Mitglied des Personalrates oder
Richterrates, die Stellvertreterin wie ein stellvertretender Personalrat.

(4) Die Frauenbeauftragte ist ohne Minderung der Bezlige oder des Arbeitsentgelts von der
dienstlichen Tatigkeit zu befreien, soweit es nach Art und Umfang der Dienststelle zur
Wahrnehmung ihrer Aufgaben notwendig ist. Satz 1 gilt entsprechend fiir die Teilnahme an
Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, soweit diese Kenntnisse vermitteln, die fur die
Arbeit der Frauenbeauftragten erforderlich sind. Wird die Frauenbeauftragte durch die
Wahrnehmung ihrer Aufgaben Gber die regelmafige Arbeitszeit hinaus beansprucht, gilt
die Mehrbeanspruchung als Leistung von Mehrarbeit oder Uberstunden.

(5) Die Frauenbeauftragte und ihre Stellvertreterin sind verpflichtet, Gber die personlichen
Verhaltnisse von Beschéftigten, die ihnen aufgrund ihres Amtes bekannt geworden sind, so-
wie bei Angelegenheiten, die ihrer Bedeutung oder ihrem Inhalt nach einer vertraulichen Be-
handlung bedirfen, auch nach dem Erldschen des Amtes Stillschweigen zu bewahren. Die
Verpflichtung besteht bei Einwilligung der Beschaftigten nicht gegeniiber der Dienststelle
und dem Personalrat oder dem Richterrat.

§ 16 Berichtspflicht

(1) Der Senat berichtet der Burgerschaft im Abstand von zwei Jahren Uber die Durchflihrung
dieses Gesetzes.

(2) Der Bericht wird auf der Grundlage der Analyse der Dienststellen erstellt und gibt Aus-
kunft Uber die bisherigen und geplanten Mal3hahmen zur Durchfiihrung dieses Gesetzes.

(3) Die Bremische Zentralstelle fur die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau
kann eine Stellungnahme zu dem Bericht abgeben. Die Stellungnahme ist mit dem Bericht
des Senats an die Burgerschaft weiterzuleiten.

§ 17 Leistungsbeurteilung

Im 6ffentlichen Dienst sind Erfolge und Mif3erfolge bei der Umsetzung dieses Gesetzes im
Rahmen der Leistungsbeurteilung der in den Dienststellen fur die Umsetzung dieses Geset-
zes verantwortlichen leitenden Personen zu bertcksichtigen.

§ 18 Ubergangsvorschriften

(1) Die Frauenbeauftragte und ihre Stellvertreterin werden erstmals spatestens ein hal-
bes Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes gewahlt.

(2) Die erste Analyse nach § 6 Abs. 1 ist mit Stichtag vom 1. des 3. Monats nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes zu erstellen.
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1. Gesetz zur Gleichstellung von Frau und Mann
im &ffentlichen Dienst des Landes Bremen
(Landesgleichstellungsgesetz)

Anlage zu 8 6 des Gesetzes zur Gleichstellung von Frau und Mann im 6ffentlichen
Dienst des Landes Bremen

Zur Erstellung der Analyse nach § 6 Abs. 1 sind folgende Daten zu erheben:

1. Die Zahl der in einer Dienststelle beschéaftigten M&nner und Frauen der jeweiligen
Personalgruppe, getrennt nach Entgelt- und Besoldungsgruppe.

2. Die Zahl der mit Teilzeitbeschaftigten besetzten Stellen, getrennt nach Geschlecht,
Personalgruppe, Entgelt- und Besoldungsgruppe.

3. Zahl der beantragten und abgelehnten Antrage auf Arbeitszeitreduzierungen und Auf-
stockung der Arbeitszeit, getrennt nach Geschlecht, Personalgruppe, Entgelt- und Be-
soldungsgruppe, Art des personellen Ausgleichs.

4. Bei Stellenbesetzungen Angaben zur
- Entgelt- und Besoldungsgruppe,
- Personalgruppe,

- bisherige Besetzung mit Ganztags- oder Teilzeitkraft, getrennt nach Geschlech-
tern,

- Ausschreibung (ob sie als Vollzeit- oder Teilzeitstelle, ob sie in der betreffen-
den Behdrde oder Dienststelle, ob sie im Amtsblatt oder extern oder ob keine
Ausschreibung erfolgte),

- Anzahl der Bewerbungen getrennt nach Geschlechtern,

- Besetzung durch Einstellung, Umsetzung, Versetzung mit Vollzeit- oder Teil-
zeitkraft, nach Geschlecht getrennt,

- Befristung.

5. BeiUmsetzung Angaben zur bisherigen Entgelt- und Besoldungsgruppe, Personal-
gruppe, Teilzeit-, Vollzeitbeschaftigung.

6. Zahl der Auszubildenden, getrennt nach Geschlecht und Personalgruppe.

7. Zahl der befoérderten oder hohergruppierten Manner und Frauen, getrennt nach Perso-
nalgruppe, Entgelt- und Besoldungsgruppe und gesonderter Ausweisung der Beforde-
rungen, die einen Aufstieg in die nachsthdhere Laufbahngruppe darstellen.

8. Zahl der Bediensteten, die an Veranstaltungen der Fort- und Weiterbildung
- teilgenommen haben, getrennt nach Veranstaltungsart und Geschlecht,

- Zahl der jeweils gestellten und genehmigten Antrage.

9. Entsendung in Gremien

- Zahl der Benennungen und Entsendungen nach Geschlechtern getrennt.
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2. Gesetz Uber die Errichtung der Bremischen Zentralstelle
fur die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau

Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen,
Nr.55, ausgegeben am 30.Dezember 1980, S.399

Gesetz Uber die Errichtung der Bremischen Zentralstelle fur die Verwirk-
lichung der Gleichberechtigung der Frau

Voml6.Dezember1980

Der Senat verkiindet das nachstehende von der Burgerschaft (Landtag) beschlos-
seneGesetz:

81

BremischeZentralstellefurdieVerwirklichungder Gleichberechtigungder
Frau

(1) Die Bremische Zentralstelle fur die Verwirklichung der Gleichberechtigung der
Frau (Zentralstelle) wird als Landesbehdrde errichtet und von der Landesbeauf-
tragten geleitet.

(2) Die Landesbeauftragte wird auf Vorschlag des Senats von der Burgerschaft
(Landtag) gewahlt und vom Senat ernannt.

82
Aufgaben und Befugnisse der Zentralstelle

(1) Die Zentralstelle hat die Aufgabe, im Lande Bremen dartiber zu wachen und
darauf hinzuwirken, daf das verfassungsrechtliche Gebot der Gleichberechtigung
der Frau in Arbeitswelt, Bildung und Gesellschaft erfullt wird. Dies erfolgt
insbesonderedurch:

1. Anregungen und Vorschlage zu Entwurfen sowie Prifung von Gesetzen, Ver-
ordnungen und MalRnahmen des Senats sowie des Bundes, an denen der Se-
nat mitwirkt, soweit diese Auswirkungen auf die Gleichberechtigung der Frau
haben.

2. Zusammenarbeit mit gesellschaftlich relevanten Frauenorganisationen,
Frauenbewegungen, Gewerkschaften und sonstigen Organisationen und
Verb&nden, die mit Frauenfragen und Frauenproblemen befal3t sind.

3. Erfahrungsaustausch und Zusammenarbeit mit entsprechenden Stellen des
Bundes und derLander.

4. Offentlichkeitsarbeit entsprechend den Aufgaben des Gesetzesim
Zusammenwirken mit der Pressestelle des Senats.

(2) Die Zentralstelle nimmt Anregungen, Fragen und Beschwerden zu Problemen
der Gleichberechtigung und Gleichstellung der Frau entgegen. Sie ist berechtigt,
sich Uber die Beantwortung und Erledigung von Beschwerden unterrichten zu
lassen.

(3) Die Zentralstelle ist berechtigt, alle fur die Aufgaben der Zentralstelle be-
deutsamen Informationen von Behérden des Landes und der Stadtgemeinden
Bremen und Bremerhaven, bei letzterer im Rahmen der Aufsicht des Landes,
einzuholen, und Einsicht in Unterlagen und Akten zu nehmen, die im Zusam-
menhang mit den Aufgaben der Zentralstelle stehen.

(4) Die Zentralstelle berichtet alle zwei Jahre dem Senat Uber ihre Arbeit; der Senat
leitet den Bericht an die Burgerschaft (Landtag).



2. Gesetz Uber die Errichtung der Bremischen Zentralstelle
fur die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau

83
Zusammenarbeit mit bremischen Behorden

(1) Die Zentralstelle ist iber MalRnahmen, die Auswirkungen auf das Gebiet der
Gleichberechtigung und Gleichstellung der Frau haben, von allen Beérden bereits im
Planungsstadium zu unterrichten.

(2) Werden aufgrund der Anregungen oder Vorschlage der Zentralstelle Vorhaben
erarbeitet, so ist die Zentralstelle fortlaufend zu beteiligen. Sie ist insoweit zur
Teilnahme an den Sitzungen der zustandigen Deputationen verpflichtet.

84
Personal- und Sachmittel

(1) Die Personal- und Sachausstattung der Zentralstelle ist im Einzelplan in einem
eigenen Kapitelauszuweisen.

(2) Fur bestimmte Einzelfragen kann die Zentralstelle auch Dritte mit der Mitarbeit
betrauen.

85
Anderungen des Bremischen Beamtengesetzes

Der 86 Abs.4 Satz 1 des Bremischen Beamtengesetzes in der Fassung vom 3. Marz
1978 (Brem.GBI. S.107), zuletzt gedndert durch das Bremische Gesetz Uber die
Hochschule fiir Offentliche Verwaltung vom 18. Juni 1979 (Brem.GBI. S.133), wird
wie folgtgeandert:

Die hauptamtlichen Magistratsmitglieder der Stadtgemeinde Bremerhaven, die
hauptamtlichen Ortsamtsleiter bei den bremischen Ortsamtern und der Landes-
beauftragte fur die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau werden in das
Beamtenverhaltnis auf Zeit fur die Dauer von 12 Jahren, der Landesbeauftragte
fur den Datenschutz in das Beamtenverhaltnis auf Zeit fur die Dauer von 8 Jahren
berufen.

86
Anderung des Bremischen Besoldungsgesetzes

Das Bremische Besoldungsgesetz in der Fassung des Gesetzes zur Anpassung des
Landesrechts an das Zweite Gesetz zur Vereinheitlichung und Neuregelung des Be-
soldungsrechts in Bund und Ladndern - 2.BesVNG - und an andere dienstrechtliche Vor-
schriften des Bundes vom 5. Juli 1976 (Brem.GBI S.165), zuletzt gedndert durch das
Gesetz zur Anderung des Bremischen Besoldungsgesetzes vom 16. Oktober 1978
(Brem.GBI. S.219), wird wie folgt geandert:

In Anlage | (Bremische Besoldungsordnung) wird in der Besoldungsgruppe B 3 die
Amtsbezeichnung "Landesbeauftragter fur die Verwirklichung der Gleichberechti-
gung der Frau" eingeflgt.

87
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1981 in Kraft. Bre-

men, den 16. Dezember 1980
Der Senat
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3. Bremisches Behindertengleichstellungsgesetz (BremBGG)

608
Gesetzblatt
der
Freilen Hansestadt Bremen
2018 Verkindet am 19. Dezember 2018 Nr. 100

Bremisches Gesetz zur Weiterentwicklung des Bremischen
Behindertengleichstellungsrechts?

Vom 18. Dezember 2018

Der Senat verkiindet das nachstehende, von der Blrgerschaft (Landtag)
beschlossene Gesetz:

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

81 Zielund Verantwortung der Trager offentlicher Gewalt

8§82  Geltungsbereich

8§ 3 Besondere Belange von Frauen, Kindern und Eltern oder anderer Sorge-
berechtigter mit Behinderungen; Benachteiligung aus mehreren Griinden

84  Menschen mit Behinderungen

§ 5 Barrierefreiheit

86 Zielvereinbarungen

Abschnitt 2

Verpflichtung zur Gleichstellung und Barrierefreiheit

87 Benachteiligungsverbot

8 8 Herstellung von Barrierefreiheit in den Bereichen Bau und Verkehr
89 Gebardensprache, Kommunikationshilfen und deren Verwendung
8 10 Gestaltung von Bescheiden und Vordrucken

8§ 11 Verstandlichkeit und Leichte Sprache

Abschnitt 3

Barrierefreie Informationstechnik 6ffentlicher Stellen

L Artikel 1 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2102 des Européaischen
Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2016 Uber den barrierefreien Zugang zu den Websites
und mobilen Anwendungen o&ffentlicher Stellen (ABI. L 327 vom 2.12.2016, S. 1).
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§ 12 Offentliche Stellen der Freien Hansestadt Bremen

§ 13 Barrierefreie Informationstechnik offentlicher Stellen der Freien Hansestadt
Bremen

8 14 Erklarung zur Barrierefreiheit

8§ 15 Zentralstelle fur barrierefreie Informationstechnik

8 16 Durchsetzungsverfahren

§ 17 Berichterstattung Uber den Stand der Barrierefreiheit
8 18 Verordnungsermachtigung

§ 19 Datenverarbeitung

Abschnitt 4
Rechtsbehelfe

8§ 20 Verbandsklagerecht
§ 21 Vertretungsbefugnisse in verwaltungs- oder sozialrechtlichen Verfahren
8§ 22 Schlichtungsstelle und -verfahren; Verordnungsermachtigung

Abschnitt 5
Beauftragte oder Beauftragter der Freien Hansestadt Bremen fir die Belange
von Menschen mit Behinderungen

8 23 Amt der oder des Landesbehindertenbeauftragten
§ 24 Aufgaben und Befugnisse

Abschnitt 6 Landes-
teilhabebeirat

8 25 Landesteilhabebeirat

Abschnitt 7
Forderung der Partizipation

§ 26 FOrderung der Partizipation

Abschnitt 8 Schluss-
bestimmungen

§ 27 Ubergangsregelungen

§ 28 Ubergangsregelungen fiir die Gestaltung von Websites und mobilen
Anwendungen

8§ 29 Aufhebung einer Verordnung

Frauenforderung in der bremischen Verwaltung Seite 22
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Artikel 1
Bremisches Behindertengleichstellungsgesetz (BremBGG)

Abschnitt 1 Allge-
meine Bestimmungen

§1
Ziel und Verantwortung der Trager offentlicher Gewalt

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, Benachteiligungen von Menschen mit Behinde-
rungen zu beseitigen und zu verhindern sowie die volle, wirksame und gleichberech-
tigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Leben in der Gesellschaft zu
gewahrleisten und ihnen eine selbstbestimmte Lebensfiihrung zu ermoglichen. Dabei
wird ihren besonderen Bedurfnissen Rechnung getragen.

(2) Die Trager offentlicher Gewalt wirken auf die Forderung und Starkung inklu- si-
ver Lebensverhaltnisse sowie die Bewusstseinsbildung in der Offentlichkeit hin und
sollen diese im Rahmen ihres Aufgabenkreises aktiv fordern und bei der Planung von
Malnahmen beachten.

§2
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fur die Trager offentlicher Gewalt. Trager 6ffentlicher Gewalt
im Sinne dieses Gesetzes sind die Behorden der Freien Hansestadt Bremen, der
Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven sowie die weiteren landesunmittelbaren
und kommunalen Kdrperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts.
Beliehene und sonstige Landesorgane sind Trager 6ffentlicher Gewalt, soweit sie 6f-
fentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrnehmen.

(2) Bei der Ausuibung der Gesellschafterrechte in privatrechtlich organisierten Un-
ternehmen, auf die der Trager 6ffentlicher Gewalt aufgrund Eigentum, finanzieller Be-
teiligung, Satzung oder sonstiger Bestimmungen, die die Tatigkeit des Unter- neh-
mens regeln, mittelbar oder unmittelbar einen beherrschenden Einfluss ausiben
kann, wirken die auf Veranlassung dieser Trager entsandten Mitglieder der Aufsichts-
organe der Unternehmen bei ihrer Tatigkeit daraufhin, dass die Ziele dieses Geset-
zes angemessen bertcksichtigt werden.

(3) Die Trager offentlicher Gewalt sollen darauf hinwirken, dass Leistungserbringer
offentlich-rechtlicher Leistungen die Ziele dieses Gesetzes in angemessener Weise
bertcksichtigen.

(4) Gewahren Trager offentlicher Gewalt Zuwendungen nach § 23 der Landes-
haushaltsordnung als institutionelle Férderungen, so sollen sie durch Nebenbestim-
mungen zum Zuwendungsbescheid oder vertragliche Vereinbarung darauf hinwirken,
dass die institutionellen Zuwendungsempfanger die Ziele dieses Gesetzes bertck-
sichtigen, soweit sie fur die Zuwendungsempfanger keine unangemessene wirt-
schaftliche Belastung darstellen. Fir Zuwendungen im Wege der Projektférderung
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sollen ebenfalls entsprechende Nebenbestimmungen und Vereinbarungen erlassen
und getroffen werden, soweit sie fur die Zuwendungsempféanger keine unange-
messene wirtschaftliche Belastung darstellen. Aus der Nebenbestimmung zum Zu-
wendungsbescheid oder der vertraglichen Vereinbarung muss hervorgehen, wel-
che Vorschriften anzuwenden sind. Fir Forschungseinrichtungen in der Freien
Hansestadt Bremen gelten die Regelungen der Satze 1 und 2 mit der Mal3gabe,
dass eine Beriicksichtigung dieses Gesetzes in seinen Grundziigen erfolgen soll.

(5) Weitergehende Vorschriften bleiben von den Absatzen 1 bis 4 unberthrt.
Dieses Gesetz findet keine Anwendung, soweit das Behindertengleichstellungs-
gesetz des Bundes Anwendung findet.

§3

Besondere Belange von Frauen, Kindern und Eltern oder anderer Sorgeberech-
tigter mit Behinderungen; Benachteiligung aus mehreren Grinden

(1) Bei der Verwirklichung der Gleichberechtigung von Frauen und Mannern sind
von den Tragern o6ffentlicher Gewalt die besonderen Belange von Frauen mit Behin-
derungen zu beachten und bestehende Benachteiligungen zu beseitigen. Dabei sol-
len besondere MalRnahmen getroffen werden, um die tatsachliche Durchsetzung
der Gleichberechtigung von Frauen mit Behinderungen zu férdern und bestehende
Benachteiligungen abzubauen oder zu beseitigen.

(2) Die Trager offentlicher Gewalt treffen besondere Mal3nahmen, um den beson-
deren Schutz und die Teilhabe von Kindern mit Behinderungen zu gewahrleisten.

(3) Zur Verwirklichung einer selbstbestimmten Elternschaft sind von den Tragern
offentlicher Gewalt die spezifischen Belange von Eltern oder anderer Sorgeberech-
tigter mit Behinderungen und deren Kindern sowie Eltern und anderer Sorgeberech-
tigter und deren Kindern mit Behinderungen zu beachten und besondere Mal3- nah-
men zu treffen.

(4) Zur Verhinderung und Beseitigung von Benachteiligungen aus mehreren
Grunden, treffen die Trager offentlicher Gewalt besondere Mal3nahmen. Eine
Benachteiligung aus mehreren Griinden ist insbesondere gegeben, wenn eine
Benachteiligung nach § 7 vorliegt und wenigstens ein weiterer der in § 1 des
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes genannten Griinde hinzutritt.

§4
Menschen mit Behinderungen

Menschen mit Behinderungen im Sinne dieses Gesetzes sind Menschen, die
korperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeintrachtigungen haben, die sie in
Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleich-
berechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit langer als
sechs Monate hindern kénnen.
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85
Barrierefreiheit

Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische
Gebrauchsgegenstande, Systeme der Informationsverarbeitung, akustische und
visuelle Informationsquellen und Kommunikationseinrichtungen sowie andere
gestaltete Lebensbereiche, wenn sie fir Menschen mit Behinderungen in der
allgemein tblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsatzlich ohne
fremde Hilfe auffindbar, zugénglich und nutzbar sind. Hierbei ist die Nutzung be-
hinderungsbedingt notwendiger Hilfsmittel zulassig.

§6
Zielvereinbarungen

(1) Zur Herstellung der Barrierefreiheit sollen, soweit nicht besondere gesetzliche
oder verordnungsrechtliche Vorschriften entgegenstehen, Zielvereinbarungen zwi-
schen den nach § 20 Absatz 4 anerkannten Verbanden und Unternehmen oder Un-
ternehmensverbanden im Land Bremen fur ihren jeweiligen sachlichen und raumli-
chen Organisations- oder Tatigkeitsbereich getroffen werden. Die anerkannten Ver-
bande kdnnen die Aufnahme von Verhandlungen Uber Zielvereinbarungen verlan-
gen.

(2) Zielvereinbarungen zur Herstellung von Barrierefreiheit enthalten insbe-
sondere:

1. die Bestimmung der Vereinbarungspartner und sonstige Regelungen zum
Geltungsbereich und zur Geltungsdauer,

2. die Festlegung von Mindestbedingungen, wie gestaltete Lebensbereiche im
Sinne von 8 5 kinftig zu verandern sind, um dem Anspruch von Menschen mit
Behinderungen auf Auffindbarkeit, Zugang und Nutzung zu gentigen,

3. die Beschreibung der angemessenen Vorkehrungen, die getroffen werden
sollen, um Menschen mit Behinderungen den Zugang zu oder die Nutzung
einer offentlich zuganglichen Infrastruktur sowie den Genuss von Waren und
Dienstleistungen zu ermoglichen,

4. den Zeitpunkt oder einen Zeitplan zur Erfullung der festgelegten Mindest-
bedingungen.

(3) Ein Verband nach Absatz 1, der die Aufnahme von Verhandlungen verlangt,
hat dies gegeniber dem Zielvereinbarungsregister nach Absatz 5 unter Benennung
von Verhandlungsgegenstand und Verhandlungsparteien anzuzeigen. Die Senatorin
fur Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport gibt diese Anzeige auf ihrer Inter-
netseite bekannt. Innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe haben andere Ver-
bande im Sinne des Absatzes 1 das Recht, den Verhandlungen durch Erklarung ge-
genuber den bisherigen Verhandlungsparteien beizutreten. Nachdem die beteilig- ten
Verbande eine gemeinsame Verhandlungskommission gebildet haben oderfest
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steht, dass nur ein Verband verhandelt, sind die Verhandlungen innerhalb eines
Monats aufzunehmen.

(4) Ein Anspruch auf Verhandlungen nach Absatz 1 Satz 2 besteht nicht,

1. waéhrend laufender Verhandlungen im Sinne des Absatzes 3 fur die nicht
beigetretenen Verbéande,

2. in Bezug auf Unternehmen und Unternehmensverbande, die ankindigen,
einer Zielvereinbarung beizutreten, Gber die Verhandlungen gefuhrtwerden,

3. fur den Geltungsbereich und die Geltungsdauer einer zustande gekommenen
Zielvereinbarung,

4. in Bezug auf die Unternehmen und Unternehmensverbande, die einer zu-
stande gekommenen Zielvereinbarung ohne Einschrankung beigetreten
sind,

5. wenn die Herstellung der Barrierefreiheit die Vertragspartner unverhaltnis-
manig oder unbillig belasten wirden.

(5) Bei der Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport wirdein
Register gefiihrt, in das der Abschluss, die Anderung und die Aufhebung von Ziel-
vereinbarungen nach Absatz 1 und 2 eingetragen werden. Der die Zielvereinbarung
abschlieRende Verband behinderter Menschen ist verpflichtet, innerhalb eines Mo-
nats nach Abschluss einer Zielvereinbarung der Senatorin fir Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport diese als beglaubigte Abschrift und in informations-
technisch erfassbarer Form zu Gibersenden sowie eine Anderung oder Aufhebung
innerhalb eines Monats mitzuteilen.

Abschnitt 2
Verpflichtung zur Gleichstellung und Barrierefreiheit

8§87
Benachteiligungsverbot

(1) Menschen mit Behinderungen dirfen gegentiber Menschen ohne Behinde-
rungen nicht benachteiligt werden. Bestehende Benachteiligungen von Menschen mit
Behinderungen gegeniiber Menschen ohne Behinderungen sind abzubauen.

(2) Eine Benachteiligung im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn Menschen mit
und ohne Behinderungen ohne zwingenden Grund unterschiedlich behandelt werden
und dadurch Menschen mit Behinderungen in der vollen, wirksamen und gleich- be-
rechtigten Teilhabe am Leben in der Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar beein-
trachtigt werden. Eine Benachteiligung liegt auch bei einer Belastigung im Sinne des
8 3 Absatz 3 und 4 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes vor, mit der Mal3-
gabe, dass § 3 Absatz 4 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes nicht auf den
Anwendungsbereich des § 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 des Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetzes begrenzt ist. Bei einem Verstol3 gegen eine Verpflichtung zur
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Herstellung von Barrierefreiheit wird das Vorliegen einer Benachteiligung widerleglich
vermutet.

(3) Auch die Versagung von angemessenen Vorkehrungen fir Menschen mit Be-
hinderungen ist eine Benachteiligung im Sinne dieses Gesetzes. Angemessene Vor-
kehrungen sind notwendige Malinahmen, die im Einzelfall geeignet und erforder-
lich sind, um zu gewahrleisten, dass ein Mensch mit Behinderungen gleichberechtigt
mit anderen alle Rechte geniel3en und ausiiben kann. Diese Malinahmen sollen die
Trager offentlicher Gewalt nicht unverhaltnismanig oder unbillig belasten.

(4) Besondere Benachteiligungsverbote zu Gunsten von Menschen mit Behinde-
rungen in anderen Rechtsvorschriften bleiben unberthrt.

§8
Herstellung von Barrierefreiheit in den Bereichen Bau und Verkehr

(1) Zivile Neu-, Um- und Erweiterungsbauten im Eigentum der Trager offentlicher
Gewalt sollen entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik barriere-
frei gestaltet werden. Von diesen Anforderungen kann abgewichen werden, wenn mit
einer anderen Losung in gleichem Mal3e die Anforderungen an die Barrierefreiheit
erfullt werden.

(2) Die Trager offentlicher Gewalt sollen anl&sslich der Durchfiihrung von investi-
ven Baumalinahmen nach Absatz 1 Satz 1 bauliche Barrieren in den nicht von die-
sen BaumalRnahmen unmittelbar betroffenen Gebé&udeteilen, soweit sie dem Publi-
kumsverkehr dienen, feststellen und unter Berticksichtigung der baulichen Gege-
benheiten abbauen sofern der Abbau fir den jeweiligen Tréager offentlicher Gewalt
nicht eine unangemessene wirtschaftliche Belastung darstellt.

(3) Die Trager offentlicher Gewalt erstellen tber die in ihrem Eigentum stehenden
und von ihnen genutzten Gebaude bis zum 1. Januar 2023 Berichte Gber den Stand
der Barrierefreiheit dieser Bestandsgebéaude. Beruhend auf den Berichten nach
Satz 1, soll die Freie Hansestadt Bremen sowie die Stadtgemeinden Bremen und
Bremerhaven verbindliche und Gberprufbare MalRnahmen- und Zeitplane zum wei-
teren Abbau von Barrieren erarbeiten.

(4) Die Trager offentlicher Gewalt sind verpflichtet, die Barrierefreiheit bei Anmie-
tungen der von ihnen genutzten Bauten zu bericksichtigen. Kinftig sollen nur barri-
erefreie Bauten oder Bauten, in denen die baulichen Barrieren unter Bertck- sichti-
gung der baulichen Gegebenheiten abgebaut werden kénnen, angemietet werden,
soweit die Anmietung den Trager o6ffentlicher Gewalt nicht unverhaltnis- maRig oder
unbillig belastet.

(5) Sonstige bauliche oder andere Anlagen der Trager offentlicher Gewalt, 6ffent-
liche Wege, Platze und Stral3en sowie 6ffentlich zugangliche Verkehrsanlagen und
Beforderungsmittel im 6ffentlichen Personenverkehr sind nach Maf3gabe der ein-
schlagigen Rechtsvorschriften barrierefrei zu gestalten.

(6) Bezuglich baulicher Veranderungen von Kulturdenkmalern gilt das Bremische
Denkmalschutzgesetz und die dort niedergelegten Regelungen zur Berlcksichtigung
der Barrierefreiheit.
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(7) Der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr soll durch die Sicherstellung von
Beratungsangeboten die Trager offentlicher Gewalt sowie auch die Unternehmen
und Unternehmensverbande gemaf § 6 bei der Entwicklung von Konzepten undder
Umsetzung von konkreten Maflinahmen zur Herstellung von Barrierefreiheit unter-
stutzen. Insbesondere zu diesem Zweck ist durch den Senator fir Umwelt, Bau und
Verkehr die Stelle eines oder einer Beauftragten fur bauliche Barrierefreiheit zu
schaffen. Das Beratungsangebot kann auch an Dritte Gbertragen werden.

§9
Gebéardensprache, Kommunikationshilfen und deren Verwendung

(1) Die Deutsche Gebardensprache ist als eigenstandige Sprache anerkannt.

(2) Lautsprachbegleitende Gebéarden sind als Kommunikationsform der deutschen
Sprache anerkannt.

(3) Menschen mit Horbehinderungen (gehérlose, ertaubte und schwerhérige Men-
schen) und Menschen mit Sprachbehinderungen haben nach Mal3gabe der einschla-
gigen Gesetze das Recht, die Deutsche Gebardensprache, lautsprach- begleitende
Gebéarden oder andere geeignete Kommunikationshilfen zu verwenden. Sie haben
weiterhin das Recht, nach MalRgabe der Rechtsverordnung im Sinne des Absatzes 4
mit den Tragern offentlicher Gewalt zur Wahrnehmung eigner Rechte im Verwal-
tungsverfahren in Deutscher Gebardensprache, mit lautsprachbegleitenden Gebar-
den oder mit anderen geeigneten Kommunikationshilfen zu kommunizieren. Die
Maoglichkeit der Kommunikation im Sinne des Satzes 2 soll auch aul3erhalb des Ver-
waltungsverfahrens durch die Trager 6ffentlicher Gewalt geférdert werden, soweit
deren Aufgabenbereich bertuhrt ist. Auf Wunsch der Berechtigten stellen die Trager
offentlicher Gewalt die geeigneten Kommunikationshilfen im Sinne des Satzes 1 kos-
tenfrei zur Verfigung oder tragen die hierfir notwendigen Aufwendungen. Die Sena-
torin fur Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport tragt die Kosten einer zent-
ralen Stelle bei dem Fachverband der Gehérlosen zur Vermittlung von Gebarden-
sprachdolmetscherinnen und Gebardensprachdolmetschern fur alle Leistungsberei-
che.

(4) Der Senat wird ermé&chtigt, nach Anhorung des Landesteilhabebeirates gemali
§ 25, durch Rechtsverordnung nahere Regelungen Uber die Heranziehung von
Gebardensprachdolmetscherinnen und Gebardensprachdolmetschern und die
Grundsatze fur deren angemessene Vergitung oder eine Erstattung von notwen-
digen Aufwendungen fur die Dolmetscherdienste oder den Einsatz anderer geeig-
neter Kommunikationshilfen zu treffen.

8§10
Gestaltung von Bescheiden und Vordrucken

(1) Die Trager offentlicher Gewalt haben bei der Gestaltung von schriftlichen
Hinweisen, Bescheiden, Allgemeinverfiigungen, 6ffentlich-rechtlichen Vertragen,
Vordrucken sowie bei der Gestaltung von fir die der Allgemeinheit bestimmten In-
formationen eine Behinderung von Menschen zu beriicksichtigen. Blinde und seh-
behinderte Menschen sind zur Wahrnehmung eigener Rechte im Verwaltungs-
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verfahren nach Mal3gabe der Rechtsverordnung nach Absatz 2 die in Satz 1 genann-
ten Dokumente und sonstige Inhalte auf ihren Wunsch ohne zusatzliche Kosten in
einer flr sie wahrnehmbaren Form zuganglich zu machen.

(2) Der Senat wird ermé&chtigt, nach Anhorung des Landesteilhabebeirates gemali
§ 25, durch Rechtsverordnung nahere Regelungen daruber zu treffen, bei welchen
Anlassen und in welcher Art und Weise die in Absatz 1 Satz 1 genannten Dokumente
und sonstigen Inhalte blinden und sehbehinderten Menschen zugénglich gemacht
werden.

§11
Verstandlichkeit und Leichte Sprache

(1) Trager offentlicher Gewalt sollen mit Menschen mit geistigen Behinderungen
und Menschen mit seelischen Behinderungen in einfacher und verstandlicher Spra-
che kommunizieren. Auf Verlangen sollen sie ihnen inshesondere Bescheide, Allge-
meinverfiagungen, 6ffentlich-rechtliche Vertrage und Vordrucke in einfacher und ver-
standlicher Weise erlautern.

(2) Ist die Erlauterung nach Absatz 1 nicht ausreichend, sollen Tréager 6ffentlicher
Gewalt auf Verlangen Menschen mit geistigen Behinderungen und Menschen mit
seelischen Behinderungen Bescheide, Allgemeinverfigungen, 6ffentlich-rechtliche
Vertradge und Vordrucke in Leichter Sprache erlautern.

(3) Kosten fur Erlauterungen im notwendigen Umfang nach Absatz 1 oder 2 sind
von dem zustéandigen Trager 6ffentlicher Gewalt zu tragen. Der notwendige Umfang
bestimmt sich nach dem individuellen Bedarf der Berechtigten.

(4) Trager offentlicher Gewalt sollen Informationen vermehrt in Leichter Sprache
bereitstellen. Der Senat wirkt innerhalb seines Zustandigkeitsbereichs darauf hin,
dass die Trager offentlicher Gewalt die Leichte Sprache starker einsetzen und ihre
Kompetenzen flr das Verfassen von Texten in Leichter Sprache auf- und ausgebaut
werden.

Abschnitt 3
Barrierefreie Informationstechnik 6ffentlicher Stellen

812
Offentliche Stellen der Freien Hansestadt Bremen

Offentliche Stellen sind:
1. die Tréager offentlicher Gewalt,

2. sonstige Einrichtungen des offentlichen Rechts, die als juristische Personen
des offentlichen oder des privaten Rechts zu dem besonderen Zweck ge-
grundet worden sind, im Allgemeininteresse liegende Aufgaben nicht ge-
werblicher Art zu erflllen, wenn sie
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a) Uberwiegend von der Freien Hansestadt Bremen oder den Stadt-
gemeinden Bremen oder Bremerhaven finanziert werden,

b) hinsichtlich ihrer Leitung oder Aufsicht der Freien Hansestadt Bremen oder
den Stadtgemeinden Bremen oder Bremerhaven unterstehen oder

c) ein Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan haben, das mehrheitlich
aus Mitgliedern besteht, die durch die Freie Hansestadt Bremen oder die
Stadtgemeinden Bremen oder Bremerhaven ernannt worden sind, und

3. Vereinigungen, an denen mindestens eine offentliche Stelle nach Nummer 1
oder 2 beteiligt ist, wenn

a) die Vereinigung Uberwiegend von der Freien Hansestadt Bremen oderden
Stadtgemeinden Bremen oder Bremerhaven finanziert wird,

b) der Freien Hansestadt Bremen oder den Stadtgemeinden Bremen oder
Bremerhaven die absolute Mehrheit der Anteile an der Vereinigung gehort
oder

c) der Freien Hansestadt Bremen oder den Stadtgemeinden Bremen oder
Bremerhaven die absolute Mehrheit der Stimmen an der Vereinigung
zusteht.

Eine Uberwiegende Finanzierung durch die Freie Hansestadt Bremen oder die Stadt-
gemeinden Bremen oder Bremerhaven wird angenommen, wenn diese mehr als
50 Prozent der Gesamtheit der Mittel aufbringt.

§13

Barrierefreie Informationstechnik dffentlicher Stellen
der Freien Hansestadt Bremen

(1) Offentliche Stellen gestalten ihre digitalen Auftritte und Angebote barrierefrei.
Hierzu gestalten sie sie wahrnehmbar, bedienbar, verstandlich und robust. Digitale
Auftritte und Angebote oOffentlicher Stellen sind ihre Websites, Anwendungen fir mo-
bile Endgerate und sonstige Apps sowie die von ihnen zur Verfigung gestellten grafi-
schen Programmoberflachen, die mit Mitteln der Informationstechnik dargestellt wer-
den. Zu den Websites gehoéren auch die fur die Beschéftigten bestimmten Ange-
bote im Intranet sowie die sonstigen Angebote im Internet. Schrittweise barrierefrei
gestalten sie ihre elektronisch unterstitzten Verwaltungsablaufe, einschliellich ihrer
Verfahren zur elektronischen Vorgangsbearbeitung und elektronischen Akten- fuh-
rung, so dass sie von Menschen mit Behinderungen in der Regeluneingeschrankt
genutzt werden kdnnen. Die Senatsressorts berichten den jeweiligen Ausschiissen
und Deputationen jahrlich tGber die vorgenommenen Umsetzungsschritte der elektro-
nischen Barrierefreiheit.

(2) Die barrierefreie Gestaltung erfolgt nach Mal3gabe der auf Grund des 8§ 18 zu
erlassenden Rechtsverordnung. Wird von dieser Ermachtigung kein Gebrauch ge-
macht oder enthéalt die Rechtsverordnung keine Regelung Uber die barrierefreie Ge-
staltung, erfolgt diese nach Mal3gabe der Barrierefreie-Informationstechnik- Verord-
nung des Bundes und den dort festgeschriebenen Standards. Soweit auch die
Rechtsverordnung nach Satz 2 keine Vorgaben enthélt, erfolgt die barrierefreie Ge-
staltung nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik.
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(3) Die barrierefreie Gestaltung ist bereits bei der Planung, Entwicklung, Aus-
schreibung und Beschaffung, insbesondere bei Neuanschaffungen, Erweiterungen
und Uberarbeitungen, zu beriicksichtigen.

(4) Unberihrt bleiben die Regelungen zur behinderungsgerechten Einrichtungund
Unterhaltung der Arbeitsstatten zugunsten von Menschen mit Behinderungen in an-
deren Rechtsvorschriften, insbesondere im Neunten Buch Sozialgesetzbuch.

(5) Von der barrierefreien Gestaltung durfen offentliche Stellen nur dann absehen,
wenn sie durch eine barrierefreie Gestaltung im Einzelfall unverhaltnismafig belastet
wuirden. Als eine unverhaltnismaRige Belastung im Sinne dieses Abschnitts sind
MalRnahmen zu verstehen, die

1. einer offentlichen Stelle eine Gbermafige finanzielle Last in Hinblick auf GréR3e,
Ressource und Art der 6ffentlichen Stelle auferlegen,

2. die Fahigkeit einer 6ffentlichen Stelle ihren Zweck zu erfillen gefahrden
wirden oder

3. die Mdglichkeit zur Veroéffentlichung von Informationen, die fir ihre Aufgaben
und Dienstleistungen erforderlich oder relevant sind, gefahrden wirden.

Dabei ist dem voraussichtlich entstehenden Nutzen oder Nachteil fur die Birger,
insbesondere fir Menschen mit Behinderungen, Rechnung zu tragen, indem die ge-
schatzten Kosten und Vorteile fur die betreffende 6ffentliche Stelle im Verhaltnis zu
den geschatzten Vorteilen fur Menschen mit Behinderungen abgewogen werden,
wobei die Nutzungshaufigkeit und die Nutzungsdauer der digitalen Auftritte und An-
gebote zu bericksichtigen sind.

(6) Sieht die offentliche Stelle nach Absatz 5 von der barrierefreien Gestaltung ab,
bleibt davon die Verpflichtung nach § 14 unberthrt.

(7) Die Freie Hansestadt Bremen wirkt darauf hin, dass inshesondere gewerbs-
malfige Anbieter von Websites und mobilen Anwendungen sowie von grafischen
Programmoberflachen, die mit Mitteln der Informationstechnik dargestellt werden,
insbesondere durch Zielvereinbarungen nach 8§ 6 Absatz 2 ihre Produkte so gestal-
ten, dass sie barrierefrei genutzt werden kénnen.

(8) Bedienen sich offentliche Stellen zum Zwecke ihrer Aufgabenwahrnehmung
gewerbsmaliger Anbieter von Websites sowie von grafischen Programmoberflachen,
die mit Mitteln der Informationstechnik dargestellt werden oder von mobilen Anwen-
dungen, so sind die Vergabekriterien entsprechend den technischen Standards nach
Absatz 1 und 2 zu gestalten.

8§14
Erklarung zur Barrierefreiheit

(1) Die offentlichen Stellen verdffentlichen auf der Startseite des Angebots eine
Erklarung zur Barrierefreiheit ihrer Websites oder mobilen Anwendungen.

(2) Die Erklarung zur Barrierefreiheit enthalt:
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1. fOr den Fall, dass ausnahmsweise keine vollstdndige barrierefreie Gestaltung
erfolgt ist,

a) die Benennung der Teile des Inhalts, die nicht vollstandig barrierefrei
gestaltet sind,
b) die Griinde fir die nicht barrierefreie Gestaltung sowie
Cc) gegebenenfalls einen Hinweis auf barrierefrei gestaltete Alternativen,
2. eine auf der Startseite hervorgehobene und unmittelbar barrierefrei zugang-
liche und abrufbare Beschreibung und Verlinkung, die es ermdglichen elek-
tronisch Kontakt aufzunehmen, um noch bestehende Barrieren mitzuteilenund

um Informationen und Inhalte, die nicht barrierefrei sind, in einem zugang- li-
chen Format anzufordern (Feedbackmechanismus),

3. eine auf der Startseite hervorgehobene und unmittelbar barrierefrei zugang-
liche und abrufbare Verlinkung zum Durchsetzungsverfahren.

(3) Die offentlichen Stellen sind verpflichtet, eingehende Meldungen und Anfragen
binnen zwei Wochen zu beantworten und auf Anforderung barrierefreie Inhalte zu
Ubermitteln.

815
Zentralstelle fur barrierefreie Informationstechnik

(1) Fur die Freie Hansestadt Bremen wird bei der beauftragten Person eine
Zentralstelle fur barrierefreie Informationstechnik eingerichtet. Ihre Aufgaben sind:

1. periodisch zu Uberwachen sowie bei Bedarf anlassbezogen zu kontrollieren,
ob und inwiefern digitale Auftritte und Angebote offentlicher Stellen den An-
forderungen an die Barrierefreiheit gentigen,

2. die offentlichen Stellen anlasslich der Prifergebnisse zu beraten,

3. zu kontrollieren, ob festgestellte VerstoRe gegen die Barrierefreiheit beseitigt
wurden,

4. die Berichte der obersten Landesbehorden im Sinne des § 17 Absatz 1
auszuwerten,

5. den Bericht im Sinne des § 17 Absatz 2 vorzubereiten,
6. das Durchsetzungsverfahren nach § 16 durchzufihren,

7. die Bewertung der offentlichen Stelle im Hinblick auf einen Verzicht auf eine
barrierefreie Gestaltung aufgrund von § 13 Absatz 5 zu tberprifen und

8. als sachverstandige Stelle die Schlichtungsstelle nach 8 22 zu unterstitzen.

(2) Die offentlichen Stellen sind verpflichtet, die Zentralstelle flr barrierefreie
Informationstechnik bei der Erflllung ihrer Aufgaben zu unterstitzen. Sie haben
insbesondere:
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1. Auskunft zu erteilen sowie Einsicht in alle Unterlagen unabhangig von ihrer
Speicherform zu gewéhren und

2. der Zentralstelle fur barrierefreie Informationstechnik unverziglich Zugangzu
den Websites und mobilen Anwendungen zu gewahren.

§ 16
Durchsetzungsverfahren

(1) Wer durch mangelnde Barrierefreiheit bei der Nutzung von digitalen Auftritten
und Angeboten offentlicher Stellen beeintrachtigt wird, kann sich an die Zentralstelle
fur barrierefreie Informationstechnik als Durchsetzungsstelle wenden, sofern er in-
nerhalb der Frist des § 14 Absatz 3 keine oder keine zufriedenstellende Antwort er-
halten hat und die Barriere immer noch besteht.

(2) Stellt die Zentralstelle fur barrierefreie Informationstechnik Verstt3e gegen
Bestimmungen der Barrierefreiheit im Sinne dieses Abschnitts fest, so ist dies ge-
genuber der oOffentlichen Stelle mit der Aufforderung zu beanstanden, den nicht
barrierefreien Zustand innerhalb einer von der Zentralstelle fur barrierefreie Infor-
mationstechnik zu bestimmenden Frist zu beseitigen. Die Beanstandung hat Vor-
schlage zur Herstellung der Barrierefreiheit zu enthalten. Kommt die 6ffentliche
Stelle der Beanstandung nicht nach, hat sie dies gegenuber der Zentralstelle fur
barrierefreie Informationstechnik zu begriinden. Die am Verfahren Beteiligten sind
Uber den jeweiligen Verfahrensstand zu informieren.

(3) Die Zentralstelle fur barrierefreie Informationstechnik schlief3t das Durch-
setzungsverfahren mit einer den Verlauf und die wesentlichen Fakten des Durch-
setzungsverfahrens zusammenfassenden Abschlussmitteilung an den Nutzer oder
die Nutzerin ab. Die jeweils betroffene offentliche Stelle sowie die flir sie oberste
zustandige Landesbehdrde sind dartiber in Kenntnis zu setzen. Die Abschlussmit-
teilung enthalt einen Hinweis auf das Schlichtungsverfahren nach 8§ 22, der

1. die Méglichkeit, ein solches Schlichtungsverfahren durchzuftihren, erlautert
und

2. die Verlinkung zur Schlichtungsstelle enthalt.

(4) Wer der Ansicht ist, durch offentliche Stellen der Freien Hansestadt Bremen
oder den Stadtgemeinden Bremen oder Bremerhaven in einem Recht nachdem
3. Abschnitt dieses Gesetzes verletzt worden zu sein, kann um gerichtlichen Rechts-
schutz auf Feststellung eines VerstolRes oder hinsichtlich der Vornahme oder des
Unterlassens einer Handlung erst ersuchen, wenn zuvor das Durchsetzungs- verfah-
ren nach Absatz 3 abgeschlossen wurde.
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8§ 17
Berichterstattung tber den Stand der Barrierefreiheit

(1) Die obersten Landesbehorden erstatten alle drei Jahre, erstmals zum
30. Januar 2021, der Zentralstelle fiur Informationstechnik Bericht Giber den Stand der
Barrierefreiheit:

1. der Websites einschliel3lich der Intranetangebote der offentlichen Stellen und
2. der mobilen Anwendungen der 6ffentlichen Stellen.

(2) Die Zentralstelle fur barrierefreie Informationstechnik bereitet den Bericht der
Freien Hansestadt Bremen an den Bund im Sinne des 8§ 12c Absatz 2 des Behin-
dertengleichstellungsgesetzes des Bundes vor.

§18
Verordnungsermachtigung

Die Senatorin fir Finanzen wird erméchtigt, nach Anhérung des Landesteilhabe-
beirats gemal § 25, durch Rechtsverordnung Regelungen zu erlassen uber:

1. diejenigen digitalen Auftritte und Angebote, auf die sich der Geltungsbereich
der Verordnung bezieht,

2. die technischen Standards, die 6ffentliche Stellen bei der barrierefreien Ge-
staltung anzuwenden haben und den Zeitpunkt, ab dem diese Standards
anzuwenden sind,

3. die Bereiche und Arten amtlicher Informationen, die barrierefrei zu gestalten
sind,

4. die Einzelheiten des Durchsetzungsverfahrens,
5. die konkreten Anforderungen der Erklarung zur Barrierefreiheit,

6. die konkreten Anforderungen der Berichterstattung tber den Stand der
Barrierefreiheit und

7. die Einzelheiten der Berichterstattung nach § 17 Absatz 1.

8§19
Datenverarbeitung

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch offentliche Stellen sowie die
Schlichtungsstelle ist zulédssig, soweit sie zur Beantwortung eingehender Meldungen
und Anfragen und zur Ubermittlung barrierefreier Inhalte gemaR § 14 Absatz 3 sowie
zur Durchfuihrung des Durchsetzungsverfahrens gemalf 8§ 16, des Schlichtungsver-
fahrens gemal 8§ 22 oder eines gerichtlichen Verfahrens erforderlich ist.
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(2) Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne
des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des Européischen Parlaments
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz nattrlicher Personen bei der Verarbei-
tung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4. Mai 2016,
Seite 1; L 314 vom 22. November 2016, Seite 72) ist abweichend von Artikel 9 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 zulassig, wenn die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 vorliegen. Der Verantwortliche sieht angemessene und spezifische Mal3nah-
men zur Wahrung der Grundrechte und Interessen der betroffenen Person gemani §
11 Absatz 2 des Bremischen Ausfuhrungsgesetzes zur EU-Datenschutz- Grundver-
ordnung vor.

(3) Die Verarbeitung personenbezogener Daten und besonderer Kategorien
personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2016/679 durch o6ffentliche Stellen zum Zwecke der Berichterstattung gemaf § 17
Absatz 1 und 2 ist nur zulassig, soweit die Daten anonymisiert sind.

Abschnitt 4
Rechtsbehelfe

§ 20
Verbandsklagerecht

(1) Einem nach Absatz 4 anerkannten Verband steht, ohne in seinen Rechten
verletzt zu sein, der gerichtliche Rechtsweg nach MalRgabe der Verwaltungs-
gerichtsordnung oder des Sozialgerichtsgesetzes offen, zur Feststellung eines
Verstol3es gegen:

1. das Benachteiligungsverbot nach 8§ 7 Absatz 1 und die Verpflichtung zur Her-
stellung der Barrierefreiheit in § 8 Absatz 1 und 3, § 9 Absatz 3 Satz 2 und 4
und 8 10 Absatz 1 Satz 2 oder gegen Bestimmungen der hierzu erlassenen
Rechtsverordnungen,

2. die Vorschriften des Landesrechts zur Herstellung der Barrierefreiheitin 8 9
Absatz 1 des Bremischen Tageseinrichtungs- und Kindertagespflegegesetzes,
§ 34 Absatz 1 Satz 3 und 4 der Bremischen Landeswahlordnung, 8§ 16
Absatz 1 und 2 Satz 1 bis 4 der Wahlordnung zum Bremischen Personalver-
tretungsgesetz, 8 9 Absatz 3 und 4 der Wahlordnung zur Wahl der Frauen-
beauftragten, 8 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 und 8§ 20 Absatz 1 Satz 2 des
Bremischen Landesstral3engesetzes oder § 4 Absatz 3 Satz 2 des Gesetzes
Uber den offentlichen Personennahverkehr im Land Bremen,

3. die Vorschriften zur Herstellung der Barrierefreiheit nach der Bremischen
Landesbauordnung bei der Erteilung von Baugenehmigungen oder

4. die Verpflichtung zur barrierefreien Gestaltung von Websites und mobilen An-
wendungen offentlicher Stellen, einschliel3lich der fur die Beschaftigten be-
stimmten Angebote im Intranet gemalf3 § 13 Absatz 1 oder die Verpflichtung
zur Veroffentlichung der Erklarung zur Barrierefreiheit gemaf § 14.
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Auf Antrag kdnnen dem Verbandsklageberechtigten von der beklagten Behorde die
im Falle des Unterliegens zu tragenden Kosten des Beklagten und die Gerichts-
kosten erstattet werden, soweit eine Kostentragung fir den Verbandsklageberech-
tigten eine unbillige Harte darstellen wirde.

(2) Gerichtlicher Rechtsschutz nach Absatz 1 ist nur zulassig, wenn der Verband
durch den geltend gemachten Verstol3 in seinem satzungsgemalen Aufgaben- be-
reich berthrt wird. Soweit ein Mensch mit Behinderungen selbst seine Rechte
durch eine Gestaltungs- oder Leistungsklage verfolgen kann oder hatte verfolgen
kénnen, kann um Rechtsschutz nach Absatz 1 nur ersucht werden, wenn der Ver-
band geltend macht, dass es sich bei dem Verstof3 um einen Fall von allgemeiner
Bedeutung handelt. Dies ist insbhesondere der Fall, wenn eine Vielzahl gleich gela-
gerter Falle vorliegt.

(3) Um gerichtlichen Rechtsschutz nach Absatz 1 gegen einen Trager der offent-
lichen Gewalt kann ein Verband erst ersuchen, wenn zuvor ein Schlichtungsver- fah-
ren nach 8 22 durchgefihrt wurde. Das gerichtliche Rechtsschutzbegehren ist nur
zulassig, wenn gemald 8§ 22 Absatz 7 Satz 1 festgestellt wurde, dass eine gutliche Ei-
nigung nicht erzielt werden konnte und dies nach § 22 Absatz 7 Satz 2 bescheinigt
worden ist.

(4) Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport soll einen
Verband anerkennen, der

1. nach seiner Satzung ideell und nicht nur voriibergehend die Belange von
Menschen mit Behinderungen fordert,

2. nach der Zusammensetzung seiner Mitglieder dazu berufen ist, Interessen von
Menschen mit Behinderungen auf der Ebene des Bundes oder des Landes zu
vertreten,

3. zum Zeitpunkt der Anerkennung mindestens drei Jahre besteht und in dieser
Zeit im Sinne der Nummer 1 tatig gewesen ist,

4. die Gewabhr fur eine sachgerechte Aufgabenerfillung bietet; dabei sind Artund
Umfang seiner bisherigen Tatigkeit, der Mitgliederkreis sowie die Leistungs-
fahigkeit des Vereines zu bericksichtigen und

5. den Anforderungen der Gemeinnitzigkeit oder Mildtatigkeit im Sinne der
Abgabenordnung genugt.

(5) Ein nach § 13 Absatz 3 des Gesetzes zur Gleichstellung von Menschen mit
Behinderungen durch das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales anerkannter
Verband gilt auch als anerkannt im Sinne des Absatzes 4; entsprechendes gilt fur
rechtlich selbstandige Mitgliedsvereine eines solchen Verbandes.

(6) Bei Wegfall einer der in Absatz 4 genannten Voraussetzungen kann die Aner-
kennung nach Anhdrung des betroffenen Verbandes widerrufen werden. Mit einem
Widerruf seitens des Bundesministeriums fur Arbeit und Soziales entfallt fir Ver-
bande nach Absatz 5 die Anerkennung durch die Senatorin fur Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport.
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§21
Vertretungsbefugnisse in verwaltungs- oder sozialrechtlichen Verfahren

Werden Menschen mit Behinderungen in ihren Rechten aus § 7 Absatz 1, 8§ 8 Ab-
satz 1, 8 9 Absatz 3 Satz 1 und 2 oder § 10 Absatz 1 Satz 2 verletzt, kdnnen an ih-
rer Stelle und mit ihrem Einverstdndnis Verb&nde nach 8§ 20 Absatz 4, die nicht
selbst am Verfahren beteiligt sind, Rechtsschutz beantragen. Gleiches gilt bei Ver-
stbRen gegen 8 13, soweit die Verpflichtung von 6ffentlichen Stellen zur barriere-
freien Gestaltung von Websites und mobilen Anwendungen, die fiir die Offentlichkeit
bestimmt sind oder der fiir die Beschéaftigten bestimmten Angebote im Intranet be-
troffen ist sowie bei Verstof3en gegen 8§ 14 oder gegen Vorschriften des Landes-
rechts, die einen Anspruch auf Herstellung von Barrierefreiheit im Sinne des § 5 vor-
sehen. In diesen Fallen missen alle Verfahrensvoraussetzungen wie bei einem
Rechtsschutzersuchen durch den Menschen mit Behinderungen selbst vorliegen.

§22
Schlichtungsstelle und -verfahren; Verordnungserméachtigung

(1) Bei der beauftragten Person gemald § 23 Absatz 1 Satz 1 wird eine Schlich-
tungsstelle zur au3ergerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten nach den Absatzen 2
und 3 oder nach 8§ 20 eingerichtet. Sie wird mit neutralen schlichtenden Personen
besetzt und hat eine Geschaftsstelle. Das Verfahren der Schlichtungsstelle muss
insbesondere gewahrleisten, dass

1. die Schlichtungsstelle unabhangig ist und unparteiisch handelt,
2. die Verfahrensregeln fir Interessierte zuganglich sind,

3. die Beteiligten des Schlichtungsverfahrens rechtliches Gehor erhalten,
insbesondere Tatsachen und Bewertungen vorbringen kénnen,

4. die schlichtenden Personen und die weiteren in der Schlichtungsstelle tétigen
Personen die Vertraulichkeit der Informationen gewéhrleisten, von denen sie
im Schlichtungsverfahren Kenntnis erhalten und

5. eine barrierefreie Kommunikation mit der Schlichtungsstelle moglich ist.

(2) Wer der Ansicht ist, in einem Recht nach diesem Gesetz durch 6ffentliche
Stellen der Freien Hansestadt Bremen oder der Stadtgemeinden Bremen oder Bre-
merhaven verletzt worden zu sein, kann bei der Schlichtungsstelle nach Absatz1 ei-
nen Antrag auf Einleitung eines Schlichtungsverfahrens stellen. Ist vor der Erhebung
einer Klage gegen die behauptete Rechtsverletzung nach der Verwal- tungsgerichts-
ordnung oder dem Sozialgerichtsgesetz ein Vorverfahren durchzu- fuhren, gilt dies
auch fur das Schlichtungsverfahren mit der Mal3gabe, dass ein Widerspruchsbe-
scheid gemaf § 73 Verwaltungsgerichtsordnung oder § 85 Absatz 2 Sozialgerichts-
gesetz erst nach Durchfiihrung des Schlichtungsverfahrens oder bei Ablehnung des
Schlichtungsverfahrens durch den Widerspruchsfihrer ergeht.
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(3) Ein nach § 20 Absatz 4 anerkannter Verband kann bei der Schlichtungsstelle
nach Absatz 1 einen Antrag auf Einleitung eines Schlichtungsverfahrens stellen,
wenn er die Feststellung eines Verstol3es gemal § 20 Absatz 1 anstrebt.

(4) Der Antrag nach den Absétzen 2 und 3 kann in Textform oder zur Niederschrift
bei der Schlichtungsstelle gestellt werden. Diese Ubermittelt zur Durchfiihrung des
Schlichtungsverfahrens eine Abschrift des Schlichtungsantrags an die jeweilige 6f-
fentliche Stelle.

(5) Die Schlichtungsstelle wirkt in jeder Phase des Verfahrens auf eine gutliche
Einigung der Beteiligten hin. Sie kann einen Schlichtungsvorschlag unterbreiten. Der
Schlichtungsvorschlag soll am geltenden Recht ausgerichtet sein.

(6) Das Schlichtungsverfahren ist fur die Beteiligten unentgeltlich.

(7) Das Schlichtungsverfahren endet mit der Einigung der Beteiligten, der Ruck-
nahme des Schlichtungsantrags oder der Feststellung, dass keine Einigung mdglich
ist. Wenn keine Einigung mdglich ist, endet das Schlichtungsverfahren mit der Zu-
stellung der Bestatigung der Schlichtungsstelle an die Antragstellerin oder den An-
tragsteller, dass keine gutliche Einigung erzielt werden konnte.

(8) Der Senat wird erméchtigt, nach Anhoérung des Landesteilhabebeirates gemani
8 23, das Nahere uber die Geschaftsstelle, die Besetzung und das Verfahren der
Schlichtungsstelle nach den Absétzen 1, 4, 5 und 7 sowie Uber die Kosten des Verfah-
rens und die Entschadigung durch Rechtsverordnung zu bestimmen.

Abschnitt 5
Beauftragte oder Beauftragter der Freien Hansestadt Bremen
fur die Belange von Menschen mit Behinderungen

§ 23
Amt der oder des Landesbehindertenbeauftragten

(1) Die Prasidentin oder der Prasident der Blrgerschaft schlagt eine Landes- be-
hindertenbeauftragte oder einen Landesbehindertenbeauftragten (beauftragte Per-
son) nach Anhdrung der Verbande nach § 20 Absatz 4 vor. Die Birgerschaft wahlt
die auf Vorschlag der Prasidentin oder des Prasidenten beauftragte Person fur
sechs Jahre. Sie wird danach vom Vorstand der Burgerschaft ernannt.

(2) Die beauftragte Person soll ein Mensch mit Behinderung sein.

(3) Die beauftragte Person ist in der Wahrnehmung des Amtes unabhangig und
nur dem Gesetz unterworfen.

(4) Der beauftragten Person sind fir die Erfallung ihrer Aufgaben die notwendigen
Personal- und Sachmittel zur Verfligung zu stellen.

(5) Der Vorstand der Burgerschaft bestellt auf Vorschlag der beauftragten Person
aus dem Kreis der bei ihr tatigen Beschaftigten eine Vertreterin oder einen Vertreter.
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Diese oder dieser nimmt die Geschéfte wahr, wenn die beauftragte Person an der
Ausibung ihres Amtes verhindert ist oder das Amtsverhéltnis endet.

8§24
Aufgaben und Befugnisse

(1) Die beauftragte Person wirkt auf gleichwertige Lebensbedingungen fir Men-
schen mit und ohne Behinderungen in allen Bereichen des gesellschaftlichen Le-
bens hin und fordert die Umsetzung des Ubereinkommens der Vereinten Nationen
Uber die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-Behindertenrechtskonven-
tion).

(2) Die beauftragte Person wirkt aul3erdem darauf hin, dass die Verpflichtung der
Trager offentlicher Gewalt, fir die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen
und die Beseitigung geschlechtsspezifischer Benachteiligungen von Frauen mit Be-
hinderungen zu sorgen, in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens erflllt
wird.

(3) Die beauftragte Person steht den Birgerinnen und Birgern mit und ohne Be-
hinderungen und ihren Verbanden im Sinne einer Ombudsfunktion als Mittler zwi-
schen den Interessen von Menschen mit Behinderungen, Behindertenverbénden
und Organisationen, die Menschen mit Behinderungen vertreten, Rehabilitations-
tragern, Einrichtungen fir Menschen mit Behinderungen und der 6ffentlichen Ver-
waltung sowie der Burgerschaft zur Verfigung.

(4) Jede Burgerin und jeder Burger kann sich an die beauftragte Person wenden.
Niemand darf deswegen benachteiligt werden.

(5) Der Senat beteiligt die beauftragte Person bei allen Vorhaben des Senats, die
die Belange von Menschen mit Behinderungen betreffen. Die beauftragte Person hat
das Recht auf frihzeitige Information und kann jederzeit Stellungnahmen abgeben.

(6) Die beauftragte Person hat gegeniber den Tragern offentlicher Gewalt einen
Anspruch, bei der Erfullung ihrer Aufgaben die erforderlichen Auskiinfte und Akten-
einsicht unter Beachtung datenschutzrechtlicher Vorschriften zu erhalten.

(7) Stellt die beauftragte Person Verst6l3e gegen das Verbot der Benachteiligung
von Menschen mit Behinderungen oder gegen die Bestimmungen zur Barrierefreiheit
fest oder werden andere Verpflichtungen aus diesem Gesetz nicht eingehalten, so
beanstandet sie dies gegenuber dem zustandigen Trager 6ffentlicher Gewalt oder
dem zustédndigen Mitglied des Senats. Die beauftragte Person kann sich zur Abhilfe
auch an die Prasidentin oder den Prasidenten der Burgerschaft wenden.

(8) Die beauftragte Person legt der Burgerschaft alle zwei Jahre einen Bericht
Uber ihre eigene Tatigkeit vor. In der Aussprache uber den Tatigkeitsbericht soll die
Blrgerschaft der beauftragten Person Gelegenheit zur Vorstellung des Tatigkeits-
berichts geben.

(9) Die Absatze 2, 6 und 7 gelten fur 6ffentlichen Stellen entsprechend, soweit
Verpflichtungen aus dem 3. Abschnitt berihrt sind.
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Abschnitt 6
Landesteilhabebeirat

8§25
Landesteilhabebeirat

(1) Es wird ein Landesteilhabebeirat gebildet. Den Vorsitz fihrt die beauftragte
Person.

(2) Aufgabe des Landesteilhabebeirats ist die inhaltliche Begleitung der Umset-
zung der Zielvorgaben des Ubereinkommens tiber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen vom 13. Dezember 2006 und des ,Aktionsplans zur Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention im Land Bremen*. Er ist an der Weiterentwicklung
der im Aktionsplan benannten Maflinahmen beteiligt. Er berat und unterstitzt die be-
auftragte Person in allen wesentlichen Fragen, die die Belange von Menschen mit
Behinderungen bertihren. Der Landesteilhabebeirat hat nach derZusammensetzung
seiner Mitglieder auch die Aufgabe, die Menschen mit Behinderungen in ihrer Ge-
samtheit auf Landesebene zu vertreten.

(3) Die Zusammensetzung und Arbeitsweise des Landesteilhabebeirates folgen
dem Prinzip der Partizipation von Menschen mit Behinderungen als Expertinnenund
Experten in eigener Sache. Mitglieder des Landesteilhabebeirates sind:

1. als stimmberechtigte Mitglieder:

a) die beauftragte Person als Vorsitzende,
b) die beauftragte Person der Stadtgemeinde Bremerhaven,

c) Vertreterinnen und Vertreter der nach 8§ 20 Absatz 4 klageberechtigten
Verbande,

d) zwei Vertreterinnen oder Vertreter des Inklusionsbeirats Bremerhaven,

e) weitere Vertreterinnen und Vertreter von Verbanden, die die Interessen
von Menschen mit Behinderungen vertreten und auf Vorschlag der nach
§ 20 Absatz 4 klageberechtigten Verb&nde oder auf Vorschlag der
beauftragten Person mit einfacher Mehrheit der stimmberechtigten
Mitglieder benannt werden,

2. als nicht stimmberechtigte Mitglieder mit Berichterstattungspflicht der Ressorts
zu dem Stand der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention und des
»Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im Land
Bremen®:

a) eine Vertreterin oder einen Vertreter der Senatskanzlei,
b) jeweils eine Vertreterin oder einen Vertreter aller Senatsressorts,

c) eine Vertreterin oder einen Vertreter der Zentralstelle fur die Verwirklichung
der Gleichberechtigung der Frau,

d) eine Vertreterin oder einen Vertreter des Magistrats der Stadtgemeinde
Bremerhaven
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3. als weitere Mitglieder ohne Stimmrecht zudem zivilgesellschaftliche Organi-
sationen und Gruppen, die durch die stimmberechtigten Mitglieder vorge-
schlagen und durch einfache Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder
benannt werden kénnen.

(4) Jedes Mitglied hat eine stellvertretende Person. Frauen und Manner sollen bei
den Vorschlagen fur die Benennung von Mitgliedern jeweils zu fiinfzig Prozent be-
ricksichtigt werden. Sofern ein Mann als ordentliches Mitglied vorgeschlagen wird,
soll als stellvertretendes Mitglied eine Frau vorgeschlagen werden und umgekehrt.

(5) Die stimmberechtigten Mitglieder nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe a
bis ¢ entscheiden Uber den Ausschluss der stimmberechtigten Mitglieder nach Ab-
satz 3 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe d und der nicht stimmberechtigten Mitglieder
nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 mit der Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Stimmen.

(6) Bei der beauftragten Person wird eine Geschaftsstelle des Landesteilhabe-
beirats gebildet. Der Geschéftsstelle des Landesteilhabebeirates werden die fur die
Aufgabenerfillung notwendigen Personal- und Sachmittel durch den Beschluss der
Bremischen Birgerschaft Gber den Haushaltsplan zur Verfigung gestellt. Hierzu ge-
hort eine Aufwandsentschadigung fur die ehrenamtliche Tatigkeit der stimm- berech-
tigten Mitglieder gemaf Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 im Landesteilhabebeirat. Weitere
Mitglieder nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 kénnen eine Aufwandsentschadi- gung
fur inre ehrenamtliche Téatigkeit beantragen. Die Aufwandsentschadigung richtet sich
nach der Verordnung tUber Pauschsatze nach dem Ortsgesetz tUber Beirate und Orts-
amter.

(7) Der Landesteilhabebeirat gibt sich seine Geschaftsordnung, die auchdie
Zusammensetzung des Landesteilhabebeirats darstellt.

Abschnitt 7 Forde-
rung der Partizipation

8§ 26
Forderung der Partizipation

Die Freie Hansestadt Bremen férdert im Rahmen der zur Verfigung stehenden
Haushaltsmittel MaRnahmen unabhangiger Verbénde, die die Voraussetzungen des
8 20 Absatz 4 Nummer 1 bis 5 erflillen. Sie sollen niedrigschwellig zur Starkung der
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an der Gestaltung 6ffentlicher Ange-
legenheiten beitragen.
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Abschnitt 8 Schluss-
bestimmungen

§ 27
Ubergangsregelungen

Die beauftragte Person im Sinne des § 23, die am 20. Dezember 2018 im Amt ist,
bleibt bis zum Ende ihrer laufenden Amtszeit im Amt.

§28

Ubergangsregelungen fiir die Gestaltung von Websites
und mobilen Anwendungen

Die Regelungen des Abschnitts 3, die die Gestaltung von Websites und mobilen
Anwendungen der offentlichen Stellen einschliel3lich der fir die Beschéftigten be-
stimmten Angebote im Intranet betreffen, sind wie folgt anzuwenden:

1. auf Websites offentlicher Stellen, die ab dem 24. September 2018 veroffent-
licht werden: spatestens ab dem 23. September 2019,

2. auf Websites offentlicher Stellen, die vor dem 24. September 2018 veroffent-
licht werden: spatestens ab dem 23. September 2020,

3. auf mobile Anwendungen 6&ffentlicher Stellen: spatestens ab dem 23. Juni
2021.

§ 29
Aufhebung einer Verordnung

Die Verordnung fur die Gestaltung barrierefreier Informationstechnik vom
27. September 2005 (Brem.GBI. S. 531), die zuletzt durch die Verordnungvom
20. November 2012 (Brem.GBI. S. 506) geéndert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 2
Weitere Anderungen des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes
zum Jahr 2020

Das Bremische Behindertengleichstellungsgesetz vom 20. Dezember 2018 wird
wie folgt geandert:

1. 8§20 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

,1. das Benachteiligungsverbot nach § 7 Absatz 1 und die Verpflichtung zur
Herstellung der Barrierefreiheit in § 8 Absatz 1, 8 9 Absatz 3 Satz 2 und 4,
8§ 10 Absatz 1 Satz 2 und § 11 Absatz 2 oder gegen Bestimmungen der
hierzu erlassenen Rechtsverordnungen,*”
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2. 8§21 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

~Werden Menschen mit Behinderungen in ihren Rechten aus 8 7 Absatz 1, § 8 Ab-
satz 1, 8 9 Absatz 3 Satz 2 und 4, § 10 Absatz 1 Satz 2 oder § 11 Absatz 2 ver-
letzt, kbnnen an ihrer Stelle und mit ihrem Einverstandnis Verbande nach § 20 Ab-
satz 4, die nicht selbst am Verfahren beteiligt sind, Rechtsschutz beantragen.”

Artikel 3 Inkraft-
treten, AufRerkrafttreten

(1) Artikel 1 tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kratft.

(2) Gleichzeitig tritt das Bremische Behindertengleichstellungsgesetz vom
18. Dezember 2003 (Brem.GBI. S. 413, 430; 2004 S. 18 — 86-e-1), das zuletzt durch
Gesetz vom 25. November 2014 (Brem.GBI. S. 555) geandert worden ist, aul3er
Kraft.

(3) Artikel 2 tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.
Bremen, den 18. Dezember 2018

Der Senat
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17
Amtsblatt
der
Freien Hansestadt Bremen

2019 Verkiindet am 11. Februar 2019 Nr. 30

Dienstanweisung zum Schutz vor sexueller Beldstigung am Arbeitsplatz
Praambel

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen férdert eine gleichberechtigte und
vertrauensvolle Zusammenarbeit der Beschéftigten des Landes und der Stadt-
gemeinde Bremen. Er wirkt auf die Wahrung der Persdnlichkeitsrechte und den
Schutz der Wiirde des/der einzelnen Beschéftigten hin.

Sexuelle Beldstigung stellt eine Verletzung der Menschenwiirde, einen Versto3
gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung und eine Form der Geschlechter-
diskriminierung dar.

Sexuelle Belastigung kann dazu fiihren, dass die Motivation, Leistungsfahigkeit
und Gesundheit der Betroffenen eingeschrankt wird, ein negatives Arbeitsklima
geschaffen wird sowie Arbeitsablaufe gestért und Arbeitsergebnisse beeintrach-
tigt werden und damit ein Schaden fiir einzelne Beschéftigte und die Dienst-
stelle/Behoérde entsteht.

Der Senat setzt sich fir einen wirksamen Schutz vor sexueller Diskriminierung
und Gewalt ein. In der Umsetzung des Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetzes (AGG) soll diese Dienstanweisung den Umgang mit Beschwerden zu
sexueller Belastigung am Arbeitsplatz konkretisieren, fur das Thema sensibili- .
sieren und Betroffene ermutigen, sich Unterstiitzung zu sichern und ihr
Beschwerderecht in Anspruch zu nehmen. Beldstigenden sollen die Grenzen
und méglichen Folgen ihres Verhaltens deutlich gemacht werden. Die Dienst-
anweisung verfolgt damit auch das Ziel, praventiv zu wirken.

Geltungsbereich

Diese Dienstanweisung gilt fir alle dem Senat der Freien Hansestadt Bremen
zuzuordnenden. Organisationseinheiten der Freien Hansestadt Bremen — Land
und Stadtgemeinde — und damit fir alle dort Beschéftigten im Sinne des § 6
Absatz 1 AGG und des § 24 AGG.

Begriffsbestimmung

Sexuelle Belastigung wird im Sinne dieser Dienstanweisung in § 3 Absatz 4
AGG definiert. Es handelt sich demnach um ein unerwiinschtes, sexuell
bestimmtes Verhalten, das bezweckt oder bewirkt, dass die Wurde der anderen
Person verletzt wird, insbesondere, wenn ein von Einschiichterungen, Anfein-

Frauenforderung in der bremischen Verwaltung . ' Seite 47



4. Dienstanweisung zum Schutz vor sexueller Beléstigung am Arbeitsplatz

Nr. 30 Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 11. Februar 2019 118

dungen, Erniedrigungen, Entwirdigungen oder Beleidigungen gekenn-
zeichnetes Umfeld geschaffen wird.

Sexuelle Belastigung und Gewalt werden in vielfaltiger Art und Weise ausgetibt.
Dies kann verbal, nonverbal und auch durch tatliche Ubergriffe geschehen. Die
maoglichen Erscheinungsformen sexueller Beldstigung und Gewalt sollen durch
die folgenden, exemplarisch aufgefiihrten Handlungen und AuBerungen charak-
terisiert werden: '

- Bemerkungen, Kommentare, Gesten und Verhaltensweisen sexuellen
Inhalts, insbesondere sexuell herabwirdigender Sprachgebrauch, Bemer-
kungen tber Personen und/oder deren Kérper, die in einen (auch subtilen)
sexuell gepragten Zusammenhang gestellt werden,

- Zeigen und sichtbares Anbringen sexualisierter Darstellungen inklusive des
Kopierens, Verwendens oder Nutzens sexualisierter Bildmaterialien,
Computerprogramme oder Internetseiten in den Dienststellen,

- Telefongesprache, Briefe und elektronische Nachrichten mit sexuellen
Anspielungen (dazu gehoren auch: nachstellende, beldstigende oder
bedrohende Telefonanrufe, SMS, Nachrichten auf dem Anrufbeantworter, E-
Mails oder Beitrage in Social Media),

- unerwinschte sexuelle Handlungen und Aufforderungen zu diesen, insbe-
sondere unangemessene kérperliche Beriihrungen und Aufforderungen Zu
sexualisiertem Verhalten,

- sexuelle Ubergriffe und Gewalt.

Sexuelle Belastigung ist eine Form der Geschlechtsdiskriminierung. Folglich
sind damit auch Diskriminierungen aufgrund der Geschlechtsidentitat (Trans-
und Intersexualitat) und wegen geschlechtsuntypisch wahrgenommenen
Verhaltens oder Aussehens erfasst.

4.  Verbot der sexuellen Beléstigung

Sexuelle Belastlgung ist geman § 3 Absatz 4 AGG verboten. Dieses Verbot
bezieht sich auf alle Beschaftigten®, Auszubildenden und gilt auch gegeniiber
Dritten (z.B. Kundinnen und Kunden, Zulieferern, Kooperatlonspartnermnen und
Kooperationspartnern, Beschéaftigten von Fremdfirmen). 2

Sexuelle Belastigung stellt eine Verletzung arbeitsvertraglicher und beamten-
rechtlicher Pflichten sowie eine erhebliche Stérung des Dienstbetriebes dar und
wird als solche verfolgt. Unberiihrt von dieser Dienstanweisung bleiben Straf-
tatbesténde, deren mogliche Konsequenzen sowie die zu beachtenden strafver-
fahrensrechtlichen Bestimmungen.

' Beschaftigte im Sinne des AGG (§ 6 Abs. 1) sind Personen mit einem bestehenden Arbeits- oder Dienstver-
haltnis, Auszubildende sowie Personen, die als arbeitnehmerahnliche Personen anzusehen sind; dazu gehoéren
auch die in Heimarbeit Beschéftigten und die ihnen Gleichgestellten. Ergénzend § 24 AGG: Sonderregelungen
fur éffentlich-rechtliche Dienstverhéltnisse.

2 AGG §12 Abs. 4 verpflichtet den Arbeitgeber, geeignete Schutzmafinahmen zu ergreifen, wenn Beschaftigte bei
der Austibung ihrer Tatigkeit durch Dritte benachteiligt werden.
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Sexuelle Belastigungen unter Ausnutzung von Abhangigkeitsverhaltnissen
und/oder unter Androhung personlicher oder beruflicher Nachteile bzw. unter
Zusage von Vorteilen sind als besonders schwerwiegend zu bewerten.

Das Verbot bezieht sich auf alle sexuellen Belastigungen, die einen Zusammen-
hang mit dem Beschaftigungsverhaltnis aufweisen. Eine ortliche Begrenzung
auf den Arbeitsplatz ist nicht gegeben. Damit sind auch sexuelle Diskriminie-
rungen aulerhalb der Dienststelle/des Betriebes erfasst, z.B. im Rahmen von
Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen, bei Betriebsfeiern oder Dienstreisen.

Alle Beschéftigten sind angehalten, dafiir Sorge zu tragen, dass sexuellen
Belastigungen unverziglich und konsequent entgegengetreten wird und
Betroffene Schutz und Unterstiitzung erfahren. Alle haben durch ihr Verhalten
dazu beizutragen, dass die Integritat und Selbstbestimmung aller Beschéftigten
und Dritter respektiert wird. Eine besondere Verantwortung liegt dabei bei den
Vorgesetzten und Dienststellenleitungen.

Beratung und Unterstiitzung

Personen, die sexuell belastigt wurden oder die sich sexuell beléstigt fiihlen,
stehen zwei Wege offen. Zum einen haben sie die Moglichkeit, sich zunéchst
personlich und vertraulich beraten zu lassen. Zum anderen kdnnen sie sich
direkt oder im Anschluss an die personliche Beratung an die zustandige
Beschwerdestelle (siehe Ziffer 6 bis 8) wenden. '

 Als professionelle Beratungsstellen mit entsprechender fachlicher Expertise und
Beratungskompetenz stehen fiir eine personliche und vertrauliche Beratung
dienststelleniibergreifend zur Verfiigung:

. die Arbeitsstelle gegen Diskriminierung und Gewalt - Expertise und Konflikt-
beratung, kurz ADE, an der Universitat Bremen oder

- die Betriebliche Sozialberatung (BSB) im Zentrum far Gesunde Arbeit bei
Performa Nord.

Dariiber hinaus gibt es in den Dienststellen oder dienststelleniibergreifend als
~ erste Anlaufstelle folgende Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner fr ein
erstes Gesprach:

die Frauenbeauftragten der Dienststellen (nur fir Frauen),

- das Personalratsgremium und der Richterrat in der Dienststelle,

- die Schwerbehindertenvertretungen in den Dtenststellen (nur fiir Schwer-
behinderte),

- die Bremische Zentralstelle fiir die Verwirklichung der _Gleichberechtigung der
Frau (ZGF) in Bremen und Bremerhaven (nur fir Frauen),

- den Gesamtpersonalrat fur das Land und die Stadtgemeinde Bremen.

‘Die Erstinformation und die vertrauliche Beratung haben zum Ziel, Betroffene in
der Klarung ihrer Interessen und weiteren Schritte zu unterstiitzen. Im
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Gesprach kann iber Beschwerderechte und das Beschwerdeverfahren
informiert werden, kénnen Unterstiitzungsmdglichkeiten in einem Beschwerde-

~ verfahren erldutert, individuelle Handlungsméglichkeiten aufgezeigt oder
Informationen zu weiteren Beratungsangeboten gegeben werden. Betroffene
werden im Erstgespréach auch darauf hingewiesen, dass die Strafantragsfrist
fur eine strafrechtliche Verfolgung des Vorfalls drei Monate betrégt.

Aus einem Erstgespréch oder einem vertraulichen Beratungsgespréch dirfen
keine weiterfihrenden MaRnahmen ohne Emverstandms der/des Betroffenen
initiiert werden.

. Pflichten des Arbeitgebers oder Dienstherren

Die Dienststellenleitungen und jeweiligen zustéandigen Personalverantwort-
lichen, Filhrungskréfte und Ausbildungsverantwortlichen sind verpflichtet,
erforderliche MaRnahmen zum Schutz vor sexueller Belastigung zu treffen und
eine Arbeits- und Ausbildungsatmosphére zu schaffen, die sexuelle Belastigung
unterbindet und in der Beschwerden konsequent nachgegangen wird. Sie
haben dariiber hinaus gemaR § 16 AGG sicherzustellen, dass aus einer
Beschwerde wegen sexueller Belastigung keine persénlichen oder beruflichen
Nachteile fur die beschwerdefiihrende Person, ihre Vertrauenspersonen oder
Zeuginnen und Zeugen entstehen. : .

Einrichtung einer Beschwerdestelle

Fir die Entgegennahme und Bearbeitung von Beschwerden tber sexuelle
Belastigung ist eine vom Senat benannte zentrale Stelle zustandig.

- Bei der Einrichtung der Beschwerdestelle fiir die Bearbeitung von Beschwerden
ist Folgendes sicherzustellen: '

- Ein einfacher Zugang ist zu gewabhrleisten.

- Es sollen fiir die Beschaftigten sowohl weibliche als auch ménnliche Per-
sonen zur Verfligung stehen, um eine Beschwerde entgegen zu nehmen und
zu bearbeiten.

- Fir die benannten Personen wird eine Stellvertreterin bzw. ein Stellvertreter
" benannt, um die Méglichkeit der Beschwerde jederzeit zu gewdhrleisten.

- Die benannten Personen sind mit einem eigenstandigen Prifungsrecht aus-
gestattet und kénnen nach eigenem Ermessen - unter Wahrung der daten-
schutzrechtlichen Vorschriften und des Grundsatzes der VerhaltnismaRigkeit
der Mittel - z.B. Akten einsehen oder Zeuginnen und Zeugen anhdéren. -

- Sie erhalten vor Aufnahme ihrer Tatigkeit in der Beschwerdestelle eine
Qualifizierung, die zum rechtlichen Versténdnis der Tatbestdnde sexueller
Belastigung, der damit einhergehenden Dynamiken und Rechtfertigungs-
griinde beitragen soll.

- Im Falle der Befangenheit oder fiir den Fall, dass sich die Beschwerde gegen -
Personen der Beschwerdestelle selbst richtet, geht hilfsweise die Zustandig-
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keit auf die Dienststellenleitung tiber, in der die zentrale Beschwerdestelle
angesiedelt ist.

An der Einrichtung der Beschwerdestelle sind der Gesamtpersonalrat und die
Gesamtschwerbehindertenvertretung fiir das Land und die Stadtgemeinde
Bremen sowie die Bremische Zentralstelle fur die Verwirklichung der Gleich-
berechtigung der Frau zu beteiligen.

Beschwerderecht

Gemal § 13 Absatz 1 Satz 1 AGG haben alle Beschaftlgten das Recht, sich bei
der vom Senat benannten Beschwerdestelle zu beschweren, wenn sie sich
subjektiv sexuell belastigt fuhlen. Die subjektive Betroffenheit kann sich auch
aus der Belastigung anderer Personen (Kolleginnen und Kollegen, Kundinnen
und Kunden etc.) ergeben, wenn die Beobachtung einer sexuellen Belastigung
eine Verletzung der eigenen Wiirde darstellt.

Folgendes ist dabei zu beachten: Wenden sich Personen direkt an die Dienst- -
stellenleitung, Fithrungskrafte mit Personalverantwortung oder Ausbildungsver-
antwortliche, um von einer sexuellen Beldstigung zu berichten, dann sind diese
aufgrund ihrer Fiihrungsaufgaben dazu verpflichtet, nach § 7 Absatz 1, § 12
Absatz 3 AGG eine offizielle Beschwerdeprifung gemal Beschwerdeverfahren
(Ziffer 9) einzuleiten, unabhéngig davon, ob der/die Beschaftigte ein solches
Vorgehen wiinscht.

Betroffenen, die sich nicht sicher sind, ob sie ein offizielles Beschwerdever-
fahren wiinschen, wird geraten, sich zur Klarung ihrer Interessen und Sicherung
von Unterstiitzung an die unter Ziffer 5 genannten vertraulich beratenden
Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner zu wenden.

Beschwerdeverfahren

Im Falle einer Beschwerde wegen sexueller Beldstigung geht es sowohl um die
Beratung und den Schutz der Betroffenen als auch um die Ermittlung und ange-
messene Bearbeitung der Beschwerde. Von daher umfasst der Beschwerde-
weg die Méglichkeit zur Erstberatung wie unter Ziffer 5 beschrieben sowie den
offiziellen Verfahrensweg.

Das offizielle Beschwerdeverfahren gliedert sich in folgende Schritte:

a) Entgegennahme der Beschwerde und Vorpriifung zur Klarung von Sofort-
- mafnahmen '
b) Sachverhaltspriifung

c) Ergebnismitteilung
Zu a) Beschwerdeentgegennahme und Vorpriifung

Die Beschwerde iiber die sexuelle Belastigung kann miindlich zu Protok'oll
gegeben werden oder schriftlich erfolgen und ist an die Beschwerdestelle zu
richten. '

Frauenforderung in der bremischen Verwaltung ’ Seite 51



4. Dienstanweisung zum Schutz vor sexueller Belastigung am Arbeitsplatz

Nr. 30 Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 11. Februar 2019 122

In der Beschwerde miissen die beschuldigten Personen benannt, die sexuali-
sierten und als diskriminierend empfundenen Beldstigungen beschrieben, die
konkreten Umstande, Zeitangaben sowie eventuelle Zeuginnen und Zeugen
und Indizien — soweit vorhanden — dargelegt werden.

" Nach Eingang einer schriftlichen Beschwerde oder einer zu Protokoll
gegebenen Beschwerde erfolgt eine Anhérung der Beschwerdefiihrerin oder
des Beschwerdefiihrers. Diese Anhérung soll spatestens drei Arbeitstage nach
Eingang der Beschwerde erfolgen.

In der Anhérung sind Beschwerdefiihrende tiber das Verfahren, die Vorprifung
der Beschwerde, ihre Rechte und Pflichten zu informieren. AuBerdem wird sie
oder er auf die unter Ziffer 5 genannten vertraulichen Beratungs- und Unter-
stiitzungsmdglichkeiten hingewiesen.

Dariiber hinaus ist in der Anhérung mit der oder dem Beschwerdefiihrenden die
Notwendigkeit von SofortmaBnahmen fiir den Zeitraum des Verfahrens zu
klaren, etwa zur Sicherung von Beweisen oder zum Schutz vor weiteren
sexuellen Diskriminierungen oder Repressalien, die aufgrund der Beschwerde
zu beflirchten sind.

Die Dienststellenleitung ist nach erfolgter Anhérung von der Beschwerdestelle
Uber den Eingang der Beschwerde unverziglich zu informieren, damit eventuell
erforderliche Sofortmanahmen umgehend ergriffen werden kénnen. Dies gilt
insbesondere in den Fallen, in denen der Gegenstand der Beschwerde einen
wichtigen Grund fiir eine auBerordentliche Kiindigung (§ 626 Absatz 1 BGB)
darstellen kénnte bzw. hinreichende tatséchliche Anhaltspunkte fiir den Ver-
dacht eines Dienstvergehens (§ 17 Absatz 1 BremDG) vorliegen. Nur so kann
sichergestellt werden, dass innerhalb der Frist des § 626 Absatz 2 BGB eine
auBerordentliche Kiindigung eingeleitet bzw. unter Wahrung des disziplinar-
rechtlichen Beschleunigungsgebots die Aufnahme eines Disziplinarverfahren

- geprift werden kann. Das Verfahren W|rd in dem vorstehend genannten Fall
trotzdem fortgesetzt.

| Zu b) Sachverhaltspriifung

Im zweiten Schritt ist gemaR § 13 Absatz 1 Satz 2 AGG die Beschwerde von
Seiten der Beschwerdestelle zu priifen, mit dem Ziel, den Sachverhalt mit
samtlichen zur Verfiigung stehenden Mitteln zu beurteilen.

Bei der Sachverhaltsprufung ist die Unschuldsvermutung zugunsten beschul-
digter Personen zu beachten. ;

Wesentlich fiir die Sachverhaltspriifung ist die Anhérung der beschuldigten
Person. Diese ist von der Beschwerdestelle unverziiglich nach Anhérung der
Beschwerdefiihrerin oder des Beschwerdeflihrers zu einer Anhérung und
miindlichen Stellungnahme zu den Beschwerdeinhalten einzuladen. Die
Anhdrung der beschuldigten Person durch die Beschwerdestelle soll spatestens
14 Tage nach Anhérung der Beschwerdefiihrerin oder des Beschwerdeflihrers
‘erfolgen. Auf Wunsch der beschuldigten Person kann eine Person des Ver-
trauens an der Anhérung teilnehmen. Lehnt die beschuldigte Person bei der
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Anhdrung eine Stellungnahme zu den Vorwirfen ab, ist ihr Gelegenheit zu
geben, innerhalb von drei Arbeitstagen eine schriftliche Stellungnahme
abzugeben.

Der Name der betroffenen Person darf der beschuldigten Person nur mitgeteilt
werden, wenn dies fiir eine sachgerechte Einlassung und Verteidigung der
beschuldigten 'Person unerlasslich ist.

Dariiber hinaus kann die Sachverhaltsaufklarung auf Anhérungen von Betei-
ligten oder Zeuginnen und Zeugen erweitert werden. Die Sachverhaltsauf-
klarung ist durch die Vorgesetzte oder den Vorgesetzten des betroffenen
Bereichs oder andere Beschéftigte gemal arbeitsvertraglicher Dienst- und
Nebenpflichten zu unterstiitzen. Zur Wahrung der allgemeinen Persénlich-
keitsrechte aller Beteiligten ist darauf zu achten, dass der Kreis der involvierten
Personen so klein wie mdglich gehalten wird. '

Die Sachverhaltspriifung soll eine Frist von einem Monat ab Eingang der
Beschwerde nicht tiberschreiten. Sollte es zu zeitlichen Verzégerungen des
Beschwerdeverfahrens kommen oder die Fristen in begriindeten Ausnahme-
fallen nicht eingehalten werden kdnnen, informiert die Beschwerdestelle unter
Angabe der Griinde unverziglich die Beschwerdefiihrerin oder den
Beschwerdefiihrer sowie die Dienststellenleitung.

Zu c) Ergebnismitteilung
- an die Dienststellenleitung und Pflichten der Dienstellenleitung

Die Beschwerdestelle setzt die Dienststellenleitung unverzuglich uber das
Ergebnis der Sachverhaltspriifung in Kenntnis. Wenn die Beschwerde begriin-
det ist, ist die Dienststellenleitung geman § 12 AGG verpflichtet, geeignete,
erforderliche und verhaltnismaRige MaRnahmen zu ergreifen (siehe Ziffer 10).

- an den Beschwerdefiihrer oder die Beschwerdefiihrerin
und die beschuldigte Person

Das Ergebnis der Priifung ist der Beschwerdefiihrerin oder dem Beschwerde-
fuhrer und der beschuldigten Person schriftlich und unverziiglich mitzuteilen.
Eine Zuriickweisung der Beschwerde ist ebenfalls schriftlich zu begriinden. Die
Mitteilung muss eindeutig sein, da sie zu Rechtsfolgen fiihren kann (Abhilfe-
und Unterlassungsverpflichtung gemaf § 12 AGG, Anspruch auf Schadens-
ersatz oder Entschadigung gemaR § 15 AGG).

MaRnahmen, Sanktionen und Konsequenzen

Bietet die Sachverhaltspriifung keine hinreichend belastbaren Anhaltspunkte fur
das Vorliegen einer sexuellen Belastigung, stellt die Dienststellenleitung das
Verfahren ein. Es ist daflir Sorge zu tragen, dass der zu Unrecht beschuldigten
Person keine weiteren Nachteile aus der Beschwerde entstehen.
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Erweist sich die Beschwerde als begriindet, entscheidet die Dienststellenleitung
auf Grundlage des unverbindlichen Entscheidungsvorschlags der Beschwerde-
stelle, welche MaRnahmen gegen.die beschuldigte Person zu ergreifen sind.

MafRnahmen gegeniiber belastigenden Beschéftigten missen dem Verhaltnis-
maRigkeitsgrundsatz folgen. Folgende Mainahmen kommen in Betracht:

- personliches Gespréch unter Hinweis auf das Verbot der sexuellen Belésti-
gung,

- miundliche und/oder schriftliche Ermahnung mit Niederlegung in der
Personalakte,

- Versetzung oder Umsetzung an einen anderen Arbeitsplatz,

- - schriftliche Abmahnung mit Androhung von arbeitsrechtlichen Konsequenzen
bzw. Einleitung eines Disziplinarverfahrens nach dem Bremischen Diszi-
plinargesetz, '

- fristgerechte oder fristlose Kiindigung unter Angabe der tatsachlichen
Griinde bzw. Verhdngung einer Disziplinarmanahme oder Erhebung einer
Disziplinarklage,

- Strafanzeige durch die zustandige Dienststellenleitung nach Riicksprache mit
der senatorischen Behorde. , ' :

Wenn als Konsequenz aus der Beschwerde MaRnahmen ergriffen werden,
insbesondere wenn es dabei um Personal- und Versetzungsmafnahmen geht,
ist sicherzustellen, dass der Beschwerdefiihrerin oder dem Beschwerdefiihrer
keine Nachteile entstehen.

Auch rein organisatorische MaBnahmen oder Ma3nahmen, die‘im Rahmen der
innerbetrieblichen Konfliktbearbeitung oder von Gleichstellungs- und Anti-
diskriminierungsmaBnahmen anzusiedeln sind, kommen in Betracht. Dazu
gehéren die Teilnahme an Sensibilisierungstrainings oder Weiterbildungs-
mafRnahmen zum Thema sexueller Beldstigung, zur Reflexion und Anderung
von Haltungen und Einstellungen etc.

Qualifizierung

Die Senatorin filr Finanzen wird kontinuierlich im Rahmen des Fortbildungs-
programms und bedarfsorientiert in Kooperation mit den Dienststellen geeig-
nete WeiterbildungsmaRnahmen fir

- Dienststellenleitungen,

- Personen in Beschwerdestellen,

- Vorgesetzte,

- Interessenvertretungen und

- interessierte Beschéftigte anbieten.
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Beschéftigte der Beschwerdestelle sind verpflichtet, an Schulungen bzw. Fort-
und WeiterbildungsmaRnahmen im Sinne dieser Dienstanweisung teilzu-
nehmen. Beschaftigte, die sich auf die Ubernahme von Fiihrungsaufgaben
bewerben, sollten an diesen Fortbildungen teilgenommen haben.

Vertraulichkeit

Alle mit einem Fall von sexueller Beléstigung befassten Personen unterliegen
der Schweigepflicht gegenliber Dritten, die nicht am Verfahren beteiligt sind.

Die Namen der betroffenen oder der beschuldigten Personen drfen nicht
offentlich bekannt gemacht werden. Die Identitét der beteiligten Personen darf
nur im Rahmen gesetzlicher Verpflichtungen der Strafverfolgungs- und Diszipli-
narinstanzen preisgegeben werden. Lasst sich nach diesen Grundsétzen die
Vertraulichkeit nicht mehr aufrechterhalten, ist die betroffene Person unver-
zliglich davon zu unterrichten.

Umgang mit Unterlagen und Daten im Rahmen des Verfahrens

Die im Rahmen des Verfahrens erhobenen Daten, Aufzeichnungen, Vermerke
etc. werden bei der Beschwerdestelle in schriftlicher oder elektronischer Form
verarbeitet und aufbewahrt.

Es ist durch geeignete MaRnahmen sicherzustellen, dass Dritte keinen Zugriff
auf die erhobenen Daten, Aufzeichnungen, Vermerke etc. haben.

Ab dem Zeitpunkt des Abschlusses des Verfahrens werden die erhobenen
Daten, Aufzeichnungen, Vermerke etc. bei der Beschwerdestelle ein Jahr
aufbewahrt und danach vernichtet bzw. geléscht.

Bekanntmachung der Dienstanweisung und Beschwerdestelle

Die nach § 13 AGG zustandige Beschwerdestelle, diese Dienstanweisung zum
Schutz vor sexueller Belastigung am Arbeitsplatz, das Allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz und § 61b ArbGG sind im Betrieb bzw. in der Dienststelle
bekannt zu machen. Die Bekanntmachung kann durch Aushang oder Aus-
legung an geeigneter Stelle oder den Einsatz der im Betrieb oder Dienststelle
tiblichen Informations- und Kommunikationstechnik erfolgen.

Schlussbestimmung

Diese Dienstanweisung tritt mit Wirkung vom 17. Dezember 2018 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Dienstanweisung vom 17. Juli 2012 auBer Kraft

Bremen, den 13. November 2018

Der Senat

Frele
Hansestadt . .
Bremen " Unterzeichner: Senatskanzlei Bremen
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-1-

Dienstvereinbarung
Konfliktbewéltigung am Arbeitsplatz

Zwischen dem Land und der Stadtgemeinde Bremen sowie dem Gesamtpersonalrat fiir das
Land und die Stadtgemeinde Bremen und dem Gesamtrichterrat fir das Land Bremen wird
nach § 62 des Bremischen Personalvertretungsgesetzes (BremPersVG) die folgende
Dienstvereinbarung geschlossen.

Praambel

Der Erfolg der von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern geleisteten Arbeit wird durch die
Kultur des Miteinanders in den einzelnen Ressorts, Abteilungen und Referaten beeinflusst.
Dabei spielt der Umgang mit Konflikten eine erhebliche Rolle. Konflikte am Arbeitsplatz sind
aus dem Berufsalltag nicht wegzudenken, entscheidend ist daher der Umgang mit ihnen.
Konflikthafte Situationen miissen friihzeitig und rechtzeitig bearbeitet werden, um eine ein-
vernehmliche Lésung zu erzielen. Deshalb ist es notwendig, dass der konstruktive Umgang
mit Konflikten ein selbstverstandlicher Bestandteil des Berufsalltags wird. Nur so kénnen
Arbeitsbedingungen fiir alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hergestellt werden, die die Moti-
vation und Leistungsfahigkeit in einem konstruktiven Arbeitsklima gewahrleisten.

Das zentrale Anliegen dieser Dienstvereinbarung ist es, ein Klima zu férdern, das von Ver-
trauen, gegenseitigem Respekt und offener Kommunikation gepragt ist, um damit die Vor-
aussetzung fur einen reibungslosen Arbeitsablauf und ein gutes Miteinander zu schaffen. Ein
Arbeitsklima, das von gegenseitiger Achtung und Toleranz gepragt ist, wirkt préaventiv gegen
die Eskalation von Konflikten und beugt Mobbing vor.

Mit dieser Dienstvereinbarung sollen von Konflikten und Mobbing betroffene Beschattigte
ausdrlcklich ermutigt werden, ihre Situation nicht hinzunehmen, aktiv mit der Gegebenheit
umzugehen und sich Beratung und Unterstiitzung zu holen mit dem Ziel, den belastenden
Zustand zu beseitigen.

Unbeteiligte werden aufgefordert, bei Vorféllen dieser Art nicht wegzuschauen, sondern mit
Zivilcourage und durch solidarische Verantwortung den Betroffenen Hilfe anzubieten und sie
bei der Suche nach Lésungen zu unterstiitzen.

Insbesondere Personen in Leitungs-, Vorgesetzten- oder Ausbilderfunktionen kommt beim
Umgang mit Konflikten eine wesentliche Rolle zu. Alle gemeinsam haben durch ihr Verhalten
zu einem Betriebsklima beizutragen, in dem die persénliche Integritit und die Selbstachtung
aller respektiert werden. Im Rahmen ihrer Fiihrungsaufgabe nehmen Vorgesetzte eine aktive
Rolle ein und haben darauf hinzuwirken, dass Konflikte sachlich ausgetragen und gelGst
werden. Sie haben bei Fallen von Mobbing fiir die Rechte der Betroffenen einzutreten und
fur die Ahndung des Fehlverhaltens zu sorgen.

1.  Geltungsbereich

Diese Dienstvereinbarung gilt fur alle Bediensteten im Sinne des § 3 Absatz 1 des Brem-
PersVG und des § 1 Absatz 1 des BremRiG.
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5. Dienstvereinbarung
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Grundsétze und Ziele

Alle Beschaftigten - insbesondere die mit Leitungsaufgaben Betrauten - haben durch
ihr Verhalten und Handeln zum partnerschaftlichen Umgang am Arbeitsplatz beizutra-
gen. Die Dienstvereinbarung soll dazu beitragen, dass soziale Konflikte gelost, Mob-
bing am Arbeitsplatz unterbunden und vorbeugende MaRnahmen ergriffen werden. Al-
le Beschéftigten werden aufgefordert, Verhaltensweisen zu unterlassen, die als Belas-
tigung oder Beleidigung empfunden werden.

Mobbing stellt eine Verletzung der arbeitsvertraglichen Pflichten bzw. ein Dienstverge-
hen dar und kann Straftatbestande erfiillen.

Gesetzliche Regelungen, insbesondere die des Aligemeinen Gleichbehandlungsgeset-
zes (AGG), des Bremischen Personalvertretungsgesetzes, des Bremischen Diszipli-
nargesetzes, des Arbeitsschutzgesetzes, des Bremischen Landesgleichstellungsge-
setzes, des Sozialgesetzbuches - Neuntes Buch - und des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes sowie darauf erlassene Regelungen in den jeweils geltenden
Fassungen und die Dienstanweisung zum Verbot der sexuellen Diskriminierung und
Gewalt am Arbeitsplatz, bleiben unber(ihrt.

Begriffsbestimmung

Unter soziale Konflikte im Berufsleben werden in diesem Zusammenhang Sachverhal-
te verstanden, die die Zusammenarbeit massiv beeintrichtigen, negative Auswirkun-
gen auf Arbeitsergebnisse haben und einem gesundheitsfordernden Arbeitsklima ent-
gegen wirken.

Soziale Konflikte sind von daher angespannte Situationen, in denen zwei oder mehrere
voneinander abhéngige Personen mit Nachdruck versuchen, scheinbar oder tatséch-
lich unvereinbare Denkweisen, Geflihle oder Handlungsplane zu verwirklichen. Dabei
erlebt mindestens eine Person eine Beeintrachtigung. Aus ungelosten sozialen Konflik-
ten am Arbeitsplatz kann Mobbing entstehen.

Unter Mobbing wird das systematische Anfeinden, Schikanieren und Diskriminieren
von Beschaftigten untereinander oder durch Vorgesetzte verstanden, bei der die ange-
griffene Person unterlegen ist und von einer oder mehreren Personen oft und wahrend
langerer Zeit mit dem Ziel oder dem Effekt des AusstoRes aus dem Arbeitsverhaltnis
oder der betrieblichen Gemeinschaft direkt oder indirekt angegriffen wird.

Als Mobbinghandiungen in Betracht kommen danach insbesondere Angriffe auf

- die Kommunikationsméglichkeiten, wie z.B. bewusste Vorenthaltung oder Aus-
schiuss von Informationen,

- die sozialen Beziehungen, wie z.B. Ausgrenzung durch Kontaktverweigerung,

- das soziale Ansehen, wie z.B. bewusstes Lacherlichmachen,

- die Qualitat der Berufs- und privaten Lebenssituationen, wie z.B. missbrauchliche
Aufgabenzuweisung, die weit ber oder unter dem Kénnen liegt, sowie

- die Gesundheit, wie z.B. missbrauchlicher Zwang zu gesundheitsschadigenden Ar-
beiten.
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Nicht unter Mobbing fallen einmalige Konflikte, die bei jeder Zusammenarbeit gelegent-
lich auftreten oder beamten-, disziplinar- und arbeitsrechtliche Auseinandersetzungen
Uber schlechte Leistungen oder dienstliches Fehiverhalten.

Pflichten des Arbeitgebers/Dienstherrn

Das Land und die Stadtgemeinde Bremen, vertreten durch die jeweiligen Dienststellen-
leitungen, verpflichten sich, die erforderlichen MaRnahmen zum Schutz vor sozialen
Konflikten und Mobbing im Sinne der Dienstvereinbarung zu treffen. Dieser Schutz um-
fasst auch vorbeugende Mallnahmen. Das Land und die Stadtgemeinde Bremen se-
hen es als ihre Pflicht an, alles zu tun, um die Beschaftigten vor sozialen Konflikten
und Mobbing zu schitzen.

Versto3en Beschéftigte gegen die Ziele der Dienstvereinbarung, so hat das Land und
die Stadtgemeinde Bremen die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen oder angemes-
senen Malnahmen zu ergreifen.

Werden Beschaftigte bei der Ausiibung ihrer Tétigkeit durch Dritte bel&stigt, so hat das
Land und die Stadtgemeinde Bremen die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und
angemessenen Mallnahmen zum Schutze der Beschaftigten zu ergreifen.

Verantwortung der Vorgesetzten

Vorgesetzte haben durch ihr Verhalten zu einem Betriebsklima beizutragen, das von
partnerschaftlichem Umgang gepragt ist und in dem die personliche Integritat und die
Wirde aller Beschéftigten respektiert wird. Die jeweiligen Vorgesetzten sind die be-
trieblichen Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner fiir von sozialen Konflikten und
Mobbing Betroffene. Die Vorgesetzten tragen die Verantwortung dafiir, dass Hinweisen
auf entsprechende Vorgénge in ihrem Arbeitsbereich unverziiglich nachgegangen wird
und MaBnahmen zur Konfliktiésung (vgl. Ziffer 7) ergriffen werden. Die Vorgesetzten
kénnen sich dabei von den in Ziffer 6.3 und 7.2 genannten Personen und Anlaufstellen
beraten lassen bzw. sollten deren Lésungsvorschlége einbeziehen.

Vorgesetzte sind verpflichtet, an Schulungen bzw. Fort- und WeiterbildungsmaRnah-
men im Sinne der Dienstvereinbarung teilzunehmen.

Vorgesetzte, die sozialen Konflikten und Mobbing nicht konsequent entgegentreten,
sind auf ihre Verantwortung vom nachsthéheren Vorgesetzten hinzuweisen. Nehmen
Vorgesetzte ihre Aufgaben im Sinne dieser Dienstvereinbarung nicht wahr und kom-
men damit ihrer Firsorgepflicht nicht nach, stellt dies eine Dienstpflichtverletzung dar,
die disziplinar- oder arbeitsrechtlich verfolgt werden und die u.a. Manahmen wie Ab-
mahnung oder Kiindigung nach sich ziehen kann.

Sofern erkennbar ist, dass die Aufarbeitung und Kidrung der Vorgéange in der Dienst-
stelle nicht méglich ist, ist die Dienststellenleitung verpflichtet, den niachsthéheren
Dienstvorgesetzten schnelistmdglich einzuschalten.
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Rechte der Betroffenen

Zwischen den Partnern dieser Dienstvereinbarung besteht Einvernehmen dartiber,
dass das Ansprechen von Problemen fiir die Beteiligten keine nachteiligen Auswirkun-
gen auf ihren beruflichen Werdegang haben wird.

Sehen sich Beschaftigte von sozialen Konflikten oder Mobbing betroffen, so haben sie
das Recht, sich bei den unmittelbaren oder nichsthéheren Vorgesetzten zu beschwe-
ren, die selbst nicht befangen sind. Die Beschwerde ist zu prufen und das Ergebnis der
oder dem beschwerdefiihrenden Beschaftigten mitzuteilen.

Die Betroffenen kénnen sich daneben zur Beratung und Unterstiitzung auch an eine
Person des persdnlichen Vertrauens oder an Anlaufstellen wie z.B.

- den Personalrat/Richterrat,

- die Frauenbeauftragte,

- die Schwerbehindertenvertretung,

- die Personalstellen oder

- den Betriebsarztiichen Dienst

wenden. Auf Wunsch der Betroffenen bleibt diese Beratung vertraulich. Mit Einver-
standnis der Betroffenen kénnen die Personen des persénlichen Vertrauens oder die
genannten Anlaufstellen ein Gespréch mit der/dem zusténdigen Vorgesetzten zur Kl&-
rung fihren.

Ist von sozialen Konflikten oder Mobbing Betroffenen aus nachvollziehbaren Grinden
das in 6.2 und 6.3 beschriebene Verfahren nicht zuzumuten, kénnen sie professionelle
Hilfe fur eine Beratung in Anspruch nehmen (dazu Protokolinotiz Nr. 1)" Diese wird
vom Gesamtpersonalrat fiir das Land und die Stadtgemeinde Bremen oder einer be-
nannten Stelle bei der Senatorin fiir Finanzen vermittelt.

Verfahren zur Konfliktlésung

Im Falle von sozialen Konflikten oder Mobbing fiihrt die/der Vorgesetzte schnellstmog-
lich Einzelgespréche zur Konfliktanalyse und zur Kldrung der Interessen der Konfliktbe-
teiligten. Ist die/der Vorgesetzte selbst Verursacherin oder Verursacher der Beschwer-
de, ist die/der nachsthéhere Vorgesetzte/r die Ansprechpartnerin bzw. der Ansprech-
partner in dem Konfliktldsungsverfahren. Nach Auswertung der Gesprache trifft die/der

! Protokolinotiz Nr. 1:

Der Gesamtpersonalrat fir das Land und die Stadtgemeinde Bremen, der Gesamtrichterrat und die Sena-
torin fiir Finanzen verstandigen sich auf professioneile Beraterinnen und Berater mit geeigneter Fachkom-
petenz (Konfliktmoderation, Mediation 0.4.), die Unterstiitzung bei der Problemklarung und Lésungsfin-
dung im Sinne der Ziffer 7 anbieten. Die Kosten fiir diese Erstberatung tragt die Senatorin fir Finanzen.
Sollte im weiteren Verfahren zur Konfliktiésung externe professionelle Beratung erforderlich werden, sind
diese Kosten aus dem jeweiligen Produktgruppenbudget zu zahien.
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Vorgesetzte in Absprache mit den Beteiligten eine Entscheidung (iber weitere Schritte
und weifdt auf andere geeignete Mafinahmen hin, wie z.B.

- Vermittlung und Versténdigung zwischen den Beteiligten,

- Informationen Uber interne und externe Beratungsstellen,

- Verbesserung der Arbeitsbedingungen,

- organisatorische sowie personalwirtschaftliche und personalrechtliche MaRnahmen.

Darlber hinaus kénnen die Vorgesetzten im Sinne von Ziffer 6.2 und die in Ziffern 6.3
genannten Personen und Anlaufstellen mit Zustimmung der Betroffenen einen “Run-
den Tisch” einberufen, sofern dieses Instrument zur gemeinsamen Lésung eines Kon-
fliktes beitragen kann (dazu Protokolinotiz 2)%. Die in Ziffer 6.3 genannten Beraterinnen
bzw. Berater konnen den zusténdigen Vorgesetzten die Einberufung vorschlagen.

7.2 Die/der Vorgesetzte berpriift nach spatestens sechs Wochen den Erfolg der Konflikt-
l6sung.

7.3 Sollte die Konfliktldsung nicht erfolgreich sein, unternimmt die/der nachsthéhere Vor-
gesetzte einen letzten Konfliktidsungsversuch. Spatestens zu diesem Zeitpunkt sind
die jeweils zustandigen Stellen wegen etwaiger juristischer, insbesondere dienstauf-
sichtlicher Konsequenzen einzuschalten.

8. Qualifizierung

8.1 Das Land und die Stadtgemeinde Bremen verpflichten sich, die Aus-, Fort- und Wei-
terbildungsangebote entsprechend der Dienstvereinbarung zu ergénzen bzw. zu Uber-
arbeiten. Fir Vorgesetzte werden spezielle WeiterbildungsmaRnahmen zum Umgang
mit sozialen Konflikten und Mobbing angeboten. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
sich auf die Ubernahme hoherwertiger Stellen bewerben, sollen gezielt an diesen Bil-
dungsmafinahmen teilgenommen haben.

8.2 Den Personalvertretungen sowie allen interessierten Beschéftigten ist die Teilnahme
ebenfalls zu ermoglichen.

2 Protokollnotiz Nr. 2:
Der Runde Tisch setzt sich in der Regel aus den Vorgesetzten im Sinne von Ziffer 6.2 und den in Ziffer 6.3
genannten Personen und Anlaufstellen sowie ggf. weiteren Sachverstandigen zusammen. Er hat die Auf-
gabe, konsensorientiert Vorschi&ge zur Konfliktiésung zu erarbeiten und diese den zustandigen Vorgeset-
zen vorzulegen.
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9. Informationsverpflichtung des Arbeitgebers gegeniiber den Beschaftigten

9.1 Allen Beschaftigten im Geltungsbereich dieser Dienstvereinbarung sind in geeigneter
Form Informationen zur Konfliktbewaltigung am Arbeitsplatz durch den Einsatz der in
der Dienststelle blichen Informations- und Kommunikationstechnik zuganglich zu ma-
chen. Die Informationen kénnen dariiber hinaus in den Personalstelien eingesehen
werden.

9.2 Art, Umfang und Form von Informationen zur Konfliktbewaltigung am Arbeitsplatz (z.B.
Rundschreiben, Personalversammlungen, Vortrage, Auswahl von externen Expertin-
nen und Experten) in den Dienststellen werden von der jeweiligen Dienststellenleitung
und der Personalvertretung einvernehmlich festgelegt.

10. Schlussvorschriften

10.1 Das Land und die Stadtgemeinde Bremen, der Gesamtpersonalrat und der Gesamt-
richterrat verpflichten sich, auf die Einhaltung der Regelungen dieser Dienstvereinba-
rung zu achten, neue Erkenntnisse, Erfahrungen und Verénderungen in der Sachlage
zu verfolgen und bei Bedarf die Dienstvereinbarung fortzuschreiben.

In den Dienststellen sind konkretisierende Dienstvereinbarungen zulassig.

10.2 Die Dienstvereinbarung ist befristet bis zum 31. August 2014. Sie tritt mit dem Tage
der Unterzeichnung in Kraft. Sie kann mit der Frist von drei Monaten gekindigt wer-
den. Die Vertragsparteien verpflichten sich, rechtzeitig vor Ablauf der Laufzeit tiber ei-
ne Novellierung und Verlangerung dieser Dienstvereinbarung zu verhandeln und diese
zu vereinbaren.

Bremen, 14. Juli 2011

. .ﬁ_{.—ﬂsﬂﬁ C@'\i\ \l‘nh — W‘"

Karoline Linnert Doris Hulsmeier André gchmter

Senatorin flr Finanzen Vorsitzende des Gesamtper- Vorsitzender des Gesamt-
sonalrates fir das Land und  richterrates fiir das Land
die Stadtgemeinde Bremen Bremen

Frauenforderung in der bremischen Verwaltung Seite 67



5. Dienstvereinbarung Kon-
fliktbewdltigung am Arbeitsplatz

Die Senatorin fiir Finanzen Finanzen, der Gesamtpersonalrat fiir das Land und die
Stadtgemeinde Bremen und der Vorsitzende des Gesamtrichterrates fiir das Land
Bremen vereinbaren, dass die am 14. Juli 2011 abgeschlossene Dienstvereinbarung
Konfliktbewéltigung am Arbeitsplatz wie folgt gesandert wird:

Die Nummer 10.2 erhalt folgende Fassung:

"10.2 Diese Dienstvereinbarung tritt mit dem Tage der Unterzeichnung in Kraft. Sie kann mit
einer Frist von drei Monaten gekiindigt werden. Im Falle einer Kundigung gilt sie bis zum
Abschluss einer neuen Dienstvereinbarung fort."

Bremen, 23. Juli 2014

Karoline Linnert Doris Hilsmeier Dr. Arne Ehlers

Senatorin fir Finanzen Vorsitzende des Vorsitzender des
Gesamtpersonalrates fir Gesamtrichterrates
das Land und die fur das Land Bremen

Stadtgemeinde Bremen
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» Wir beraten und informieren — vertraulich

> zur Klarung von Handlungs- und Schutzmoglichkeiten
> zu inhaltlichen Fragen

> zu rechtlichen Aspekten
> zu weiteren Unterstiitzungsmoglichkeiten
oder Ansprechpartner*innen
> Uber konkrete Beschwerde- und Anzeigeverfahren

> zu konkreten Konflikt- und Antidiskriminierungsmanahmen
in Organisationen

» Wir bieten

> Einzelberatung
> Durchfiihrung von Konfliktanalysen
> Durchfiihrung von MalRnahmen zur Konfliktbearbeitung

(Konfliktmoderation, Gruppenberatung, Prozessbegleitung,
Teamworkshops, Coaching etc.)

> Beratung zu Beschwerdeprozessen und MaRnahmen zum

verantwortlichen Umgang mit Diskriminierungsbeschwerden
oder gewalttitigen Ubergriffen

> Qualifizierung (Fortbildungen, Workshops, Vortrage)

6. Information zur Arbeitsstelle gegen Diskriminierung und Gewalt am Arbeits

» Handeln Sie rechtzeitig!

Haufig hoffen Beteiligte und Verantwortliche, dass sich
Konflikte und Diskriminierungen von selbst regulieren o-
der erledigen. Je friher aber Konflikte bearbeitet werden

und Diskriminierungen entgegengetreten wird, desto groRer
ist die Chance, ein Arbeitsklima herzustellen, in dem eine pro-

duktive und konstruktive Zusammenarbeit moglich ist.

> Wenn Sie unsere Unterstiitzung brauchen,

rufen Sie uns an oder schreiben Sie uns eine E-Mail.

Gerne vereinbaren wir mit Ihnen ein Beratungs- oder In-
formationsgesprach.

» So erreichen Sie uns

Dienstag: 10:00 bis 11:30 Uhr
Donnerstag: 16:00 bis 17:30 Uhr
Telefon: 0421 / 218 60 170
Mail: ade@uni-bremen.de
www.uni-bremen.de/ade

w Universitat Bremen ‘A D E

Konflikte, Diskriminierungen & Gewalt
am Ausbildungs-, Studien- & Arbeitsplatz

Wir beraten und qualifizieren Sie!

WADE

A Arbeitsstelle gegen Diskriminierung und
Gewalt - Expertise und Konfliktberatung

w Universitat Bremen
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» Wir sind

eine seit 1993 bestehende Einrichtung der Universitat Bre-
men zum Umgang mit Konflikten, Diskriminierungen und
Gewalt am Ausbildungs-, Studien- und Arbeitsplatz.

Unser Angebot richtet sich sowohl an die Beschaftigten,
Auszubildenden und Studierenden der Universitat wie
auch des offentlichen Dienstes des Landes Bremen.

» Wir unterstiitzen

Betroffene, ihre Vertrauenspersonen sowie Handlungsverant-
wortliche, die mit Konflikten, Diskriminierungen und Gewalt am
Ausbildungs-, Studien- oder Arbeitsplatz konfrontiert sind.

Wir informieren Uber Konfliktbearbeitungsmoglichkeiten,
Beschwerdewege und weitere Ansprechpartner*innen und
unterstltzen und starken Sie in der Reflexion und der Ent-
wicklung von Handlungsstrategien.

In einem Erstgesprach besprechen wir mit lThnen Ihr Anliegen,
analysieren lhre Problemsituation und klaren Handlungs- und
Unterstutzungsmoglichkeiten.

Auf dieser Grundlage entscheiden wir mit lhnen, in welcher
Form und unter welchen Voraussetzungen wir Sie unterstiitzen
kénnen.

6. Information zur Arbeitsstelle gegen Diskriminierung und Gewalt am Arbeitsplatz

UNSERE THEMEN

» Konflikte

werden als Spannungssituationen zwischen Einzelpersonen, Gruppen
oder Organisationsbereichen definiert, in denen mindestens eine*r
der Beteiligten oder das Umfeld die Unstimmigkeiten als beeintréach-
tigend wahrnimmt. Ab einem bestimmten Eskalationsgrad sind die
Beteiligten und Verantwortlichen haufig nicht mehr in der Lage, die
Konfliktsituationen und die damit einhergehenden Dynamiken allein
zu bewaltigen oder miteinander zu klaren. Deshalb ist es wichtig,
friihzeitig zu reagieren und Konflikte angemessen zu bearbeiten, um
Eskalationen wie Mobbing oder andere gravierende Schaden fir alle
Beteiligten und den Kontext zu verhindern.

» Diskriminierung

bezeichnet eine einschrankende, bevorzugende, abwertende

und /oder ausgrenzende Ungleichbehandlung, die die Wirde der
betroffenen Person(en) verletzen und ein von Einschiichterungen o-
der Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld schaffen kann.

Diese kann Menschen aufgrund ihres Geschlechts, ethnischen Her-
kunft, Nationalitat, Sprache, Aufenthaltsstatus, duBeren Erscheinung,
Religion oder Weltanschauung, sozialen Status, Lebensform, Behinde-
rung, Alters oder sexuellen/geschlechtlichen Identitat treffen.

Darunter fallt auch die sogenannte sexuelle Belastigung, die wir

als sexualisierte Diskriminierung verstehen. Es handelt sich dabei
um ein unerwiinschtes, sexuell bestimmtes Verhalten, das bezweckt
oder bewirkt, dass die Wiirde der Person verletzt wird.

» Gewalt

wird im herkémmlichen Sinne als kérperliche Ubergriffe und Ver-
letzungen verstanden. Wir arbeiten mit einer erweiterten Defini-
tion von Gewalt, die psychischen Druck sowie Macht- missbrauch
einschlieBt. Dazu gehéren Vorkommnisse, bei denen Menschen
beleidigt, schikaniert, bedroht, genétigt oder tatlich angegriffen
werden.

Auch Stalking betrachten wir als eine besondere Form von Gewalt.
Damit ist das beabsichtigte, wiederholte Verfolgen, beharrliche
Nachstellen und Beldstigen einer Person gemeint, so dass diese sich
in ihrer Sicherheit bedroht fuhlt und ihre Lebensgestaltung schwer-
wiegend beeintrachtigt wird.
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7. Bremer Erklarung
zu fairen Beschaftigungsbedingungen

Bremer Erklarung zu fairen Beschaftigungsbedingungen
Neufassung 2018

Gemeinsame Erklarung zu den Arbeits- und Beschaftigungsbedingungen im Bereich des
bremischen 6ffentlichen Dienstes

Nach vier Jahren der praktischen Umsetzung der Bremer Erklarung stellen wir fest: Die
Bremer Erkldarung hat sich bewahrt. Mit ihr ist ein stetiger Prozess der Verbesserung der

Arbeitsbedingungen der Beschaftigten eingeleitet worden. Dieser Prozess soll fortgesetzt

und verstetigt werden. Mit der Neufassung der Bremer Erklarung sollen bewédhrte Rege-
lungen klarer und transparenter gefasst werden. Erkenntnisse aus der Praxis der letzten
Jahre flieBen in die Neufassung ein.

Im Interesse Bremens und eines guten offentlichen Dienstes fir die Blrgerinnen und
Bilrger Bremens stellen wir fest:

Die Entwicklung der Arbeits- und Beschaftigungsverhaltnisse ist ein Prozess, der von
den Tarifvertragsparteien, o6ffentlichen Arbeitgebern und Interessenvertretungen
gestaltet wird. Dieser Prozess hat in Bremen eine lange Tradition.

Bremen muss gerade unter schwierigen Bedingungen als Stadt und Land

- und damit auch als offentlicher Arbeitgeber und Serviceleister - attraktiv bleiben,
um eine gute Basis fir die Zukunft Bremens zu erhalten. Die Identifikation der Bre-
merinnen und Bremer mit Bremen und seinen Qualitdten muss weiter gestarkt wer-
den. Faire Arbeitsbedingungen, Entgeltgleichheit und eine gute Vereinbarkeit von
Familie und Beruf sind attraktiv.

Der bremische offentliche Dienst hat eine Vorbildfunktion als Arbeitgeber nach in-
nen und aulen. Dies hat der Bremer Senat in den letzten Jahren schon durch ver-
schiedene MalRnahmen, zuletzt durch die Einflihrung des flaichendeckenden ver-
bindlichen Mindestlohnes im Bereich des bremischen offentlichen Dienstes, bewie-
sen. Das positive Beispiel des bremischen Mindestlohnes hat bundesweit Mindest-
lohnregelungen mit initiiert.

Allgemein faire Arbeitsbedingungen als Zeichen von Wertschdtzung der Arbeit sind
fir die im Bereich des bremischen 6ffentlichen Dienstes eingesetzten Beschaftigten
unabhangig von ihrer konkreten Dienststelle notwendig. Faire Arbeitsbedingungen
sollen fiir die Beschaftigten ein ,,Auskommen mit dem Einkommen", soziale Absiche-
rung und sichere Zukunftsperspektiven im Beruf und im Alter sicherstellen.

Wertschatzung und faire Arbeitsbedingungen sind ein wichtiger Aspekt fiir die Moti-
vation der Beschaftigten fiir gute Arbeit und die notwendige qualifizierte Nach-
wuchsgewinnung. Nur so kann auf Dauer gute Arbeit fiir die Blirgerinnen und Biirger
- auch unter schwierigen Bedingungen - geleistet werden.

Die Beschaftigten im Bereich des 6ffentlichen Dienstes miissen nicht nur die schwie-
rige Haushaltssituation Bremens, sondern auch die besonderen sozialen Belastun-
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gen fur viele Birgerinnen und Burger in ihrem jeweiligen Arbeitsbereich konkret auf-
fangen. Faire Arbeitsbedingungen sind wichtig, um diese Belastungen bewadltigen zu
kénnen.

e Zu den fairen und zukunftsorientierten Arbeitsbedingungen gehort auch, dass sich
Beruf und Familie im Bereich des bremischen &ffentlichen Dienstes gut vereinbaren
lassen.

Daher ist es im Interesse Bremens und des bremischen 6ffentlichen Dienstes, dass die
Beschaftigten sozial, 6konomisch und rechtlich sichere Arbeits-
pldtze haben und gute Arbeit leisten kdnnen.

Im Bereich des bremischen 6ffentlichen Dienstes soll es im Arbeitnehmerbereich grund-
satzlich fir alle Beschaftigten sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhaltnisse in Voll-
zeitarbeitsplatzen (LGG § 8) geben,

- die sich an den im 6ffentlichen Dienst allgemein Ublichen Vertrags- und Arbeits-
bedingungen orientieren,

- die auf Grundlage der Tarifvertrage fiir den 6ffentlichen Dienst (TV-L/TVGD) ge-
schlossen werden,

- die in der Regel unbefristet sind, wobei sachgrundbezogene Befristungen mog-
lich sind, insbesondere, wenn es die Aufgabenerfillung erfordert,

- die geringfligige Beschaftigungen nur im Ausnahmefall vorsehen, soweit es die Auf-
gabenerfillung erfordert und auch das Diskriminierungsverbot des Teilzeit- und Be-
fristungsgesetzes und die ergdnzend hierzu vereinbarten tariflichen Vorschriften be-
achtet werden,

- die auf Wunsch von Teilzeitbeschaftigten, insbesondere durch organisatorische
MaBnahmen, in der Regel eine Vollzeitbeschaftigung ermoglichen,

- die eine gute Vereinbarkeit familiarer und beruflicher Bedingungen durch den Ar-
beitgeber (u.a. durch besondere organisatorische MalRnahmen, Arbeitszeitmodelle,
Unterstiitzungs-, Fortbildungs- und Betreuungsangebote) sicherstellen,

- die nach einer Ausbildung die Ubernahme bei der Ausbildung fiir Bedarfsberufe im
Rahmen der Personalplanung vorsehen; bei anderen Ausbildungsverhdltnissen er-
folgt eine weitere Beschaftigung nach der Dienstvereinbarung ,,Ausbildung" bzw.
nach Mal3gabe der tarifvertraglich vereinbarten Regelungen,

- die Praktika nur als Orientierungs- und Ausbildungspraktika im Rahmen der , Allge-
meinen Richtlinien fir die Durchfiihrung von Praktika in der bremischen Verwal-
tung" vom 2. Juli 2012 (Brem.ABI. S. 414) ermoglichen,

- die allen Beschaftigten im Bereich des bremischen 6ffentlichen Dienstes unabhan-
gig von der konkreten Beschaftigungsform die Teilnahme an Einarbeitungs-, Bera-
tungs- und UnterstitzungsmalRnahmen, interner Fort- und Weiterbildung und al-
len Formen interner Stellenausschreibungen erméglichen,
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- die den gesetzlich festgelegten Mindestlohn beachten,

- beidenen Zeitarbeitsverhaltnisse, die eine Vakanz kurzfristig auffangen, fiir langs-
tens 6 Monate abgeschlossen werden; Leiharbeitskrafte sollen grundsatzlich die
gleiche Vergiitung wie Beschaftigte im Arbeitsverhaltnis erhalten.

Uber die Vergabe von Werk- und Honorarvertriagen sind die zustindigen Interessen-
vertretungen zu informieren. Bei der Vergabe von Werk- und Honorarvertragen sind
die gesetzlichen und haushaltsrechtlichen Bestimmungen zu beachten, Malstab ist
das Hinweisschreiben der Senatorin fiir Finanzen vom 26. Februar 2018.

Arbeitsmarktpolitische BeschaftigungsmalRnahmen diirfen nicht zur Kompensation haus-
haltspolitischer MaRnahmen genutzt werden und sind nur im Rahmen der gesetzlichen
Vorgaben zuldssig. Es muss sich z.B. um ,zusatzliche Arbeit" handeln. Die Freie Hanse-
stadt Bremen prazisiert mit der Arbeitsmarktverwaltung die Rahmenbedingungen fiir den
Einsatz. Dabei ist das Einverstandnis der Teilnehmer als Voraussetzung fiir die Integration
am Arbeitsplatz anzustreben.

Die vorstehenden Regelungen gelten auch fiir Beschaftigte im Beamtenverhaltnis, soweit
ein entsprechender konkreter Anwendungsfall vorliegt.

Bremen hat Zukunft und dafiir brauchen wir gute Arbeit, einen guten 6ffentlichen
Dienst und faire Beschaftigungsbedingungen.

Anknipfend an die Tradition der gemeinsamen Weiterentwicklung der Arbeits- und Be-
schéaftigungsbedingungen bekennen sich die Unterzeichnenden zur Mitbestimmung als
bewdhrte Form der Beteiligung. Daher wurde im Rahmen der Umsetzung der Bremer Er-
klarung eine gemeinsame Clearingstelle von Gesamtpersonalrat und der Freien Hanse-
stadt Bremen, vertreten durch die Senatorin fiir Finanzen, eingerichtet. Der Clearingstelle
werden Einzelfalle zur I6sungsorientierten Beratung vorgelegt. Einrichtung, Kompetenzen
und Verfahren der Clearingstelle werden durch eine Dienstvereinbarung geregelt. Bis zum
Abschluss der Dienstvereinbarung zur Clearingstelle gilt die Verfahrensweise, auf die sich
die Beteiligten der Clearingstelle im Rahmen der konstituierenden Sitzung am 6. August
2015 verstandigt haben.

Bremen, September 2018

Carsten Sieling Doris Hilsmeier
Blrgermeister Vorsitzende Gesamtpersonalrat

Karoline Linnert
Burgermeisterin
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Dienstvereinbarung
uber die Kompetenzen und das Verfahren der gemeinsamen
Clearingstelle zur Bremer Erklarung fir faire Beschafti-
gungsbedingungen

Praambel

Die Bremer Erklarung soll dafuir Sorge tragen, dass prekare Beschéaftigungsverhaltnisse ver-
hindert werden. Sie beinhaltet wichtige Feststellungen fur faire Arbeitsbedingungen, wie z.B.
Entgeltgleichheit und gute Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Wertschatzung der Beschaf-
tigten, Begrenzung von geringfligigen Beschéaftigungen und Befristungen nur in Ausnahme-
fallen, wenn es zur Aufgabenerledigung erforderlich ist.

Anknupfend an die Tradition der gemeinsamen Weiterentwicklung der Arbeits- und Beschaf-
tigungsbedingungen schlie3en die Senatorin fur Finanzen und der Gesamtpersonalrat des-
halb gemal § 62 des Bremischen Personalvertretungsgesetzes die folgende "Dienstverein-
barung Uber die Kompetenzen und das Verfahren der gemeinsamen Clearingstelle zur Bre-
mer Erklarung zu fairen Beschaftigungsbedingen® (Dienstvereinbarung Clearingstelle).

1 Geltungsbereich
Diese Vereinbarung gilt fir Einzelfalle aller Themenfelder der Bremer Erklarung zu fairen
Beschaftigungsbedingungen

2. Zusammensetzung

Die Clearingstelle wird bei der Senatorin fur Finanzen eingesetzt. Ihr gehoren jeweils zwei
vom Gesamtpersonalrat fur das Land und die Stadtgemeinde Bremen und zwei von der
Senatorin fur Finanzen zu benennende Vertreterinnen und Vertreter an.

Die Geschaftsfuhrung hat eine Vertreterin oder ein Vertreter der Senatorin fir Finanzen.
Fachleute durfen zu den Sitzungen hinzugezogen werden.

3. Aufgaben

Aufgabe der Clearingstelle ist es, bei Einzelfallen von prekéren Beschéaftigungsverhaltnis-
sen aus den Themenfeldern der Bremer Erklarung gemeinsam mit den Konfliktparteien den
Prozess der Lésungsfindung zu begleiten. Dabei wird Beratung und Unterstiitzung hinsicht-
lich der gesetzlichen, dienst-, tarif-, arbeits- und sozialversicherungsrechtlichen Rahmenbe-
dingungen ebenso angeboten wie hinsichtlich der Mdéglichkeiten von Arbeitsorganisation
und Personalentwicklung.

Zielrichtung ist die Erarbeitung von einvernehmlichen Losungen durch die Parteien selber.
Die Clearingstelle steht den Parteien beratend zur Seite und initiiert und unterstitzt dabei
die Diskussions- und Veranderungsprozesse. Die Clearingstelle soll und kann keine Ent-
scheidungen der Ressorts und Dienststellen ersetzen.

4. Verfahren

Die Clearingstelle kann von betroffenen Beschéftigten, von Vertretern oder Vertreterinnen
der Dienststelle, von Vorgesetzten und von Personalrdten, Frauenbeauftragten oder
Schwerbehindertenvertretungen angerufen werden.

Die Clearingstelle klart zunachst mit den Betroffenen und den Beteiligten der Dienststelle,
dazu gehdren auch die oOrtlichen Interessenvertretungen, den Sachverhalt.
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Auf Grundlage der erhaltenen Informationen bewertet die Clearingstelle in einem zweiten
Schritt die Situation und maogliche Losungsansétze und informiert die anfragenden Perso-
nen dariber. Das kann mindlich oder schriftlich erfolgen.

Die Clearingstelle begleitet in einem dritten Schritt den Prozess der Losungsfindung, sofern
die Dienststelle dies nicht eigenstandig zur Zufriedenheit der Betroffenen geregelt hat. Da-
bei wird Beratung und Unterstitzung hinsichtlich der gesetzlichen, dienst-, tarif-, arbeits-
und sozialversicherungsrechtlichen Rahmenbedingungen ebenso angeboten wie hinsicht-
lich der Mdglichkeiten von Arbeitsorganisation und Personalentwicklung.

Die Verantwortung zur Umsetzung liegt bei der Dienststelle. Sie erstellt einen Umstellungs-
plan zur Umsetzung der Anforderungen der Bremer Erklarung.

5. Arbeitsweise

Die Clearingstelle gibt sich flr ihre Arbeit eine Geschaftsordnung. Sie ist schriftlich, per mail
Uber ein Funktionspostfach, telefonisch und persénlich erreichbar. Die betroffenen Beschéf-
tigten, wie auch alle anderen, die sich unterstiitzungssuchend an die Clearingstelle gewandt
haben, werden Gber den Verfahrensstand auf dem Laufenden gehalten.

Die Clearingstelle erstellt jahrlich einen anonymisierten Bericht tUber ihre Beratungstatigkeit
fur die Senatorin fur Finanzen und den Gesamtpersonalrat.

6. Information der Beschaftigten
Die Beschaftigten werden in geeigneter Weise Uber die Bremer Erklarung, die Clearingstelle

und die Mdglichkeiten der Kontaktaufnahme informiert.

7. Schlussbestimmungen

Die Partner dieser Dienstvereinbarung sind sich einig, auf die Einhaltung der Regelungen
dieser Dienstvereinbarung zu achten, neue Erkenntnisse und Veranderungen zu verfolgen
und bei Bedarf die Dienstvereinbarung fortzuschreiben.

Bremen, den 17. April 2019

gez. Karoline Linnert gez. Doris Hulsmeier
Senatorin fur Finanzen Vorsitzende des Gesamtpersonalrates
fur das Land und die Stadtgemeinde Bremen
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9. Handlungshilfe zum Aufstellen von Frauenférderplanen
nach dem Landesgleichstellungsgesetz

Vorbemerkung

Nach § 6 Abs. 1 LGG! (Landesgleichstellungsgesetz) haben die Dienststellen fiir ihren
Bereich Frauenforderplane auf der Grundlage von Analysen Uber die Beschéftigten-
struktur zu erstellen.

Frauenforderplane haben zum Ziel, das im Grundgesetz verankerte Gleichstellungs-
und Gleichbehandlungsgebot von Frauen und Mannern in den Dienststellen zu verwirk-
lichen. Frauenforderplane sollen dazu beitragen, die Forderung des Grundgesetzes
nach Gleichbehandlung und Gleichstellung zu erfullen und die vorhandenen Strukturen
so zu verandern, dass Frauen in allen Bereichen, Berufen und Funktionen paritatisch
vertreten sind. Beschaftigte missen die Moglichkeit haben, familiare Aufgaben (die Be-
treuung von Kindern oder pflegebedurftigen Angehdrigen) zu Glbernehmen, ohne beruf-
liche Nachteile beflirchten zu missen. Da es immer noch Giberwiegend Frauen sind, die
diese Aufgaben leisten, missen Frauenforderplane Regelungen enthalten, die die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie erméglichen.

In der Verwaltung des bremischen 6ffentlichen Dienstes hat die Frauenférderung — ins-
besondere die Aufstellung und Beachtung von Frauenférderplanen — einen besonderen
Stellenwert. Denn sie ist ein zentrales Anliegen und integraler Bestandteil der Verwal-
tung. Die Frauenférderung ist als Querschnittsaufgabe zu begreifen, die alle Funktions-
bereiche in der Verwaltung gleichermal3en betrifft.

Die hier vorgelegten, aktualisierten Handlungshilfen, die mit der ZGF (Bremische
Zentralstelle fur die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau) abgestimmt
worden sind, wollen Anregungen geben, wie ein eigenstandiger Frauenférderplan
entwickelt werden kann, der sich an den besonderen Gegebenheiten und Proble-
men der jeweiligen Dienststelle orientiert. Zudem steht weiter in Kapitel 8 ein Mus-
ter-Frauenférderplan zur Verfiigung.

Entscheidend bei der Erstellung eines Frauenférderplanes ist, dass die spezifischen
Strukturprobleme der Dienststelle im Hinblick auf die Unterreprdsentanz von Frauen
sichtbar gemacht und praktikable Lésungen erarbeitet werden. Es ist offenkundig, dass
in einer Dienststelle mit Gberwiegend weiblichen Beschéftigten andere Strukturprobleme
vorliegen als in einer durch ménnliche Beschaftigte dominierten Dienststelle.

Fur die Erstellung und Umsetzung der Zielsetzungen in Frauenforderplanen bedarf es
eines Umsetzungs- und Gestaltungswillens von Seiten der Dienststellenleitungen. Die
Dienststelle muss sich der Existenz der Ungleichbehandlung von Frauen und Mannern
und der strukturellen Benachteiligung von Frauen bewusst sein, um mit Uberzeugung
gezielte frauenfordernde MalRnahmen einzuleiten. Haufig wird zwar eine strukturelle Be-
nachteiligung anerkannt; im Konfliktfall treten dann allerdings Uberlegungen einer sog.
"Einzelfallgerechtigkeit" in den Vordergrund. Gezielte Frauenférderung ist immer auch
am Einzelfall zu messen. Erfolgreiche Frauenforderung bedarf eines nachhaltigen Um-
denkungs- und Umstrukturierungsprozesses, der ein erhebliches Konfliktpotential in sich
birgt und von den Beteiligten "Mut zur untypischen Entscheidung" fordert.

Wichtig ist dabei, im Frauenférderplan konkrete Ziele und Zeitvorstellungen als
Selbstverpflichtung aller Beteiligten (Dienststellenleitung, Personalrat und Frauenbeauf-
tragte) festzulegen (vgl. dazu Ziffer 2.4). Deshalb sind auch solche MafRhahmen zu ver-
einbaren, die den bisherigen "Geschéaftsablauf' so verandern, dass die Zielvor- gaben
auch erreicht werden kénnen.

! Gesetz zur Gleichstellung von Frau und Mann im 6ffentlichen Dienst des Landes Bremen vom 20. November 1990
(Brem.GBI. S.433).
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Zur Umsetzung des Anspruchs auf besondere Bericksichtigung schwerbehinderter
Frauen sollen die Dienststellenleitungen gemeinsam mit der Schwerbehindertenvertre-
tung neben den allgemeinen FrauenférdermalRnahmen und MalRnahmen zur Foérderung
dieser Frauen im Frauenforderplan festlegen (s. Ziffer 4 im Inhaltsverzeichnis).

Frauenforderplane nach 8 6 LGG sind verwaltungsinterne Regelungen, die der Beteili-
gung der Frauenbeauftragten und der Mitbestimmung des Personalrates unterliegen;
ggf. sind die Vertrauenspersonen der Schwerbehinderten und die Betriebliche Sucht-
krankenhilfe einzubeziehen.

Hinweis:

Die Senatorin fur Finanzen bietet in ihrem jahrlichen ressortibergreifenden
Fortbildungsprogramm Fortbildungsveranstaltungen zur Entwicklung von Frau-
enforderplanen an, die sich vorrangig an Mitarbeiter/-innen in den Personalstel-
len wenden; auch die Frauenbeauftragten kénnen an diesen Veranstaltungen
teilnehmen. Bei Bedarf oder Interesse kdnnen diese Seminare ressort- oder be-
reichsspezifisch ausgerichtet werden.

2. Personalplanung zur Erhdhung des Frauenanteils bei
Unterreprasentanz

Gemal 8§ 16 LGG hat der Senat der Biirgerschaft im Abstand von zwei Jahren Uber die
Durchfuhrung dieses Gesetzes zu berichten. Grundlage hierfir sind die Analysen der
Dienststellen. Die Senatorin fir Finanzen nimmt diese Berichterstattung im Rahmen des
Personalcontrollings wahr.

2.1 Datenbasis und Definitionen

Das Landesgleichstellungsgesetz gilt fir die Verwaltungen des Landes Bremen und der
Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven, fir die sonstigen nicht bundesunmittelba-
ren Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts im Lande Bremen
sowie fur die Gerichte des Landes Bremen. Als Beschaftigte z&hlen alle Arbeitneh-
mer/innen, Beamte/innen und Richter/innen, die im Geltungsbereich des Landesgleich-
stellungsgesetzes in einem Dienst- oder Arbeitsverhdaltnis stehen. Ausgenommen sind
allein die nebenamtlich bzw. nebenberuflich beschaftigten Mitarbeiter/innen sowie die
Bilrgermeister/innen und Senatoren/innen.

Fur die Darstellung der Personalstruktur wird der Kreis der Beschéftigten weiter einge-
schrankt. Nicht gezahlt werden Auszubildende, Anwarter/innen und Praktikanten/innen;
diese werden gesondert dargestellt. Des Weiteren werden Beschaftigungsverhaltnisse,
die im Rahmen von arbeitsmarktpolitischen MaRnahmen nach dem Sozialgesetzbuch
gefordert werden (z.B. Arbeitsbeschaffungsmalinahmen, Arbeitsgelegenheiten, Be-
schaftigungszuschiisse etc.) sowie kurzfristig Beschaftigte (z.B. Krankheitsvertretungen
in den Kindertagesheimen) nicht erfasst. Wie in den anderen Berichten zum Personal-
controlling auch, zahlt jede Person gleich viel. Das heif3t, dass es gleichgtiltig ist, ob Per-
sonal teilzeit- oder vollzeit-, befristet oder unbefristet beschatftigt ist und ob es haushalts-
oder drittmittelfinanziert, beurlaubt, in Mutterschutz ist oder ob eine Krankenkasse die
Lohnfortzahlung lbernommen hat?.

! Die ZGF empfiehlt dagegen, erginzend neben den absoluten Beschéftigtenzahlen auch die Beschéftigungsvolumina
pro Kopf aufzuschliisseln und zu analysieren. Nur so lasse sich feststellen, ob ein Ansteigen des Frauenanteils in einer
Dienststelle lediglich an der Ausweitung der Teilzeitarbeit liegt oder aber ein tatsachlicher Zugewinn von Frauen am
Beschéftigungsvolumen zu verzeichnen ist (s. hierzu Ziff. 2.4). Ebenso wiinschenswert ware laut der ZGF eine dem
europaischem Indikator Gender Pay Gap (der auch vom Statistischen Bundesamt und den statistischen Landesamtern
benutzt wird) angepasste Erhebung zu den Entgeltunterschieden, um Vergleichbarkeit herzustellen.
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Um eine Vergleichbarkeit des aktuellen Berichtsjahres mit den Vorjahren zu gewahrleis-
ten, wurde die Zuordnung der Institutionen der 6ffentlichen Verwaltung zu den jeweiligen
Ressorts bzw. Bereichen sowie AusgliederungsmalRnahmen oder eine Zusammenle-
gung von Institutionen soweit moéglich fur die zuriickliegenden Jahre bereinigt, so dass
die Strukturen innerhalb des Berichtes in der Zeitreihe miteinander vergleichbar sind. So
wurden beispielsweise die Zentralkrankenhauser in Bremen und Bremerhaven durch
die Umwandlung in gemeinniitzige Gesellschaften fir den gesamten Zeitraum nicht
mehr in die Berichterstattung einbezogen und die Reintegration der Landeshauptkasse
aus dem Eigenbetrieb Performa Nord in den Kernbereich als eigenstandiges Amt riick-
wirkend bertcksichtigt.

Datenstruktur/-herkunft fiir die Beschaftigtenstrukturanalyse

Gemal 8§ 6 Absatz 1 Satz 2 LGG sind in jeder Dienststelle Daten zur Erstellung einer
Beschaftigungsstrukturanalyse zu erheben, die jahrlich fortzuschreiben ist. Die Vorgaben
fur die Analyse sind der Anlage zu Art. 1 8§ 6 LGG zu entnehmen. Fir diesen Zweck
wurde von der Senatorin flr Finanzen ein LGG-Datenerfassungsprogramm entwickelt,
das mit umfangreichen Hilfetexten versehen ist. Es ist so strukturiert, dass Personalver-
anderungen sofort erfasst und damit jederzeit ein aktueller Stand der Frauenanteile in
den Personalstrukturen mittels eines integrierten Berichtswesens dargestellt werden
konnte. Diese kontinuierliche Datenerfassung verbessert die Zuverlassigkeit der Daten
und ermdglicht vor allem ein zeitnahes Controllingverfahren, das tber die Frauenférde-
rung hinaus in den Institutionen der 6ffentlichen Verwaltung fur personalplanerische Zwe-
cke einsetzbar ist. Fir die Dienststellen, die mit dem Programm PuMa (Personalverwal-
tungs- und Management Programm) ausgestattet sind, wurde das LGG-Programm mitt-
lerweile als Modul in PuMa integriert. Mit der geplanten Umstellung auf das neue
Personalmanagementsystem KoPers ist fir die Zukunft das Ziel verbunden, eine
einheitliche Erfassungsstruktur zu gewahrleisten und den bisher aufwandigen Daten-
transport fur die restlichen Institutionen der 6ffentlichen Verwaltung rationeller zu gestal-
ten.

Beschaftigungsstrukturanalyse

Zur Erstellung der Analyse werden folgende Daten, jeweils nach Geschlechtern ge-

trennt, erhoben:

o Angaben zum Beschaftigtenbestand in den jeweiligen Personalgruppen nach Be-
soldungs- und Entlohnungsstufen,

o Abwesenheit und Beschéaftigungsumfang (in der PuMa-Anwendung werden diese
Angaben aus dem zentralen Abrechnungssystem ermittelt),

o Beschaftigte in Leitungsfunktionen,

o Arbeitszeitverdnderungen (in der PuMa-Anwendung werden diese Angaben aus
dem zentralen Abrechnungssystem ermittelt),

+ Stellenbesetzungen: Angaben zur bisherigen Besetzung, Ausschreibung, Zahl der
Bewerber/innen sowie Neubesetzung von Stellen,

o Auszubildende (Bewerbungen und Einstellungen),

o Befdrderungen und Hohergruppierungen (in der PuMa-Anwendung werden diese
Angaben aus dem zentralen Abrechnungssystem ermittelt), Teilnahme an be-
hordeninternen und externen Fort- und WeiterbildungsmalRnahmen einschl. der
gestellten und abgelehnte Antrédge (ohne Veranstaltungen im Aus- und Fortbil-
dungszentrum der Senatorin fir Finanzen und des Landesinstitutes fur Schule,
die aus zentralen Datenbanken ermittelt und dargestellt werden),

o Entsendungen von Beschéftigten in Gremien,

o Widersprichen von Frauenbeauftragten,

o Klagen von Betroffenen,

o Frauenbeauftragten und Frauenforderplanen.

Zur Veranschaulichung sind in der Anlage (vgl. Anlage 1-12) fir eine fiktive Dienst-
stelle beispielhaft die Auswertungen fiir jede dieser Analysekriterien dargestellt.
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Berichtswesen

Fur die jeweiligen Institutionen stellt das LGG-Erfassungsprogramm umfangreiche Be-
richte Uber die vorgenannten Themen zur Beschaftigungsstrukturanalyse zur Verfiigung.
Die Berichte sind am Beispiel einer fiktiven Dienststelle als Anlagen beigefiigt.

Zur Erstellung des Berichtes tiber den gesamten Geltungsbereich des Gesetzes uber-
senden die Institutionen bis zum 31. Januar jeden Jahres die erfassten Datenbestande
der Beschaftigungsstrukturanalysen des jeweiligen Vorjahres an die Senatorin fir Finan-
zen (Referat 32). Die rechtzeitige Lieferung der Daten fir das jeweilige Vorjahr ist not-
wendig, um eine zeitnahe Berichterstattung zu ermdglichen. Fir die Berichterstellung
werden die Informationen in einer Datenbank zusammengefasst und ausgewertet. Der
Bericht gliedert sich in zwei Teile. Neben dem Textteil, der aus einer Gesamtsicht tiber
den gesamten Geltungsbereich des LGG berichtet, werden die umfangreichen Beschaf-
tigungsstrukturanalysen in wesentlichen Personalkennzahlen zusammengefasst und auf
Dienststellenebene in einem gesonderten Anlagenband dargestellt. Dies ermdglicht den
Leitungen der einzelnen Institutionen, den Personalvertretungen, den Frauenbeauftrag-
ten und den Beschaftigten, sich einen Uberblick Uiber die Situation in der eigenen Insti-
tution sowie Uber vergleichbare Bereiche zu verschaffen.

Der Bericht ist die zentrale Grundlage fir den Frauenférderplan der jeweiligen Dienst-
stelle bzw. Institution der 6ffentlichen Verwaltung, da dieser erste Anhaltspunkte lie-
fert, differenziert an den tatsachlichen Problempunkten anzusetzen und

damit realitétsgerechte und erfolgversprechende Frauenférdermal3nahmen zu entwi-
ckeln.

Den aktuellen Bericht finden Sie unter folgender Internetadresse: www.finanzen.bre-
men.de unter ,Personal / Frauenférderung / Umsetzung des

LGG" und im Mitarbeiterportal (MiP) der bremischen Verwaltung unter ,Personalma-
nagement / Jahresberichte".

Zielvorgaben und Zeitrahmen

Zur Festlegung von realitatsbezogenen Zielvorgaben ist es zunachst erforderlich, den
personalwirtschaftlichen Handlungsspielraum zu ermitteln. Dazu gehért u.a. der voraus-
sichtliche Personalbedarf. Dieser ist die Differenz zwischen dem Zielwert (Soll- Perso-
nalbestand) und dem voraussichtlichen Personalbestand.

Voraussichtlicher Personalbedarf = Zielzahl
voraussichtlicher Personalbestand

Der voraussichtliche Personalbestand ergibt sich wie folgt:

Voraussichtlicher Personalbestand = Gegenwartiger Personalbestand
prognostizierte Abgange ge-
plante Zugénge

Der Zielwert leitet sich aus den Finanz-, Haushalts- oder Wirtschaftsplanen ab. Fir den
Kernbereich der bremischen Verwaltung ist er zusammen mit dem gegenwartigen Per-
sonalbestand aus dem Programm PuMa-Online ersichtlich.

Frauenforderung in der bremischen Verwaltung Seite 90



http://www.finanzen.bremen.de/
http://www.finanzen.bremen.de/

9. Handlungshilfe zum Aufstellen von Frauenférderplanen
nach dem Landesgleichstellungsgesetz

Zur Ermittlung der voraussichtlichen Abgénge erstellt die Senatorin fiir Finanzen jahrlich
eine Fluktuationsprognose unter Berlicksichtigung von Abgangen aufgrund von Erwerbs-
und Dienstunfahigkeit, Altersgriinden und Mortalitdt. Diese Prognose ist umso aussage-
kraftiger, je groRer die Personalmenge ist. Fir kleinere Dienststellen ist die Aussage-
kraft eingeschrankt. Diese kdnnen aus der Beschéftigtenstrukturanalyse (Altersaufbau
der Beschéftigten in PuMa-Online) die voraussichtlichen Altersabgénge ermitteln. Des
Weiteren missen aber auch andere personalwirtschaftliche Vorgénge wie der Saldo aus
Beurlaubungen und dauerhaften Erkrankungen, Veranderungen in der Arbeitszeit der
Mitarbeiter/innen, die Altersteilzeitregelung, Wiederbesetzungen von Leitungsfunktio-
nen, Versetzungen usw. bertcksichtigt werden.

Wenn Ersatzbedarf vorliegt, kbnnen Zugéange geplant werden. Erfolgen diese aus den
Ausbildungsverhéltnissen des bremischen 6&ffentlichen Dienstes, ist die Verteilung der
Geschlechter bekannt und lasst sich mit einbeziehen.

Die Zielvorgaben der Frauenforderpléne sind im Zusammenhang mit der Personalpla-
nung der Dienststelle ein wichtiges Steuerungsinstrument. Sie sollten sich auf einen
Uberschaubaren Planungszeitraum erstrecken und anhand der jahrlichen Berichter-
stattung angepasst werden.?

Beispiele:

Ermittlung des voraussichtlichen Personalbe- Anzahl der Beschéftigten Frauen-

darfs Gesamt davon anteil

mannlich | weiblich

GegenwartigerPersonalbestand 143 87 56 39,2 %

(Ende 2013)

- prognostizierte Abgange 6 4 2

+ geplante Zugénge (aus Nachwuchspool) 1 - 1

Voraussichtlicher Personalbestand 138 83 55 39,9 %

(Ende 2014)

Zielzahl (Soll-Personalbestand Ende 2014) 142

Voraussichtlicher Personalbedarf 4

Daraus kann sich folgende Personal-

struktur ergeben: (0/4) 83 59 41,5 %

Anzahl der Beschéftigten (1/3) 84 58 40,8 %

(méannlich/weiblich) (212) 85 57 40,1 %

(3/1) 86 56 39,4 %
(4/0) 87 55 38,7 %

In dem Beispiel ist das Ziel eine Erhéhung des Frauenanteils in Richtung 50 %. Um eine
Erhoéhung des Frauenanteils im Haushaltsjahr 2014 zu erreichen, ist der voraussichtliche
Personalbedarf fir die Einstellung von weiblichen Beschaftigten zu nutzen. Anzustreben
ware im Beispiel die Einstellung von 4 Frauen, da dies zu einer Erhéhung des Frauenan-
teils von 39,2 % auf 41,5 % fuhrt.

In welchen Personalgruppen, Besoldungs-, Verglitungs- oder Lohngruppen, Lauf-
bahngruppen und Leitungsfunktionen Frauen unterreprasentiert sind, ist aus der Be-
schéaftigungsstrukturanalyse erkennbar und mit Schwerpunktsetzungen in die Zielpla-
nung mit aufzunehmen.

2Vg|. § 6 LGG; Gesetz zur Gleichstellung von Frau und Mann im 6ffentlichen Dienst des Landes Bremen vom 20. Novem-
ber 1990 (Brem.GBI. S.433).
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Der o0.g. Personalbestand der Dienststelle gliedert sich z.B. wie folgt auf:

Personalgruppe Anzahl der Beschaftigten Frauen-
Gesamt Davon anteil
mannlich | weiblich
Verwaltungspersonal 56 26 30 53,6 %
Bautechnisches Personal 87 61 26 29,9 %
Gesamt 143 87 56 39,2 %

In der Personalgruppe "Bautechnisches Personal” sind die weiblichen Beschéftigten un-
terreprasentiert. Als Ziel ist die Erh6hung des Frauenanteils in dieser Personal- gruppe
zu formulieren und im Falle einer Wiederbesetzung zu bericksichtigen. Analog verhalt
es sich in den anderen Strukturmerkmalen.

Diese Zahlweise nach Kopfen jedoch kdnnte auf dezentraler Ebene in Bereichen, in de-
nen es Uberwiegend mannlich besetzte Vollzeit- und weiblich besetzte Teilzeitstellen
gibt, zu Ergebnissen fuhren, die dem Frauenférderungsanspruch nicht gentigen. Deshalb
sollte in diesen Fallen die Zahlung nach Kdpfen durch eine Zahlung der Stundenzahl
der Beschaftigten ergéanzt werden, um zu verdeutlichen, dass auch bei einer héheren
Kopfzahl der weiblichen Beschaftigten eine geringere Stundenzahl im Vergleich zu den
mannlichen Beschéftigten erreicht wird. Wie an folgendem Beispiel deutlich wird, kann
trotz einer geringeren Kopfzahl der mannlichen Beschéftigten eine geringere Prasenz
der weiblichen Beschatftigten - gemessen in Arbeitsstunden - vor- liegen:

Personalgruppe |Anzahl Frauen Anzahl Manner Frauen | M&nner
Vollzeit 40 | Teilzeit 20 Vollzeit |Teilzeit 20 Anzahl WStd
WStd WStd 40 Wstd wWStd insgesamt
Bautechnisches 0 5 3 0 100 120
Personal
Verwaltungs-
personal 2 15 10 2 380 440

In der Praxis entwickeln sich die Personalbedarfe nicht unbedingt planméaRig, so dass
die Ziele nach Ablauf eines Jahres angepasst werden missen. Es kann z.B. vorkommen,
dass das Verwaltungspersonal einen hoheren Altersaufbau aufweist als das Bautechni-
sche Personal, in dem die jliingeren Jahrgange vertreten sind. Die voraussichtlichen Ab-
gange werden dann vermutlich beim Verwaltungspersonal erfolgen und nicht in der un-
terreprasentierten Personalgruppe. Der Zeitrahmen fiir die Festlegung von Zielvorgaben
muss hier verlangert werden.

Die einzelnen Zielvorgaben sollten abschlieRend zusammen betrachtet und beurteilt wer-
den, um die Unterreprasentanz insgesamt zu erfassen. Dabei ist zu bericksichtigen,
dass z.B. die Zielvorgabe, eine Unterreprasentanz von weiblichen Beschéftigten in Lei-
tungsfunktionen abzubauen, sich auch auf die Besoldungsstruktur auswirken kann. Das
nachfolgende Beispiel soll dies verdeutlichen:

Leitungsfunktionen Besoldungs-, Anzahl der Beschéftigten Frauen-
Vergutungs- und | Gesamt davon anteil
Lohngruppen Mannlich | weiblich
Dienststellenleitung A 16 1 1 - 0,0 %
Abteilungsleitung EG 15 1 - 1 100,0 %
Al4 1 1 - 0,0 %
Sachgebietsleitung A13 3 2 1 33,3%
EG 12 4 3 1 25,0 %
EG 11 1 1 - 0,0 %
Gesamt 11 8 3 27,3 %
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Auf der Ebene der Abteilungsleitungen ist die Verteilung der Geschlechter ausgeglichen.
Unterreprasentiert sind Frauen auf der Ebene der Sachgebietsleitungen. Des Weiteren
kénnte aus der Beschéftigtenstrukturanalyse entnehmbar sein, dass Frauen auch in der
Besoldungsgruppe A 13 und in den Vergutungsgruppen BAT Il und IV a unterreprasen-
tiert sind. Scheidet ein Sachgebietsleiter aus, kann die Reprasentanz von weiblichen
Beschaftigten auf dieser Leitungsebene und gleichfalls in einer der genannten BVL-
Gruppen erhoht werden.

Daruber hinaus kann es durchaus sinnvoll sein, in gro3eren Dienststellen einzelne Or-
ganisationseinheiten auf Unterreprasentanz zu analysieren und Ziele zu entwickeln. Um
die Ziele verwirklichen zu kénnen, stehen neben den Wiederbesetzungsmaglichkeiten
freiwerdender Stellen noch weitere personalwirtschaftliche Instrumente zur Verfiigung,
wie

Einbeziehung der Frauenforderpléne in das Kontraktimanagement
Umsetzungen, Versetzungen und Abordnungen

Befdrderungen und Héhergruppierungen
Arbeitszeitveranderungen, Altersteilzeit

Aus- und Fortbildung, QualifizierungsmalRnahmen

und weitere.

3. Zum Qualifikationsbegriff des § 4LGG

Der Europaische Gerichtshof (EuGH) hat in einem Vorabentscheidungsverfahren auf
Vorlage des Bundesarbeitsgerichts entschieden, dass Artikel 2 Abs. 1 und 4 der Richt-
linie 76/207/EWG des Rates vom 09. Februar 1976 zur Verwirklichung der Gleichbe-
handlung von Méannern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschaftigung, zur
Berufsbhildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen
einer nationalen Regelung entgegensteht, nach der bei gleicher Qualifikation von Be-
werbern unterschiedlichen Geschlechts um eine Beférderung in Bereichen, in denen die
Frauen unterreprésentiert sind, den weiblichen Bewerbern automatisch der Vorrang ein-
geraumt wird.

Das Bundesarbeitsgericht hat dazu am 05. Méarz 19962 entschieden, dass die Quoten-
regelung des § 4 Abs. 1 und 2 LGG (in der urspriinglichen Fassung) mit Artikel 2 Abs.
1 und 4 der Richtlinie76/207 EWG unvereinbar ist, denn die Bremische Regelung sah
vor, dass bei Vorliegen der Voraussetzungen des 8§ 4 LGG Frauen bei Stellenbesetzun-
gen oder Beférderungen vorrangig zu berlcksichtigen sind ohne weitere Prifung, ob bei
den mannlichen Bewerbern ein Hartefall vorliegen konnte.

Das Bundesarbeitsgericht hat das Urteil des Europdaischen Gerichtshofs dahingehend
ausgelegt, dass die gemeinschaftsrechtlichen Bedenken, die die bremische Quotenre-
gelung unanwendbar machen, gegentber anderen Gleichstellungsregelungen nicht be-
stehen, soweit diese eine regelhafte Priifung in jedem Einzelfall vorsehen. Der notwen-
dige Zwischenschritt einer Prifung nach bestimmten Kriterien, der im Sinne einer Ein-
zelfallgerechtigkeit ein Abweichen von der Bevorzugung von Frauen nicht nur zulasst,
sondern sogar fordert, hebe die Automatik auf, die nach Ansicht des EuGH mit der Richt-
linie unvereinbar ist.

Bei der Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts bleibt positiv anzumerken, dass das
Gericht als erstes oberstes Bundesgericht die Quote fir verfassungskonform erklart hat.

*Vgl. etwa BAG, NZA 1996, 751.
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Nachdem der Europaische Gerichtshof die nordrhein-westfalische Quotenregelung, die
eine Hartefallklausel enthalt, wonach Frauen bei gleicher Qualifikation wie ihre mannili-
chen Mitbewerber vorrangig zu bericksichtigen sind, sofern nicht in der Person eines
Mitbewerbers liegende Griinde Giberwiegen, am 11. November 1997 fiir europa- rechts-
konform erklart hat, hat die Bremische Burgerschaft § 4 LGG entsprechend der Regelung
in Nordrhein-Westfalen geandert, und um eine Hartefallklausel erganzt. Das Gesetz zur
Anderung des LGG ist am 14. Februar 1998 in Kraft getreten. Seitdem kénnen Personal-
entscheidungen wieder auf 8 4 LGG gestutzt werden.

3.1 Zusammenhange zwischen dem Qualifikationsbegriff des LGG und
herkdmmlichenEntscheidungskriterien

Eine der wesentlichen Fragen der qualifikationsabhéngigen Entscheidungsquote ist die
Ausflllung des Qualifikationsbegriffs. Da das LGG den Qualifikationsbegriff nicht aus-
fllt, ist erganzend auf generelle Bestimmungen des 6ffentlichen Dienstrechts zurtickzu-
greifen. Diese sind in Art. 33 Abs. 2 GG verfassungsrechtlich verankert*. Die Personal-
auswahl hat demnach nach ,Eignung®, ,Beféahigung” und ,fachlicher Leistung® zu erfol-
gen.

Die Merkmale stellen eine abschlieRende Aufzahlung dar, nach welchen Mal3staben bei
Einstellungen und Beftérderungen im o6ffentlichen Dienst, insbesondere bei Beamtinnen
und Beamten, zu entscheiden ist.

o Das Kriterium "Eignung" als umfassendstes Qualifikationsmerkmal bezieht sich auf
die gesamte Personlichkeit der Bewerberin/des Bewerbers mit allen charakterlichen
und psychischen Anlagen und Merkmalen.

0 Es bezieht sich auf die allgemeinen beamtenrechtlichen Voraussetzungen

sowie auf die zur Erfullung der Aufgaben erforderliche Befahigung. Die zu-
vor gezeigte fachliche Leistung ist flr die Eignung zu berticksichtigen.®

o Das Kriterium "Befahigung" umfasst nach h.M. Ausbildungs- und Prifungsergeb-
nisse, d.h. die fir die dienstliche Verwendung wesentlichen Fahigkeiten, Kenntnisse,
Fertigkeiten und sonstigen Eigenschaften.

o Das Kriterium "fachliche Leistung" bezieht sich im Wesentlichen auf bisherige Be-
rufserfahrung und Arbeitsergebnisse, d.h. es gibt Aufschluss dariber, in welchem
Mal3e bisher Gbertragene Aufgaben in quantitativer und qualitativer Hinsicht tatsach-
lich erfullt worden sind. Damit ist die fachliche Leistung ("praktische Bewahrung")
vergangenheitsorientiert.®

Eignung und Befahigung sind prognostisch zu beurteilen; die Beurteilung der fachlichen
Leistung erfolgt retrospektiv im Hinblick darauf, wie die Anforderungen des bisherigen
Amtes erfillt wurden.

Das Kriterium der Eignung erflllt eine Doppelfunktion: Als Oberbegriff und Auffangposi-
tion. Das Kriterium der ,Eignung“ wird als Oberbegriff fir die Befahigung und fachliche
Leistung gesehen, und als Auffangposition fur charakterliche und persénliche Eigenschaf-
ten.

*Art. 33 Abs. 2 GG; § 9 Beamtenstatusgesetz; § 2 BremLVO.

> Laubinger, H.-W.: Gedanken zum Inhalt und zur Verwirklichung des Leistungsprinzips bei der Beférderung von Beam-
ten. In: Verwaltungsarchiv 83 (1992), S. 255.

6Zugespitzt: "Flr Beforderungen gilt nicht das Leistungs-, sondern das Eignungsprinzip. Mit Nachdruck ist freilich
hinzuzufiigen, dass die Leistungen eines Bediensteten gewisse Riickschllsse auf seine Eignung und Befahigung
zulassen, da die Leistung eine Funktion von Leistungsfahigkeit und Leistungsbereitschaft darstellt” (a.a.0., S.
265).
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Hinweis:

Bei der Beurteilung der charakterlichen und personlichen Eigenschaften ist darauf zu
achten, inwieweit der/die Zu-Beurteilende sich fur die Schaffung bzw. Pflege eines
diskriminierungsfreien Arbeitsklimas bisher eingesetzt hat, dies gilt auch fir die Um-
setzung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes.

Eignung, Befahigung und fachliche Leistung werden grundsétzlich als gleichrangige Po-
sitionen innerhalb des Leistungsbegriffs betrachtet. Zum Teil wird der Eignung und Be-
fahigung ein leichtes Ubergewicht zuerkannt, denn aus der 1978 vorgenommenen An-
derung der Bundeslaufbahnverordnung wird eine Tendenz geschlossen, die Eignung bei
Beforderungsentscheidungen in den Vordergrund zu riicken und zugleich die fachliche
Leistung als Beforderungskriterium zurtickzudrdngen. Mal3stab fur Beforderungsent-
scheide sollte ausschliel3lich sein, ob die Kandidatin/der Kandidat geeignet und befahigt
ist, den oder die mit dem Beftérderungsamt verknipften Beférderungsdienstposten opti-
mal wahrzunehmen. Die bisherigen Leistungen einer/eines Bediensteten sind kein ver-
lasslicher Indikator dafiir, ob sie/er auch den Anforderungen des Beférderungsdienstpos-
tens gerecht werden wird.’

In der Praxis wird die Qualifikation durch dienstliche Beurteilungen ermittelt, die regel-
mafig (Regelbeurteilung) oder aus Anlass einer anstehenden Personalentscheidung
(Anlassbeurteilung oder Bedarfsbeurteilung) erstellt werden.

Bei im Wesentlichen gleicher Qualifikation dirfen neben dem Leistungsprinzip noch an-
dere Gesichtspunkte herangezogen werden. Es kommt also nicht auf die gleiche, son-
dern die im Wesentlichen gleiche Beurteilung an. Als sog. ,Hilfskriterien“ werden in sol-
chen Fallen das Beférderungsdienstalter, allgemeine Dienstalter oder das Lebensalter
herangezogen:

o Das Dienst- oder Lebensalter (Ancienitats- bzw. Senioritatsprinzip - oder auch: "Er
ist dran!") wird von einigen Personalentscheider/-innen unkritisch als Indiz fir fach-
liche Eighung angesehen. Es darf aber nur dann als Qualifikation angesehen werden,
wenn tatséachlich vom Dienstalter auf eine groRere Erfahrung geschlossen werden
kann. Diese Annahme kann regelmafig nur unterstellt werden, wenn die Anforderun-
gen des bisherigen Arbeitsplatzes mit den Anforderungen des neu zu besetzenden
Arbeitsplatzes identisch sind.

o Das Senioritatsprinzip bezieht sich vornehmlich auf die zurtickgelegten Dienstjahre
eines Beschaftigten. Manner weisen i.d.R. eine ununterbrochene Berufsbiographie
auf, wahrend Frauen wegen Kindererziehungszeiten und/oder wegen der Versorgung
alterer Familienmitglieder die Berufstatigkeit unterbrechen. Bei der Anwendung des
Senioritatsprinzips werden daher Frauen, die ihre Berufstatigkeit aus solchen Grin-
den unterbrochen haben, gegeniiber Mannern benachteiligt, da sie weniger "Berufs-
jahre" vorweisen kdnnen als gleichaltrige Manner. Das Senioritatsprinzip wirkt sich
daher unmittelbar diskriminierend auf Frauen aus.

Angesichts des gesetzlichen Auftrages der Frauenférderung sind einige der ,Hilfskrite-
rien“- insbesondere ,soziale Kriterien* - problematisch. Diese kdnnen nur in wirklichen
Ausnahmefallen unter dem Gesichtspunkt von Einzelfallgerechtigkeit bei spezifischen
Problemlagen zum Zuge kommen. Dabei ist jedoch zu reflektieren, ob sich solche Hilfs-
kriterien nicht diskriminierend auf die gleichqualifizierte Bewerberin auswirken®.

7 Laubinger, H.-W.: Gedanken zum Inhalt und zur Verwirklichung des Leistungsprinzips bei der Beférderung von Beam-
ten. In: Verwaltungsarchiv 83 (1992), S. 263.

8Vg|. hierzu insgesamt MEUSER,M: Gleichstellung auf dem Prifstand. Frauenférderungin der (bremischen) Verwal-
tungspraxis, Pfaffenweiler 1989.
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Dies hat auch der EUGH mit seinem Urteil vom 06. Juli 2000 (C-407/98) so entschieden
und dariiber hinaus die Hilfskriterien Familienstand und Einkommen des Partners oder
der Partnerin als mittelbar diskriminierend und unzulassig erklart.

3.2 DieBedeutung des Anforderungsprofils fir die zu besetzende
Stelle

Die Qualifikation einer Bewerberin/eines Bewerbers ist nach § 4 Abs. 4 LGG ausschliel3-
lich an den Anforderungen des Berufes, der zu besetzenden Stelle oder der Laufbahn
zu messen. Damit muss bei der (Neu-) Besetzung eines Arbeitsplatzes oder einer Befor-
derung als erstes das Anforderungsprofil des Arbeitsplatzes "ohne Ansehen" der poten-
tiellen Bewerber/-innen erstellt werden. Der ,Leitfaden Personalauswahl” der Senatorin
fur Finanzen gibt hierfur nitzliche Hinweise.®

Das Anforderungsprofil umfasst konkrete Informationen Uber die zu bearbeitenden Ar-
beits- und Aufgabenfelder, die dafir notwendige Ausbildung und die erforderlichen Fach-
kenntnisse und Erfahrungen und bildet die "Messlatte" fir die verschiedenen Bewerber/-
innen. DarUber hinaus kénnen weitere soziale Qualifikationsmerkmale, wie bspw. "Ko-
operationsfahigkeit”, "Kreativitat®, "Durchsetzungsfahigkeit", "Entscheidungsfahigkeit"
etc. formuliert werden. Das Anforderungsprofil des zu besetzenden Arbeitsplatzes ist die
objektivierende Grundlage fir das Personalauswahlverfahren. Je genauer und sorgfalti-
ger die Anforderungen ermittelt wurden, desto leichter wird die Festlegung und Gewich-
tung der Auswahlkriterien und damit die Personalauswahl selbst. Au3erdem ist damit
gleichzeitig der Stellenausschreibungstext vorgegeben (vgl. hierzu insgesamt Kapitel 4.1).

Bereits bei der Definition des Anforderungsprofils der Stelle sollten u.a. folgende Fragen
reflektiert werden:

o Sind die aufgestellten Qualifikationsmerkmale mit einer groRen Wahrscheinlich-
keit Uberprif- bzw. nachweisbar?

o Mit welchen Methoden (z.B. Vorstellungsgesprach, Arbeitszeugnisse, Beurteilun-
gen) sollen insbesondere Eignungsmerkmale wie "Kooperationsfahigkeit", "Kreativi-
tat" oder "Durchsetzungsfahigkeit" Uberprift werden?

* Sind die Methoden/Mittel geeignet, diese Merkmale tatséchlich zu Gberpri-
fen?

Bei "unbestimmten” Qualifikationsmerkmalen besteht der gréfite Spielraum fir subjek-
tive Beurteilungen. Diese beinhalten immer auch (un-) bewusste Bewertungen/ Vorur-
teile, geschlechtsspezifische Deutungsmuster, Vorlieben/Abneigungen und haufig un-
hinterfragte "persotnliche Erfahrungen/Eindricke". Vor der Sichtung der Bewerbungs-
unter- lagen kann anhand des Anforderungsprofils des Arbeitsplatzes die Gewichtung
der Auswabhlkriterien vorgenommen werden: Hauptkriterien konnten z.B. sein:

o Ausbildungsabschlisse

+ bisherige Arbeitsergebnisse (Arbeitszeugnisse/Beurteilung)

» Ausbildungserfolge (Zeugnisse/Beurteilungen)

o Teilnahme an einschlagigen Fort- und Weiterbildungsmaflinahmen (insbesondere
MaRnahmen die die Umsetzung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes,
GleichstellungsmalRnahmen sowie Konfliktmanagement zum Gegenstand haben)
Fachkenntnisse

Kreativitat

Berufserfahrung

Durchsetzungsfahigkeit

Kooperationsféahigkeit

9Vg|. hierzu Leitfaden Personalauswahl von der Senatorin fiir Finanzen.
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Bei den Qualifikationskriterien "Fachkenntnisse", "Berufserfahrung", "Arbeitsergebnis-
se", aber auch bei Anforderungen wie "Kooperationsfahigkeit" muss tberprift werden,
inwieweit spezifische Erfahrungen und Fahigkeiten, die Uber Familienarbeit, durch sozi-
ales Engagement und/oder Uber ehrenamtliche Téatigkeit erworben werden kénnen,
natzlich und wertvoll sind (8 4 Abs. 4 LGG).

Die Gewichtung der o.a. beispielhaft aufgefihrten Hauptkriterien macht haufig besondere
Probleme. Helfen kann die Reflexion die Frage: Welche besonderen Fahigkeiten (z.B.
Teamfahigkeit/Kooperationsfahigkeit) sind neben den erforderlichen Fahigkeiten beson-
ders fur die Stelle von Bedeutung?

Dienstliche Beurteilungen zur Feststellung der Qualifikation?

Bei der Feststellung der Qualifikation ist mit der Einfihrung von Beurteilungssystemen
die Zielsetzung verknupft, das Beurteilungswesen zu objektivieren, zu legitimierbareren
und transparenteren Personalentscheidungen zu kommen und die Anforderungen des
LGG zu berticksichtigen. Personalbeurteilungssysteme zielen darauf ab, einerseits die
Unterschiede und andererseits die Gleichwertigkeit in der Qualifikation von Bewerberin-
nen/Bewerbern sichtbar zu machen. Die folgende Tabelle von Neuberger ist hach wie
vor eine gute Ubersichtsdarstellung und zeigt beispielhaft Einsatzmoglichkeiten von Per-
sonalbeurteilungen auf:

1. Personalplanung und -einsatz 5. Kontrolle und Uberwachung Set-
Personal-Inventur (Bestandsaufnahme des zen von Standards Objektivie-
Mitarbeiter-Potential) rung der Beitrdge Grundlagen fir
Planungsunterlagen fur den Personalein Soll-Ist-Vergleiche
satz (Beschaffungs-, Nachwuchs-, Karrie- Sichtbarmachen von Anderungsmdaglich-
re-, Freisetzungsplanung) keiten
Aktuelle Personaleinsatzentscheidungen 6. Personal-Fuhrung
(Versetzung, Beforderung,  Kundigung, -Anerkennung und Bestatigung gezeigter
Probezeit, usw.) Leistungen
Legitimation von Ungleichheit (hinsichtlich -Festlegen (gemeinsamer) Erwartungen
Bezahlung, Kompetenzen, Status, usw.) und Ziele fur die nachste Planperiode

2. Personalférderung -Verbesserungen des Vorgesetzten- Mit-
Analyse des funktionsbezogenen Ausbil- arbeiter-Verhaltnisses (,Klima"“)
dungsbedarfs -Individuelle Beratung und Forderung des
Planung von AusbildungsmafZnahmen Mitarbeiters (Analyse von Leistungsbeein-

3. Entgelt-Politik trachtigungen; Aufweisen von Eignungs-
Entscheidungsgrundlage zur Entgelt- Diffe- schwerpunkten und Entwicklungsmdglich-
renzierung (Zulagen, Pramien, Gebhalts- keiten; Feedbackinformation tiber Verhal-
bandbreite, usw.) ten und Leistungen; Beitrag zur realisti-

4. Evaluierung personalpolitischer Mal3nah- schen Selbsteinschéatzung; Selbstplanung
men der Karriere; Anregung von Lernprozes-
Bewahrungskontrollen hinsichtlich des Er- sen)
folges von
- Personalbeschaffung und —einsatz
-Ausbildung
-Zielsetzung
-arbeitsorganisatorischen MaRnahmen

Tab.: Beabsichtigte Einsatzmdglichkeiten von Personalbeurteilungen. Aus: NEUBERGER 1980, S. 2810

Zu unterscheiden sind Regelbeurteilungen und anlassbezogene Beurteilungen. Nach
§ 59 BremBG sind Eignung, Befahigung und fachliche Leistung von Beamtinnen und Beam-
ten vom Dienstvorgesetzten zu beurteilen, wenn es die dienstlichen und personli-

" NEUBERGER, O.: Rituelle (Selbst-) Tauschung. Kritik der irrationalen Praxis der Personalbeurteilung. In: Die Betriebs-
wirtschaft 1980, S.27-42.
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chen Verhéltnisse erfordern. Vor einer Beforderung ist zwingend eine dienstliche an-
lassbezogene Beurteilung zu erstellen. Sofern in einer Dienststelle Mitarbeiter- Vorge-
setzten-Gesprache eingefuihrt werden oder wurden!! kénnte bspw. eine not- wendige
anlassbezogene Beurteilung auf die ausgewerteten Zielvereinbarungen gestitzt wer-
den, um die Leistungsbeurteilungen transparenter zu machen.

In den Dienststellen ist darauf zu achten, dass sich in der Durchfiihrung der Beurteilun-
gen keine strukturellen Nachteile fiir Frauen ergeben. Die Einzelheiten zum Verfahren
und zu den Grundsétzen von dienstlichen Beurteilungen und anderen Instrumenten der
Bewertung von Eignung und Beféhigung hat der Senat in einer Rechtsverordnung und
in der ,Richtlinie Uber die dienstliche Beurteilung der Beamtinnen und Beamten der
Laufbahnen des allgemeinen Verwaltungsdienstes vom 15. Juli 2008“ geregelt. Die Ver-
ordnung tritt mit Ablauf des 31.08.2014 auf3er Kraft. FUr den Tarifrechtsbereich sind
noch keine vergleichbaren Regelungen vorhanden. Im Rahmen des neuen Personal-
entwicklungskonzeptes ist die Einfiilhrung eines verbindlichen Jahresgesprachs sowohl
fur Beamtinnen und Beamte als auch fur Tarifbeschéaftigte geplant. Dies wére ein wei-
terer Schritt zur Gleichbehandlung der beiden Beschatftigtengruppen beiderlei Ge-
schlechts.

Hinweis:

Mit dem am 01.07.1997 in Kraft tretenden Dienstrechtsreformgesetz!? hat der Ge-
setzgeber die rechtliche Grundlage fur die Einfihrung des Leistungsprinzips in der
Beamtenbesoldung gelegt. Der Senat hat dies mit der Bremischen Verordnung Uber
die Gewahrung von Pramien und Zulagen fir besondere Leistungen vom 07. Juli
1998 umgesetzt.'3

4. Mogliche weitere Regelungsbereiche in
Frauenfdrderplanen

Mit den folgenden beispielhaften Regelungsbereichen werden zum Teil "neue Wege" be-
schritten; bei vielen Empfehlungen handelt es sich jedoch um bereits in einem Grol3tell
der Dienststellen durchaus Ubliche Elemente der Personalarbeit. Sie entsprechen teils
der Firsorgepflicht des Arbeitgebers bzw. der Arbeitgeberin, teils rechtlichen Verpflich-
tungen oder sind bereits Bausteine einer fortentwickelten Personalpolitik.

Es ist hier nach den Gegebenheiten in der Dienststelle zu priifen, ob sie durch die ge-
blndelte Verankerung im Frauenférderplan gezielt dafiir eingesetzt werden kénnen, die
Zielvorgaben zu erreichen und/oder zur Gleichstellung von Frauen und Méannern beizu-
tragen.

4.1 Objektivierung von Stellenbesetzungen

In der Regel ist bei Einstellungen, Ubertragung eines (héheren) Dienstpostens und bei
Beforderungen (8 4 LGG) ein formliches Verfahren erforderlich. Sinnvollerweise sollte
dazu ein Ablauf entwickelt werden, der bei allen Stellenbesetzungen angewendet wer-
den kann und die Belange der Frauenforderung einschliel3t. Unbeschadet der Mitbestim-
mungs- und Beteiligungsrechte nach dem BremPersVG und dem LGG (der

n Vgl. hierzu ,Das Mitarbeiter-Vorgesetzten-Gesprach” ein Leitfaden fir die Praxis von der Senatorin fiir Finanzen
von Dezember 2004.

12 Gesetz zur Reform des éffentlichen Dienstrechts (Reformgesetz) vom 24.02.1997 (BGBI. | S. 322).

Bvgl. Brem.GBI., S. 201.
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Frauenbeauftragten und der ZGF), werden hier Anregungen gegeben, wie der Ablauf
eines derartigen Verfahrens ausgestaltet werden konnte.'* Zu betonen ist hier noch ein-
mal, dass es sich im Folgenden nicht um ein Musterschema handelt, das einfach zu
Ubertragen ware, sondern dass die besonderen Bedingungen der Dienststelle berlck-
sichtigt werden mussen.

Paritéatisch besetzte Auswahlgremien

Bei der Besetzung einer freiwerdenden Stelle sollte das in der Dienststelle jeweils tbli-
che Auswahlgremien (in der Regel: Vorgesetze, Frauenbeauftragte und Personalrat)
paritatisch mit Frauen und Mannern (8 5 LGG) besetzt werden (bspw. durch Beteiligung
einer Mitarbeiterin aus der betroffenen Organisationseinheit).

Fur eine transparente und legitimierbare Personalauswahlentscheidung sollten fir das
Auswahlgremium folgende Verfahrensschritte vereinbart werden:

* Feststellung, ob die zu besetzende Stelle nach der Beschaftigtenstrukturanalyse
unter den Frauenfdrderplan fallt

Hinweis:

Gemal den Ausschreibungsrichtlinien (Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen Nr.
84 vom 02. September 2010, Seite 730 f.) muss die Stellenausschreibung den Hin-
weis enthalten, dass bei der Besetzung von Dienstposten und Arbeits- und Ausbil-
dungsverhaltnissen in Bereichen, in denen Frauen unterreprasentiert sind, diese bei
gleicher Qualifikation vorrangig bertcksichtigt werden, sofern nicht in der Person ei-
nes Mitbewerbers liegende Griinde Uberwiegen.

o Erstellung eines prazisen Anforderungsprofils der zu besetzenden Stelle (Festlegung
der notwendigen Formalqualifikation, d.h. erforderliche Ausbildung, weiterer Mindest-
gualifikationserfordernisse, wie z.B. Fachwissen usw.).

o Festlegen des Stellenausschreibungstextes anhand des Anforderungsprofils der
Stelle (§ 7 Abs. 3 LGG).

o Prifung, ob die Stelle auch Teilzeit geeignet ist (gemall den Ausschreibungsrichtli-
nien soll die Ausschreibung den Hinweis enthalten, ob die Stelle Teilzeit geeignet ist
oder nicht).

Regelungen zur Vorbereitung des Personalauswahlverfahrens durch
das Auswahlgremium

o Festlegung, welche Unterlagen, Kriterien, und Auswahlverfahren genutzt werden
sollen: Bewerbungsunterlagen mit Zeugnissen / Beurteilungen der bisherigen
Leistungen (vgl. dazu auch § 17 LGG ), Testverfahren.

o Entwicklung eines einheitlichen Fragenkatalogs fur die Vorstellungsgesprache, um
keine Bewerberin/keinen Bewerber zu benachteiligen.

o Festlegung der Auswahlkriterien und ihrer Gewichtung vor den Vorstellungsgespra-
chen (8 4 Abs. 3 und 4 LGG berucksichtigen).

o Fur Dienstkrafte mit Leitungsfunktionen ist ihr Engagement bei der Umsetzung des
LGG zu bericksichtigen (vgl. 8 17 LGG); ferner die Teilnahme an Fortbildungen zum
AGG und zur Genderthematik.

o Festlegung aufgrund des Anforderungsprofils der Stelle, welche Bewerber/-innen
zu einem Vorstellungsgesprach eingeladen werden.

o Prifung von Mafnahmen, mit denen gezielt Frauen fir eine Bewerbung gewonnen
werden konnen (z.B. erneute Ausschreibung in frauenspezifischen oder Fachpublika-
tionen, Information an frauenspezifische Berufsgruppen/Verbande oder Ausschrei-
bung in den neuen Bundeslandern).

14Vgl. hierzu Leitfaden Personalauswahl der Senatorin fir Finanzen.
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4.1.3 Regelungen zur Durchfuhrung des Auswahlgespraches

4.2

4.3

4.4

o Festlegung, dass ein Auswahlgesprach stattfinden muss, wenn eine Bewerberin/ein
Bewerber nur der Dienststellenleitung, nicht aber der Frauenbeauftragten oder dem
Personalrat Einsicht in die Personalakte gestattet hat.

o Gemeinsame Auswertung

* Nach Moglichkeit Nachbereitungsgesprache mit abgelehnten Bewerberinnen/Bewer-
bern, die konstruktive Hilfen und Anregungen fir spatere Bewerbungen/Veranderun-
gen beinhalten sowie die Griinde der Ablehnung erlauternsollen;

Ausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen (8 3 Abs. 1 LGG)

Anhand der Personalstatistik (Ziffer 6 der Anlage 1) kann festgestellt werden, in welchen
Ausbildungsberufen/Personalgruppen Frauen unterreprasentiert sind. Um die Unterre-
prasentanz abzubauen sind folgende Maflinahmen mdglich:

1. In Stellenausschreibungen wird ein Zusatz aufgenommen, der wie folgt lautet:

Bei der Vergabe von Ausbildungsplatzen werden Frauen mindestens zur
Halfte je Ausbildungsgang beriicksichtigt, sofern sie die Voraussetzungen fir
diesen Ausbildungsberuf erfillen.

2. Die Dienststelle arbeitet eng mit der Agentur fiir Arbeit, Schulen und anderen Insti-
tutionen zusammen, um gezielt in den Ausbildungsberufen, in denen Frauen unter-
reprasentiert sind, gentigend Bewerberinnen zu gewinnen.

3. Bei der Besetzung von Ausbildungsplatzen, in denen Frauen unterreprasentiert sind,
werden alle Bewerberinnen, die die formellen Voraussetzungen erfiillen, in das Aus-
wahlverfahren einbezogen.

Benennung und Entsendung (§ 5LGG)

Gemall 8§ 5 LGG sollen bei Benennung fur und Entsendung in Gremien, offentlicher
Amter, Delegationen, Kommissionen, Konferenzen, reprasentative Funktionen, Veran-
staltungen und Personalauswahlgremien Frauen zur Hélfte beriicksichtigt werden. Die
Aufzéhlung im Gesetz macht deutlich, dass bei jedweder Entsendung bzw. den Vor-
schlagen dazu, Frauen zur Halfte berticksichtigt werden missen. Eine Ausnahme bilden
nur solche Gremien, die Kraft Amtes besetzt werden, z.B. Treffen der Oberlandesge-
richtspréasidenten. Es handelt sich um eine Soll-Vorschrift; d.h. das Auswahlermessen
ist in der Weise gebunden, dass im Regelfall eine 50 % Quote einzuhalten ist. Nur bei
vollig untypischer Sachlage kann von der halftigen Quote abgewichen werden.

Familiengerechte Arbeitsplatzgestaltung (§ 8 LGG)

1. Die Dienststelle stellt sicher, dass Beschéftigte mit betreuungsbedirftigen Kindern
oder pflegebedurftigen Angehdrigen bei der Einstellung bzw. bei der Geburt eines
Kindes und weiteren Anlassen darlber informiert werden, welche Méglichkeiten der
Vereinbarkeit von Erwerbstatigkeit und Familienaufgaben bestehen,

d.h. rechtliche und/oder tarifvertragliche Regelungen Uber Arbeitszeitverkiirzung,
Beurlaubungs- und Rickkehrméglichkeiten, Teilnahme an Fort- und Weiterbil-
dungsveranstaltungen fur Beschaftigte mit betreuungsbedurftigen Kindern.

2. Die Dienststelle stellt sicher, dass Arbeitsplatze so gestaltet sind, dass den Antragen
auf Reduzierung oder Teilung eines Arbeitsplatzes stattgegeben werden kann. Dies
gilt insbesondere auch fur Leitungsfunktionen auf allen Ebenen.

3. Teilzeitbeschaftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sind die gleichen beruflichen
Entwicklungs- und Fortbildungschancen zu gewahren wie Vollzeitbeschaftigten.
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Hinweis:

Die Teilnahme an den Veranstaltungen des Fortbildungsprogramms der

Senatorin fir Finanzen gilt als Dienst. Durch die Teilnahme entsteht

grundsatzlich keine Mehrarbeit, d.h. insbesondere, dass dadurch die Arbeitszeit nicht
vor- oder nachgeholt werden kann.

Abweichend hiervon ist im Hinblick auf das mittelbare Diskriminierungsverbot (von
Frauen) nach der EG-Rechtsprechung fur die (Uberwiegend weiblichen) Teilzeitbe-
schéftigten die tatsachliche Dauer der Fortbildungsveranstaltung zuziglich evtl. zu-
satzlichen Wegzeiten zwischen dem Veranstaltungsort und der Beschéftigungsdienst-
stelle auf die Arbeitszeit anzurechnen, wenn tatsdchlich die Beschaftigungsdienst-
stelle wieder aufgesucht werden musste. Wird die regelmaRige Arbeitszeit Uberschrit-
ten, ist ein Freizeitausgleich zu gewahren.

Bei der Terminierung von Sitzungen ist die Arbeitszeit der Teilzeitbeschaftigten zu
bertcksichtigen. Das Sitzungsende sollte Uber die Kernarbeitszeit regelmafig nicht
hinausgehen, damit Beschaftigten mit betreuungsbedurftigen Kindern die Teilnahme
erleichtert wird.

Die Dienststelle kommt dem Wunsch von Teilzeitbeschéftigten nach Aufstockung der
wochentlichen Arbeitszeit im Rahmen der Beschéftigungszielzahlen des Budgets und
des Stellenplans nach.

Die Dienststelle regelt bereits im Vorfeld mdgliche Einsatzfelder fir Schwangere und
stellt Schwangerschaftsvertretungen sicher, wenn die bisherige Tatigkeit Gesundheit
oder Leben von Mutter und Kind gefahrden kénnte.

Die Dienststelle stellt eine Vertretungsregelung fir Mutterschaftszeiten auf.

Bei der Urlaubsplanung sollen die Bediirfnisse von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
mit betreuungsbediirftigen Kindern oder pflegebedirftigen Angehdrigen vorrangig be-
ricksichtigt werden.

In Dienststellen mit spezifisch belasteten Frauenarbeitsplatzen und fir besondere
Beschaftigtengruppen kénnen fir die Arbeitsplatzgestaltung besondere Regelun-
gen vereinbart werden.

Fort- und Weiterbildung (8 9LGG)

Fort- und Weiterbildung ist ein wichtiges Instrument der Frauenférderung und ein zent-
raler Baustein von Personalentwicklung, um einerseits die Erflllung der Verwaltungs-
ziele sicherzustellen und andererseits den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aller Ebe-
nen die notwendigen Qualifikationen (Kenntnisse, Fertigkeiten und Fahigkeiten) zu ver-
mitteln und so den gegenwartigen und zukinftigen Anforderungen gerecht zu werden.

Deshalb ist die Frauenforderung bei jeder Zielgruppe von Personalentwicklung stets si-
cherzustellen und somit als Bestandteil jedes Personalentwicklungskonzeptes vorzuse-
hen.

1. Aus den Zielvorgaben (vgl. Ziffer 2.4), ergibt sich vor allem fur die bereits beschaf-
tigten Mitarbeiterinnen, wie deren Qualifizierungspotential genutzt und rechtzeitig
gefordert werden kann, d.h. dass notwendige Qualifizierungsmaf3nahmen von Mitar-
beiterinnen, die fir die freiwerdende Stelle infrage kommen kénnten, erkannt und
eingeleitet werden kdnnen. Dies gilt besonders fiir Leitungsfunktionen auf allen Hie-
rarchieebenen und sollte durch behdrdeninterne MaRnahmen oder behérdentber-
greifenden MalRnahmen wie Mentoring unterstutzt werden.

2. Die erhobenen Daten zu Ziffer 8 der Anlage zu 8§ 6 LGG liefern eine differenzierte
Aussage Uber die Beteiligung von Frauen und Mannern an Fort- und Weiterbildungs-
mafnahmen. Anhand dieser Daten, aufgeteilt nach Veranstaltungsarten, sollte in
den Frauenforderplénen festgelegt werden, welche Personalgruppen verstérkt zu
Fort- und Weiterbildungsmaf3nahmen motiviert werden.
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3. Sofern in einer Dienststelle Mitarbeiter-Vorgesetzten-Gespréache eingefiihrt sind, ist
das Gesprachsmodul ,Personalentwicklung” dafir zu nutzen, die Verantwortung der
Vorgesetzten fur die Potentialerkennung und -entwicklung sicherzustellen, die Fort-
bildungs- bzw. Entwicklungsziele mit den einzelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern festzulegen sowie Lernprozesse anzuregen.

4. Die Dienststelle motiviert Mitarbeiter/-innen mit Personalfiihrungs- und Personal-
entscheidungsaufgaben Fortbildungsveranstaltungen zu frauenspezifischen The-
men (z.B. zum LGG als Personalplanungs- und Fuhrungsaufgabe, zu Frauenfoérder-
planen, zum Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz oder zum Abbau sexueller Dis-
kriminierung am Arbeitsplatz'®) zu besuchen.

5. Die behdrdenintern angebotenen Fort- und Weiterbildungsmafinahmen sind so zu
gestalten, dass Bedienstete mit betreuungsbedirftigen Kindern und pflegebedurfti-
gen Angehdérigen daran teilnehmen kdénnen.

Berufstatigkeitsunterbrechungenaus familiaren Griinden
(810LGG)

Mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die Elternzeit in Anspruch nehmen oder in Beur-
laubung gehen, sind Personalgesprache zu fiihren, die den Erhalt und die Weiterent-
wicklung ihrer Qualifikation wahrend des Zeitraums der Elternzeit bzw. der Beurlaubung
zum Gegenstand haben.

1. Die Dienststelle informiert die Mitarbeiter/-innen, die Elternzeit in Anspruch nehmen
wollen, Uber die sozialversicherungspflichtige Beschaftigungsmaoglichkeit bis zu
héchstens 30 Wochenstunden.

2. Die Dienststelle informiert von sich aus die Mitarbeiter/-innen, die aus familidren
Grunden einen Antrag auf Beurlaubung stellen, tber die
0 voraussichtlichen Auswirkungen auf die Altersversorgung
0 Auswirkungen auf Beschéaftigungs- und Dienstzeiten

o Madglichkeit der Verkirzung bzw. Verlangerung der Beurlaubung und ihre
Auswirkungen

o0 Maoglichkeit, eine zeitlich befristete Teilzeitbeschéaftigung aufzunehmen

0 behordeninternen Fortbildungsangebote und die Mdglichkeit zur Teilnahme an
allen behdrdeninternen wie zentralen Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen

Hinweis:

Die Senatorin fur Finanzen |adt beurlaubte Mitarbeiterinnen direkt zum Besuch der
Veranstaltungen ihres Fortbildungsprogramms ein. Diese Fortbildungsveranstaltun-
gen erfillen die Voraussetzungen des 8 31 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 des Beamtenversor-
gungsgesetzes, so dass die beurlaubten Teilnehmer/-innen unfallversichert sind.

0 Madoglichkeiten zur Aufrechterhaltung des Kontaktes zum Beruf und zur Dienst-
stelle
o grundlegenden personellen und organisatorischen Anderungen in der Dienst-
stelle, z.B. Wechsel in der Dienststellenleitung, geplanter Einsatz von technik-
unterstitzter Informationsverarbeitung
3. Die Dienststelle stellt sicher, dass langerfristig beurlaubten oder in Elternzeit befind-
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine angemessene Einarbeitungszeit bei der
Wiederaufnahme der Beschéaftigung gewahrt wird.

B Dienstanweisung zum Schutz vor sexueller Belastigung am Arbeitsplatz in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. August 2012 (Brem.AmtsBlI. S.448).
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4. Die Dienststelle stellt sicher, dass allen Beurlaubten oder in Elternzeit befindlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die dies wiinschen, tber bspw. Termine der Per-
sonalversammlungen und Amtsfeste informiert werden. Darliber hinaus werden die
weiblichen Beurlaubten oder in Elternzeit befindlichen Mitarbeiterinnen tber die Ter-
mine der Frauenversammlungen informiert.

5. Beurlaubte oder in Elternzeit befindliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind bei der
Personalplanung zu berticksichtigen. Dies bezieht sich auf geplante Umorganisatio-
nen, den Einsatz technikunterstitzter Informationsverarbeitung, die Einrichtung von
Mischarbeitsplatzen und die notwendigen Qualifizierungsmafinahmen.

6. Beurlaubten oder in Elternzeit befindlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird die
Moglichkeit geboten, Urlaubs- und Krankheitsvertretungen zu tbernehmen.

7. Dem Wunsch der Beurlaubten oder in Elternzeit befindlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern nach Ruckkehr in den vorherigen Arbeitsbereich wird mdglichst entspro-
chen.

Frauenbeauftragte (88 13-15LGG)

Teilnahmean Dienstgesprachen/Arbeitsgruppensitzungen

Zu folgenden Dienstgesprachen/Arbeitsgruppensitzungen wird die Frauenbeauftragte

eingeladen:

¢ Monatsgespréache mit dem Personalrat

* Hauskonferenzen/Dienstbesprechungen, sofern die Themen die Aufgaben der Frau-
enbeauftragten bertihren

+  Personalauswahlgremien/Vorstellungsgesprache, auch dann, wenn sich ausschliel3-
lich Manner beworben haben

o Sitzungen zur Personal-, Fort- und Weiterbildungsplanung

o Arbeitskreise zur Umorganisation von Arbeitsablaufen und beim Einsatz technikun-
terstitzter Informationsverarbeitung

*  Arbeitskreise/-gruppen der Betrieblichen Suchtkrankenhilfe

o Arbeitskreis zur Umsetzung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes und der
Dienstanweisung gegen sexuelle Diskriminierung und Gewalt

»  sonstige Projektgruppen

Zu Informationsveranstaltungen der senatorischen Behorde!® tiber grundlegende orga-
nisatorische und personalwirtschaftliche Fragen werden die Frauenbeauftragten der be-
troffenen Dienststellen und ihre Stellvertreterin, eingeladen.

Bei der Terminplanung ist auf die Belange der Frauenbeauftragten Ricksicht zu nehmen.
Ist diese oder ihre Vertreterin verhindert, so wird ihre unverztgliche Information tber die
Besprechungsergebnisse sichergestellt.

Die Frauenbeauftragte wird in den Verteiler der amtlichen Verkindungsblatter aufge-
nommen. Sie erhalt ferner Umlaufe der mittleren und oberen Leitungsebene.

Entlastung der Frauenbeauftragten im Hauptamt (Freistellung)

"Die Frauenbeauftragte fuhrt inr Amt unentgeltlich als Ehrenamt. (Sie) ist ohne Minderung
der Bezlge oder des Arbeitsentgelts von der dienstlichen Téatigkeit zu befreien, soweit
es nach Art und Umfang der Dienststelle zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben notwendig
ist" (8 15 Abs. 1 und 4 LGG). Das gilt auch im Vertretungsfall fur die Stellvertreterin oder
wenn sich die Frauenbeauftragte und ihre Stellvertreterin die Aufgaben teilen.

1* Bei dreistufigem Verwaltungsaufbau auch der Mittelinstanz.
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Damit wurde fur die Frauenbeauftragten ein gesetzlich garantierter Anspruch auf Befrei-
ung von der dienstlichen Téatigkeit geschaffen, ohne dass dieser im Einzelnen quantifi-
ziert worden ist und dass der Haushaltsgesetzgeber dafiir zusatzliche Stellen zur Verfu-
gung gestellt hat.

Eine gesetzliche Regelung wie in § 39 Abs. 7 und 8 Bremisches Personalvertretungs-
gesetz, nach der die Zahl der Freistellungen der Personalratsmitglieder von der Grol3e
der Dienststelle abhangt, gibt es fur die Frauenbeauftragte nicht. Die Rechtsprechung
hat inzwischen jedoch Grundsétze zur Frage der Freistellung von Frauenbeauftragten
entwickelt.

In seinem Urteil vom 29.06.2005 hat das Arbeitsgerichts Bremen (4 Ca 4253/04) einer
Frauenbeauftragten, die auf volle Freistellung geklagt hatte, Recht gegeben und zur
Frage der Freistellung festgestellt, dass die Frauenbeauftragte eigenverantwortlich zu
prifen hat, ob und in welchem Umfang eine Arbeitsbefreiung zur Erledigung ihrer Aufga-
ben erforderlich ist. Sie habe den von ihr flr erforderlich gehaltenen Freistellungs- bedarf
darzulegen. Dafiur stehe ihr ein Beurteilungsspielraum zu. Die klagende Frauenbeauf-
tragte hatte ihrer Dienststellenleitung gegentber ihre Tatigkeiten und Wege Uber einen
lAngeren Zeitraum dokumentiert und damit eine volle Freistellung begriindet. Sie hatte
dabei auch auf die organisatorische Struktur, hier die Verteilung der Dienststelle auf meh-
rere entfernt liegende Dienstgebaude, hingewiesen. Nach dem Urteil kbnnen die Ge-
richte die Entscheidung der Frauenbeauftragten nur daraufhin kontrollieren, ob sowohl
die Interessen der Dienststelle als auch die der Belegschaft angemessen bericksichtigt
sind. So hat in einem anderen Verfahren (Freistellung der Frauenbeauftragten nach dem
Landesgleichberechtigungsgesetz Baden- Wiirttemberg) auch das Bundesarbeitsge-
richt entschieden (6 AZR 53/01).

Die Entlastung im Hauptamt bei stundenweiser Freistellung der Frauenbeauftragten ist
Aufgabe der Dienststellenleitung. Sie hat dafiir zu sorgen, dass die Frauenbeauftragte in
angemessenem Umfang entlastet wird.

Durch die festgelegte stundenweise Entlastung wird nicht ausgeschlossen, dass in be-
sonderen Situationen eine dariiberhinausgehende Entlastung notwendig werden kann.

Kostenregelungen

Die Dienststelle hat gem. § 14 LGG die durch die Tatigkeit der Frauenbeauftragten ent-
stehenden Kosten zu tragen; sie hat der Frauenbeauftragten in dem zur Wahrnehmung
ihrer Aufgaben notwendigen Umfang Raume, sachliche Mittel und Buropersonal (z.B.
Raume fur wochentliche Besprechungen oder Sprechstunden, Biromaterialien, Compu-
ter und eigene Frauenbeauftragten-E-Mail-Anschrift, Anrufbeantworter) zur Verfligung zu
stellen.

Nimmt die Frauenbeauftragte im Rahmen ihrer Sprechstunden Beratungen, insbeson-
dere solche im Kontext des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes wahr, so ist ihr ein
storungsfreier, geschlossener Raum zur Verfligung zu stellen.

Neben diesen Aufwendungen muss die Dienststelle auch die Kosten fir die Teilnahme
an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen tibernehmen, soweit diese Kenntnisse ver-
mitteln, die fur die Arbeit der Frauenbeauftragten erforderlich sind. Hierzu zahlen bspw.
Grundlagen- und Aufbauseminare flr Frauenbeauftragte, aber auch themen- spezifi-
sche Bildungsveranstaltungen, in denen z.B. die Problematik der sog. sexuellen Belas-
tigung behandelt wird, oder etwa zum Inhalt von Frauenforderplanen.

Frauenforderung in der bremischen Verwaltung Seite 104



5.4

5.5

9. Handlungshilfe zum Aufstellen von Frauenférderplanen
nach dem Landesgleichstellungsgesetz

Hinweis:

Die Senatorin fir Finanzen bietet in ihrem Fortbildungsprogramm fur
Frauenbeauftragte der Beschéaftigungsdienststellen des Landes und der
Stadtgemeinde Bremen solche Seminare an.

Einrichtung von Arbeitskreisen

Sofern in der Dienststelle entsprechender Bedarf besteht, kdnnen folgende Arbeits-

kreise vereinbart werden:

o Arbeitskreis zur Unterstiitzung der Frauenbeauftragten

o Arbeitskreise zu frauenspezifischen Themen (z.B. Frauenfoérderplan, Umsetzung
des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes und der Dienstanweisung gegen se-
xuelle Diskriminierung und Gewalt usw.)

Daruber hinaus kénnten die Frauenbeauftragten dienststelleniibergreifende Arbeits-

kreise bspw. auf Ressortebene bilden.

Stellung der FB-Stellvertreterin

Nach 8 11 Abs. 1 LGG vertritt die Stellvertreterin die Frauenbeauftragte bei deren Ver-
hinderung. Es kénnen aber auch Regelungen getroffen werden, dass sich Frauenbeauf-
tragte und Stellvertretung die Aufgaben teilen. GemaR § 13 Abs. 10 LGG kann die Frau-
enbeauftragte im Einvernehmen mit der stellvertretenden Frauenbeauftragten dieser
Aufgaben zur eigenstéandigen Wahrnehmung Ubertragen. Dies ist der Dienststellenlei-
tung zur Kenntnis zu geben.

Die Wahrnehmung der Aufgaben durch die Vertreterin kbnnte durch Vereinbarungen von
Rahmenbedingungen (z.B. Anspruch auf angemessene Schulungsmalnah- men, regel-
maRige Teilnahme an frauenspezifischen Arbeitskreisen, anteilige Uber- tragung der
Freistellung) abgesichert werden.
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Anlagen (Beispieldaten)

Anlage 1: Beschaftigte nach Beschaftigungsumfang, Personal- und Besoldungs-/
Tarifgruppen

Stichtag: 31.12.2012

Dienststelle: 99999 Amt fir Allebelange Erhebungsjahr: 2012
VZ/|TzZ Personal-  Besoldungs-/ Tarifgruppe Anzahl davon:
gruppe mannlich weiblich Quote

Vollzeit Verwaltungsperso-

nal
Besoldungsordnung A BBG
13S 3 2 1 33,3%
12 3 3 - 0,0%
11 4 3 1 25,0%
10 4 2 2 50,0%
09 2 1 1 50,0%
09S 2 - 2 100,0%
08 11 7 4 36,4%
07 2 1 1 50,0%
Tv-L
15 1 1 - 0,0%
12 1 1 - 0,0%
11 2 - 2 100,0%
10 4 3 1 25,0%
09 3 1 2 66,7%
09V 4 1 3 75,0%
08 13 7 6 46,2%
06 3 3 - 0,0%
Summe: 62 36 26 41,9%
Vollzeit - Summe: 62 36 26 41,9%
Teilzeit
Verwaltungspersonal
Besoldungsordnung A BBG
12 1 1 - 0,0%
09S 2 - 2 100,0%
08 2 1 1 50,0%
Tv-L
11 1 - 1 100,0%
09 3 - 3 100,0%
09V 2 - 2 100,0%
08 8 - 8 100,0%
Summe: 19 2 17 89,5%
Teilzeit - Summe: 19 2 17 89,5%
Insgesamt: 81 38 43 53,1%
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Anlage 2: Leitungsfunktionen
31.12.2012
Dienststelle: 99999 Amt fir Allebelange

Leitungsebene

9. Handlungshilfe zum Aufstellen von Frauenférderplanen

nach dem Landesgleichstellungsgesetz

Erhebungsjahr: 2012

Tarifbezeichnung Anzahl davon: Volumen davon:
Personalqruppe mannlich weiblich Quote mannlich weiblich Quote
Leitungsebene 1
Amts-/Dienststellenleitung
TV-L - Tarifwerk 080
Verwaltungspersonal 080 - 15 1 1 0,0% 1,00 1,00 - 0,0%
Summe: - 0,0% 1,00 1,00 - 0,0%
Summe Leitungsebene 1: 1 1 0,0% 1,00 1,00 - 0,0%
Leitungsebene 3
Referats-, Sachgebietsleitung
Besoldungsordnung A BBG - Tarifwerk 001
Verwaltungspersonal 847 - 13S 3 2 1 33,3% 3,00 2,00 1,00 33,3%
TV-L - Tarifwerk 080
Verwaltungspersonal 080 - 11 1 - 1 100,0% 1,00 - 1,00 100,0%
Verwaltungspersonal 080 - 12 1 1 0,0% 1,00 1,00 - 0,0%
Summe: S 3 2 40.0% 5.00 3.00 200 40.0%
Summe Leitungsebene 3: 5 3 2 40,0% 5,00 3,00 2,00 40,0%
Gesamt: 6 4 2 33.3% 6.00 400 200 33.3%
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Anlage 3: Arbeitszeitveranderungen
31.12.2012
Dienststelle: 99999 Amt fir Allebelange Erhebungsjahr: 2012
Personalgruppe Tarifbez. Anzahl davon: Volumen
Art der Arbeitszeitveranderung mannlich weiblich Quote mannlich weiblich Quote
Aufstockung
Verwaltungspersonal 847 - 12 3 1 2 66,7% 1,38 0,38 1,00 72,5%
Gesamtsumme: 3 2 66,7% 1,38 0,38 1,00 72,5%
Absenkung
Verwaltungspersonal 080 - 10 1 1 - 0,0% -0,25 -0,25 0,00 0,0%
Verwaltungspersonal 847 - 09 1 1 0,0% -0,50 -0,50 0,00 0,0%
Gesamtsumme: 2 2 - 0.0% 075 0.75 0.00 0.0%
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Anlage 4.1: Stellenbesetzungen - bisherige Besetzung nach dem Beschaftigungsumfang

31.12.2012
Dienststelle: 99999 Amt fir Allebelange Erhebungsjahr: 2012
Beschaftigungsumfang Anzahl davon:
mannlich weiblich Quote
Teilzeit - - - 0,0%
Vollzeit 7 6 1 14,3%
Gesamt: 7 6 1 14,3%
Anlage 4.2: Stellenbesetzungen - Ausschreibung
31.12.2012
Dienststelle: 99999 Amt fur Allebelange Erhebungsjahr: 2012
Beschéaftigungsumfang Amtsblatt extern behdrdenintern Sonstige Anzahl
Vollzeit
Ja Nein Nein Nein 2
Nein Nein Ja Nein 2
Summe: 4
Gesamt: 4
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Anlage 4.3: Stellenbesetzungen - Bewerberzahlen ausgeschriebener Stellen

31.12.2012
Dienststelle: 99999 Amt fur Allebelange Erhebungsjahr: 2012
Ausschreibung Anzahl der davon:
Bewerber mannlich weiblich Quote
Beschéaftigungsumfang
Vollzeit 12 10 2 16,7%
Gesamt: 12 10 2 16.7%

Anlage 4.4: Stellenbesetzungen - neue Besetzungen nach dem Beschéaftigungsumfang
31.12.2012

Dienststelle: 99999 Amt fur Allebelange Erhebungsjahr: 2012
Beschéaftigungsumfang Personalgruppe Tarifbezeichnung Anzahl davon:
mannlich weiblich Quote
Vollzeit
Verwaltungspersonal 847 - 06 1 1 0,0%
Verwaltungspersonal 847 - 09S 1 1 0,0%
Verwaltungspersonal 847 - 10 1 1 0,0%
Verwaltungspersonal 847 -11 1 1 0,0%
Verwaltungspersonal 847 -11 2 - 100,0%
Verwaltungspersonal 847 -12 1 1 0,0%
Verwaltungspersonal 080-13 1 1 0,0%
Verwaltungspersonal 080 - 10 3 3 0,0%
Verwaltungspersonal 080 - 10 1 - 100,0%
Verwaltungspersonal 007 - 05C 2 2 0,0%
Summe: 14 11 21,4%
Gesamt: 14 11 21,4%
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Anlage 4.5: Stellenbesetzungen - neue Besetzungen nach der Art der Besetzung

31.12.2012
Dienststelle: 99999 Amt fur Allebelange Erhebungsjahr: 2012
Art der Besetzung Personalgruppe Tarifbezeichnung Anzahl davon:
mannlich weiblich Quote
Einstellung
Verwaltungspersonal 080 -13 1 1 - 0,0%
Summe: 1 1 - 0,0%
Umsetzung
Verwaltungspersonal 847 - 11 1 1 - 0,0%
Verwaltungspersonal 080 - 08 2 2 - 0,0%
Verwaltungspersonal 080-10 1 - 1 100,0%
umme: 4 3 1 25,0%
Versetzung
Verwaltungspersonal 847 - 06 1 1 - 0,0%
Verwaltungspersonal 847 - 09S 1 1 - 0,0%
Verwaltungspersonal 847 - 10 1 1 - 0,0%
Verwaltungspersonal 847 - 11 2 - 2 100,0%
Verwaltungspersonal 847 - 12 1 1 - 0,0%
Verwaltungspersonal 080 - 10 1 1 - 0,0%
Verwaltungspersonal 080 - 08 2 2 - 0,0%
Summe: 9 7 2 22,2%
Gesamt: 14 11 3 21,4%
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Anlage 4.6: Stellenbesetzungen - neue Besetzungen nach dem Beschaftigungsverhaltnis

31.12.2012
Dienststelle: 99999 Amt fir Allebelange

Erhebungsjahr: 2012

Beschaftigungsverhéltnis Personalgruppe Tarifbezeichnung Anzahl davon:
mannlich weiblich Quote
Befristete Besetzungen
Verwaltungspersonal 080 - 13 1 1 - 0,0%
Summe: 1 1 - 0,0%
Unbefristete Besetzungen
Verwaltungspersonal 847 - 06 1 1 - 0,0%
Verwaltungspersonal 847 - 09S 1 1 - 0,0%
Verwaltungspersonal 847 - 10 1 1 - 0,0%
Verwaltungspersonal 847 - 11 1 1 - 0,0%
Verwaltungspersonal 847 - 11 2 - 2 100,0%
Verwaltungspersonal 847 - 12 1 1 - 0,0%
Verwaltungspersonal 080 - 10 3 3 - 0,0%
Verwaltungspersonal 080 - 10 1 - 1 100,0%
Verwaltungspersonal 080 - 08 2 2 - 0,0%
Summe: 13 10 3 23,1%
Gesamt: 14 11 3 21,4%
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Dienststelle: 99999 Amt fir Allebelange

9. Handlungshilfe zum Aufstellen von Frauenférderplanen
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Erhebungsjahr: 2012

Personalgruppe Tarifbez. Anzahl der davon:
Einstellungen mannlich weiblich  Quote
Verwaltungspersonal
013 -01 26 11 15 57,7%
Summe: 26 11 15 57, 7%
Polizei
045 - 05 38 22 16 42,1%
Summe 38 22 16 42,1%
Gesamt: 64 33 31 48,4%

Frauenforderung in der bremischen Verwaltung

Seite 113



9. Handlungshilfe zum Aufstellen von Frauenférderplanen
nach dem Landesgleichstellungsgesetz

Anlage 6.1: Anzahl der Beférderungen und Hohergruppierungen nach Personal-, Laufbahn- und Entgeltgruppen
31.12.2012

Dienststelle: 99999 Amt fur Allebelange Erhebungsjahr: 2012

Personalgruppe Laufbahngruppe neue Gesamt- davon:
Tarifbez. anzahl mannlich weiblich Quote
Verwaltungspersonal
Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt 847 - 11 1 1 0 0,0%
Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt 080 - 10 1 1 0 0,0%
Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt 847 - 09 1 0 1 100,0%
Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt 847 - 09S 1 0 1 100,0%
Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt 080 -05C 1 1 0 0,0%
Gesamt: S 3 2 40.0%
Anlage 6.2: Anzahl der Beforderungen und Héhergruppierungen nach Laufbahngruppen
31.12.2012
Dienststelle: 99999 Amt fiir Allebelange Erhebungsjahr: 2012
Laufbahngruppe Gesamt- davon:
anzahl mannlich weiblich Quote
Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt 3 2 1 B3I
Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt 2 1 1 50.0%
Gesamt: S 3 2 40.0%
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Anlage 6.3: Anzahl der Laufbahngruppenwechsel bei Beférderungen und Hohergruppierungen
31.12.2012
Dienststelle: 99999 Amt fur Allebelange

Personalgruppe neue Laufbahngruppe neue Gesamt-

Erhebungsjahr: 2012

davon:
Tarifbez. anzahl mannlich weiblich Quote
Verwaltungspersonal
Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt 847 -09 1 1 100,0%
Gesamt: 1 0 1 100,0

Frauenforderung in der bremischen Verwaltung

Seite 115



9. Handlungshilfe zum Aufstellen von Frauenférderplanen
nach dem Landesgleichstellungsgesetz

Anlage 7: Anzahl der gestellten Antrdge und Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsmafnahmen
(ohne Fortbildungsprogramme der Senatorin fir Finanzen sowie des Landesinstitutes fiir Schule)

31.12.2012
Dienststelle: 99999 Amt fur Allebelange Erhebungsjahr: 2012
Veranstaltungsart Fortbildungsthema Anzahl der davon: Anzahl der davon:
gestellten mannlich  weiblich  Quote Teilnehmer mannlich weiblich Quote
Antrage
behdrdenintern
Fortbildung fur FUhrungs- und 5 3 2 40,0% 5 3 2 40,0%
Fuhrungsnachwuchskrafte
Sonstige 6 1 5 83,3% 5 1 4 80,0%
Summe: 11 4 7 63,6% 10 4 6 60,0%
extern
Fortbildung fur FUhrungs- und 3 3 - 0,0% 2 2 - 0,0%
Fuhrungsnachwuchskrafte
Sonstige 5 3 2 40,0% 5 3 2 40,0%
Summe: 8 6 2 25,0% 7 5 2 28,6%
Gesamt: 19 10 9 47,4% 17 9 8 47,1%
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Anlage 8:

31.12.2012
Dienststelle:

Entsendungen in Gremien

99999 Amt fur Allebelange

Gremien

Anzahl
Kommissionen

Erhebungsjahr: 2012

davon:

mannlich weiblich

16 7
Arbeitsschutzausschuss 11 5

Quote
9 56,3%

Gesamt:

27 12

6 54.5%

Anlage 9: Frauenbeauftragte

31.12.2012

Dienststelle: 99999 Amtfir Allebelange

Frauenbeauftragte

15 55,6%

Erhebungsjahr: 2012

Stellvertreterinnen

Verwaltungsdienst
Anzahl der Frauenbeauftragten / Stellvertreterinnen am
31.12 des Berichtsjahres im Amt

1
Anzahl der von ihrem Amt im Berichtsjahr zurtickgetretenen
Frauenbeauftragten / Stellvertreterinnen

0
Art der Befreiung von der hauptamtlichen Tatigkeit keine Befreiung
Wochenstunden bzw. Prozentzahl
Erlauterung, falls durch organisatorische Veranderungen
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keine Befreiung
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9. Handlungshilfe zum Aufstellen von Frauenférderplanen

nach dem Landesgleichstellungsgesetz

Anlage 10: Widerspruchsverfahren der Frauenbeauftragten

31.12.2012
Dienststelle: 99999 Amt fur Allebelange

Erhebungsjahr: 2012

Themen/Inhalte der Verfahren entsprochen nicht entsprochen Kompromisslésung gefunden noch nicht entschieden

Beférderung/Hohergruppierung
Beforderung/Hohergruppierung
Sonstige MaRnahme
Sonstige Malinahme

oror
hOWwo
[eoNeoNeoNe]
Oocoo

Gesamtzahl der Verfahrenim Berichtsjahr: 6

Anlage 11: Klagen von Betroffenen

31.12.2012
Dienststelle: 99999 Amt fir Allebelange

Themen/Inhalte der Verfahren entsprochen

weiblich mannlich

Arbeitszeitanderung 1 0
Stellenbesetzung 0 0

Anzahl der Klagen auf Umsetzung des LGG's im Berichtsjahr:

Anlage 12: Frauenférderplan

31.12.2012
Dienststelle: 99999 Amtfir Allebelange

Erhebungsjahr: 2012

nicht entsprochen Vergleich geschlossen noch nicht entschieden
weiblich mannlich weiblich mannlich weiblich mannlich
0 0 0 0 0 0
0 1 0 0 0 0

Erhebungsjahr: 2012

Ein gultiger Frauenférderplan ist vorhanden.

Zeitvorgaben

Enthalt der Plan die Vorgaben? Ja

Zielvorgaben

Ja
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10. Muster-Frauenforderplan

Muster-Frauenférderplan

Dienststelle Bremen,

Frauenforderplan nach dem Landesgleichstellungsgesetz (LGG) fir
.................... Dienststelle........

1. Vorbemerkungen

Nach § 6 des Landesgleichstellungsgesetzes haben Behtérden und Dienststeilen fur ihren
Bereich geeignete Malinahmen zu ergreifen, um Frauen gezielt zu fordern. Auf der Grund-
lage der Analyse der Beschaftigungsstruktur ist ein Frauenforderplan zu erstellen.

Dieser Frauenforderplan ist auf der Grundlage der Beschaftigtenstrukturanalyse vom - Mo-
nat, Jahr - erstellt.

Der Plan ist jahrlich fortzuschreiben und auf die Erreichung der genannten Zielvorgaben zu
Uberprifen.

2. Zielvorgaben und Zeitrahmen

Die Beschéftigungsstrukturanalyse (Anlagen) bildet die Datenlage fiir eine realistische Ent-
wicklung der Zielvorgaben und des Zeitrahmens fiir die jeweiligen Personalgruppen, Lohn-,
Vergutungs- und Besoldungsgruppen und insbesondere fiir die Funktionsstellen.

Bei der Festlegung der Zielzahl ist eine Fluktuationsrate von ... % unterstellt worden.

Die einzelnen Zielzahlen zur Erhéhung des Frauenanteils ergeben sich aus den Anlagen ......
Dieser Frauenforderplan bezieht sich auf einen Zeitrahmen vom —Monat, Jahr — bis zum —
Monat, Jahr.

(Beispiel:) Besondere Aufmerksamkeit soll auf die Erhohung des Frauenanteils im Bereich
der Funktionsstellen gerichtet werden.

Hier stellt sich die Situation wie folgt dar:

Funktionsstellen Frauen Méanner Zielvorgabe
insgesamt +

Abschnittsleitung  Vollzeit 12 26 3

Teilzeit 7 2

Referatsleitung Vollzeit 4 11 2

Abteilungsleitung  Vollzeit 1 4 1

Dienststellen- Vollzeit 1 1.

leitung
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10. Muster-Frauenforderplan

3. Regelungen fur Stellenbesetzungsverfahren und Beférderungen
3. 1 Paritatisch besetzte Auswahlgremien

Bei der Besetzung einer freiwerdenden Stelle und anstehenden Beférderungen soll das in
der Dienststelle tibliche Auswahlgremium (Vorgesetzte, Frauenbeauftragte, Personalrat und
Schwerbehindertenvertretung) paritatisch mit Frauen und Manner besetzt werden.

3.2 Personalauswahlverfahren

Fir eine transparente und legitimierbare Personalauswahlentscheidung sind folgende
Voraussetzungen zu erfillen:

3.2.1. Vor Ausschreibung der Stelle

1. Die Dienststelle stellt fest, ob die zu besetzende Stelle nach den Zielvorgaben mit
einer Frau zu besetzen ist und teilt das Ergebnis der Auswahlkommission.

2. Die Dienststelle erstellt ein préazises Anforderungsprofil der zu besetzenden Stelle
(Festlegung der notwendigen Formalqualifikation, d. h. erforderliche Ausbildung,
weitere Mindestqualifikationserfordernisse, Fachwissen, Berufserfahrung usw. sowie
Eignungsmerkmale) und legt die Gewichtung der Kriterien unter Beteiligung der
Frauenbeauftragten fest.

3. Grundsatzlich ist jede Position auch in Teilzeittatigkeit wahrnehmbar. Ausnahmen
sind gegentber der Frauenbeauftragten besonders zu begrinden. In den Ausschrei-
bungstexten ist ein entsprechender Hinweis auf die Teilzeiteignung oder Nicht-Teil-
zeiteignung der Stelle aufzunehmen.

4. Der Ausschreibungstext erhalt, wenn flir den Bereich eine Unterreprasentanz von
Frauen festgestellt wurde, folgenden Zusatz:

,Um die Unterreprasentanz von Frauen in diesem Bereich abzubauen, werden
Frauen bei gleicher Qualifikation wie ihre mannlichen Bewerber vorrangig bertick-
sichtigt, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende Griinde Uberwiegen.
Frauen werden deshalb ausdricklich aufgefordert sich zu bewerben*

5. Je nach Art der zu besetzenden Stelle werden Ausschreibungen gezielt nach Még-
lichkeit auch dort verbreitet, wo Ublicherweise Frauen mit der geforderten Qualifika-
tion zu finden sind (z. B. deutscher Ingenieurinnenbund e.V. flr technische Berufe,
Deutscher Juristinnenbund e.V. fir juristische Berufe oder die jeweiligen Fachpubli-
kationen).

6. Die Personalstelle fordert innerhalb der Dienststelle Frauen gezielt zur Bewerbung
auf, die fur die ausgeschriebene Stelle infrage kommenkdénnen.

Beforderungen/ Ubertragung von Funktionen

Die Dienststelle stellt fest, ob die zu besetzende Stelle nach den Zielvorgaben mit einer Frau
Zu besetzen ware und teilt das Ergebnis der Auswahlkommission.
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3.2.2. Vorbereitung des Personalauswahlverfahrens durch das Auswahlgremium

Das Auswahlgremium legt fest, welche Unterlagen, Kriterien, und Auswabhlverfahren
genutzt werden sollen: Bewerbungsunterlagen mit Zeugnissen, bisherige Leis-
tungsbeurteilungen, Testverfahren.

Ein Auswahlgesprach ist zwingend notwendig, wenn interne Bewerberinnen oder Be-
werber dem Personalrat und/oder der Frauenbeauftragten nicht die Einsicht in die
Personalakte gestattet haben.

Die Frauenbeauftragte hat ein eigenes Vorschlagsrecht fur die Einladung zum
Auswahlgesprach.

Gehen auf eine Stellenausschreibung fur eine Stelle, die nach den Zielvorgaben mit
einer Frau zu besetzen ist, keine weiblichen Bewerbungen ein, so entscheidet das
Auswahlgremium innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf der / Ausschreibungsfrist,
ob eine erneute Ausschreibung vorgenommen werden soll.

Das Auswahlgremium legt fest, welche Fragen gestellt werden sollen bzw. welche
nicht (Negativkatalog). Fragen, die mit der Geschlechterrolle zusammenh&ngen, sind
nicht zulassig.

Das Auswahlgremium konkretisiert die Gewichtung der Kriterien, die das An-
forderungsprofil enthalt.

Zu Vorstellungsgesprachen sind nach Mdglichkeit alle Frauen, die sich beworben ha-
ben, einzuladen, mindestens jedoch so viele wie Manner.

3.2.3. Auswahl

Das Auswahlgremium nimmt unbeschadet des Vorschlagsrechtes der Amtsleitung im
Anschluss an die Gesprache eine gemeinsame Auswertung vor.
Die Auswahlentscheidung wird vom Auswahlgremium dokumentiert.

4. Familiengerechte Arbeitsplatzgestaltung

1.

Die Dienststelle kommt dem Wunsch von Teilzeitbeschaftigten nach familienfreundli-
cher Arbeitszeit nach, sofern nicht dringende dienstliche Belange entgegenstehen.

Die Dienststelle gestaltet nach Mdglichkeit Arbeitsplatze so, dass Antragen auf Re-
duzierung oder Teilung eines Arbeitsplatzes stattgegeben werden kann. Dies gilt
auch fur Leitungsfunktionen auf allen Ebenen.

Teilzeitbeschéftigten werden die gleichen beruflichen Entwicklungs- und Fortbildungs-
chancen gewahrt wie Vollzeitbeschaftigten.

Bei der Terminierung von Sitzungen wird die Arbeitszeit der Teilzeitbeschaftigten
nach Moéglichkeit beriicksichtigt. Das Sitzungsende sollte Uber die Kernarbeitszeit
regelmafig nicht hinausgehen, damit Beschéaftigten mit betreuungsbedurftigen Kin-
dern und Beschaftigten, die die Pflege von Angehdrigen tibernommen haben, die
Teilnahme erleichtert wird.

Die Dienststelle kommt dem Wunsch von Teilzeitbeschatftigten nach Aufstockung der
wochentlichen Arbeitszeit im Rahmen der stellenplanmé&Rigen Voraussetzungen bzw.
des vorhandenen Personalkostenbudgets nach Moglichkeit nach.

Bei der Urlaubsplanung werden die Bedirfnisse von Beschéftigten mit betreuungsbe-

durftigen Kindern oder Beschéftigten, die die Pflege von Angehdérigen Ubernommen
haben, mdglichst vorrangig beriicksichtigt.
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7. Die Personalstelle informiert und berét die Beschatftigten, welche Méglichkeiten der
Vereinbarkeit von Erwerbstétigkeit und Familienaufgaben bestehen. Die Beratung
umfasst insbesondere die gesetzlichen und / oder tariflichen Regelungen zur Arbeits-
zeitverkiirzung und Beurlaubung sowie deren Auswirkungen auf die sozialen Siche-
rungen und zum Wiedereinstieg in die berufliche Tatigkeit.

8. Die Dienststelle regelt mdgliche Einsatzfelder fir schwangere Frauen und stellt so-
weit moglich Schwangerschaftsvertretungen sicher. Die Dienststelle stellt eine aus-
gewogene Umverteilung der wahrend der Mutterschutzfristen anfallenden Arbeiten
sicher.

9. Beurlaubte und Beschéftigte, die Elternzeit in Anspruch genommen haben, sind bei
der Personalplanung zu bertcksichtigen. Die Dienststelle prft spatestens 6 Monate
vor Ende der Beurlaubung oder Elternzeit, welche Einsatzmoglichkeiten voraussicht-
lich bestehen werden und teilt diese den beurlaubten Personen mit. Bei der Wieder-
aufnahme der Beschaftigung ist eine angemessene Einarbeitungszeit sicherzustellen.

10. Die Dienststelle bietet Beurlaubten und Beschéftigten, die Elternzeit in Anspruch ge-
nommen haben, an, an internen Schulungsmadglichkeiten teilzunehmen, Tatigkeiten
im Sinne von 8§ 10 Abs. 1 LGG (z. B. Aushilfen, Krankheit- und Urlaubsvertretungen)
zu Ubernehmen und informiert sie Uber die Einflhrung neuer Arbeitsmethoden. So-
fern keine Ersatzkréfte eingestellt werden, stellt die Dienststelle eine ausgewogene
Umverteilung der wahrend der Beurlaubungen oder Elternzeiten anfallenden Arbeiten
sicher.

5. Fort- und Weiterbildung

Die Dienststelle fordert die berufliche Entwicklung der Mitarbeiterinnen durch gezieltes An-
bieten von QualifizierungsmaRnahmen oder Ubertragung von besonderen Aufgaben.
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Personalfiihrungs- und Personalentscheidungsaufgaben
sind gehalten, an Fortbildungsveranstaltungen zu frauenspezifischen Themen teilzunehmen
(z. B. zum LGG, insbesondere zu Frauenfdrderplénen, oder zum AGG (Allgemeines Gleich-
behandlungsgesetz)). Die Dienststelle teilt entsprechende Angebote mit und fordert zur Teil-
nahme auf.

Die Dienststelle fordert in besonderem Mal3e die Qualifizierung von Frauen in den niedrigen
Vergutungsgruppen.

6. Beurteilungen

Bei der Erstellung von Beurteilungen ist zu beachten, dass sich Mutterschutz- und Eltern-
zeiten und Beurlaubungen nicht nachteilig auf die Beurteilungen auswirken. Dasselbe gilt
fur die Beurteilungen von Teilzeitbeschéftigten.

7. Schutz vor sexueller Belastigung am Arbeitsplatz

Die Beschaftigten werden im Abstand von zwei Jahren von der Personalstelle tber die

Dienstanweisung zum Schutz vor sexueller Belastigung am Arbeitsplatz informiert, neu ein-
gestellte Beschéftigte am Tag ihrer Einstellung.
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8. Frauenbeauftragte

Die Frauenbeauftragte ist zu allen Dienstgesprachen/Arbeitsgruppensitzungen, die ihre Ar-
beit betreffen, einzuladen, insbesondere zu:

o Monatsgesprachen mit dem Personalrat,

o Dienstbesprechungen, sofern die Themen die Aufgaben der Frauenbeauftragten
berthren,

+ Personalauswahlgremien/Vorstellungsgesprache, auch dann, wenn sich ausschlief3-
lich Manner beworben haben

o Sitzungen zu Personal-, Fort- und Weiterbildungsplanungen,

o Arbeitskreisen zur Umorganisation der Dienststelle und von Arbeitsablaufen sowie zu
Arbeitskreisen, die sich mit dem Einsatz technikunterstitzter Informationsverarbei-
tung befassen,

* Arbeitskreisen/-gruppen der Betrieblichen Suchtkrankenhilfe.

Die Frauenbeauftragte ist berechtigt, an Arbeitskreisen, die die Tatigkeiten der Frauenbeauf-
tragten zum Thema haben oder Frauenférderungsthemen behandeln, teilzunehmen.

Bei der Terminplanung ist auf die Belange der Frauenbeauftragten Riicksicht zu nehmen. Ist
diese oder ihre Vertreterin verhindert, so wird die unverzigliche Information tiber Bespre-
chungsergebnisse sichergestellt.

Fir die Tatigkeit der Frauenbeauftragten wird ein Dienstzimmer mit der tblichen Ausstattung
zur Verfligung gestellt.

Die Frauenbeauftragte wird in ihrem Hauptamt mit .... Std./Wo. entlastet (oder: fur ihre Tatig-
keit als Frauenbeauftragte voll freigestellt). § 15 Abs. 4 Satz 3 LGG bleibt unberihrt.

Die Frauenbeauftragte e.r.héilt einen Ausdruck des Amtsblattes/Beiblattes, sobald es der
Dienststelle vorliegt. Im Ubrigen sind bei fristgebundenen Umlaufen die Belange der Frauen-
beauftragten zu berticksichtigen.

Stellvertreterin der Frauenbeauftragte
8 15 Abs. 4 LGG gilt fur die Stellvertreterin der Frauenbeauftragten entsprechend.
Die Stellvertreterin der Frauenbeauftragten hat den gleichen Anspruch

o auf angemessene SchulungsmalRnahmen,
o regelmafige Teilnahme an frauenspezifischen Arbeitskreisen,
o und auf zeitliche Entlastung von den Aufgaben ihres Hauptamtes

wie die Frauenbeauftragte.

Die Stellvertreterin der Frauenbeauftragten ist berechtigt, an Arbeitskreisen, die die Tatigkei-
ten der Frauenbeauftragten zum Thema haben oder Frauenférderungsthemen behandeln, teil-
zunehmen. und wird fuir diese Zeiten von den Aufgaben ihres Hauptamtes (bzw. ihrer dienstli-
chen Tatigkeiten) freigestellt.
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9. Fortschreibung des Frauenférderplans

Die Zielvorgaben werden beginnend mit Dezember 200... jahrlich zum Ende eines jeden Jah-
res an Hand der Beschéftigtenstrukturanalyse in Abstimmung mit der Frauenbeauftragten
und dem Personalrat aktualisiert und in der Dienststelle bekanntgegeben.

Bremen,

Dienststellenleitung Frauenbeauftragte Personalrat
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Publikationen und Links

Dezember 2013 | Institut fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

Frauen in Fihrungspositionen in der Privatwirtschaft

Der IAB-Kurzbericht von Susanne Kohaut und Iris Mdller untersucht den Frauenanteil
in den Fuhrungsebenen fir den Zeitraum von 2008 bis 2012 in der Privatwirtschaft
und vergleicht ansatzweise die Entwicklung im 6ffentlichen Sektor.
http://www.iab.de/194/section.aspx/Publikation/k131128305

Mérz 2013 | Forschungszentrum Familienbewusste Personalpolitik

Status gquo der Vereinbarkeit von Beruf und Familie in deutschen Unterneh-
men sowie pbetriebswirtschaftliche Effekte einer familienbewussten Personal-
politik

Auf der Grundlage einer reprasentativen Befragung deutscher Unternehmen wird
eine duale Zielsetzung verfolgt: Zum einen wird der Status quo des Familienbe-
wusstseins deutscher Unternehmen 2012 erfasst und die wesentlichen Einflussfak-
toren sowie die betriebswirtschaftlichen Effekte einer familienbewussten Personal-
politik identifiziert. Zum anderen erfolgt ein Vergleich mit dem Jahr 2007, aufgrund
dessen Aussagen zur Entwicklung und Nachhaltigkeit des betrieblichen Familienbe-
wusstseins getroffen werden.

http://www.ffp.de/projekte-de.html - dort unter abgeschlossene Projekte

Januar 2013 | Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend

2. Atlas zur Gleichstellung von Frauen und Mannern in Deutschland

Der 2. Atlas zur Gleichstellung erweitert den 1. Atlas umfassend. Er enthalt Daten
und Statistiken zu Indikatoren wie beispielsweise Mandate in den Landerparlamen-
ten, Hochschul- oder Juniorprofessuren oder Teilzeitbeschaftigung und bildet den
erreichten Grad der Chancengleichheit in Karten, Diagrammen und Tabellen ab.
Die insgesamt 36 erfassten Indikatoren sind den vier Kategorien Partizipation, Bil-
dung und Ausbildung, Arbeit und Einkommen sowie Lebenswelt zugeordnet.
www.bmfsfj.de— dort unter Service - Publikationen

November 2012 | Friedrich-Ebert-Stiftung

Einsam an der Spitze - Frauen in Fihrungspositionen im 6ffentlichen Sektor
Mehr als die Halfte der Beschéftigten im oOffentlichen Sektor sind Frauen, aber das
spiegelt sich bislang kaum in den Fuhrungspositionen wider. Die Studie beleuchtet
die Topetagen des 6ffentlichen Sektors. Sie zeigt auf, welche Bereiche nahezu
frauenfrei sind und warum das so ist. Gleichzeitig lenkt sie den Blick auf bemer-
kenswerte Erfolge, die zeigen, dass mehr Frauen in Filhrungspositionen maglich
sind.

www.fes.de —Bibliothek — digitale Bibliothek —FES-Prublikationen — Tietel in die
Suchmaske eingben.

Marz 2010 | Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend/ Sinus
Sociovision

Frauen in Fihrungspositionen — Barrieren und Briicken]

In einer reprasentativen Befragung von 511 Fihrungskraften privatwirtschaftlicher
Unternehmen wurden deren Einstellungen zu Frauen in Fihrungspositionen und
zu politischen MaRnahmen fir eine gleichberechtigte Teilhabe untersucht.
www.bmfsfj.de— dort unter Service - Publikationen

Mai 2013 | Hans Bockler Stiftung

Familienfreundliche Regelungen eher selten
Tarifvertrage und Betriebsvereinbarungen kénnen zu familienfreundlichen Arbeitsbedin-

gungen beitragen. Das Potenzial dazu ist jedoch langst nicht ausgeschopft, zeigt eine
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Analyse des WSI (,Férderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf in Tarif-
vertradgen und Betriebsvereinbarungen in Deutschland®)
http://hdl.handle.net/10419/74707

Dezember 2012 | Europaische Kommission

Frauen in Entscheidungspositionen

In einem l&nderlubergreifenden Austausch wurden Handlungsmaglichkeiten erortert,
um die Stellung der Frauen in wirtschaftlichen Entscheidungspositionen zu festigen.
Insgesamt liegen Diskussionspapiere bzw. Stellungnahmen hierzu aus 17 Landern
der Europaischen Union vor.

Juli 2011 | Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend

4 Bilanz Chancendgleichheit

Die 4. Bilanz der Vereinbarung zur Férderung von Chancengleichheit von Frauen und
Mannern in der Privatwirtschaft, die die Bundesregierung und die Spitzenverbande
der Privatwirtschaft am 2. Juli 2001 unterzeichnet haben, beschéftigt sich mit der Ent-
wicklung in den Bereichen "Frauen in Fihrungspositionen®, "Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf" sowie "Entgeltungleichheit".

www.bmfsfj.de— dort unter Service - Publikationen

Frauen in Fihrungspositionen - Barrieren und Briicken

Manner und Frauen in Fiihrungspositionen der Wirtschaft meinen, dass eine gleich-
berechtigte Teilhabe von Frauen in Filhrungspositionen fiir die Gegenwart und Zu-
kunft der Unternehmen 6konomisch notwendig ist. Aber 70% von ihnen bezweifeln,
dass das Ziel "Mehr Frauen in Fihrungspositionen” von alleine gelingt. Dies zeigt
die reprasentative Untersuchung des Sinus-Instituts im Auftrag des Bundesministe-
riums fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend.

www.bmfsfj.de — dort unter Service - Publikationen

GenderDatenportal des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts
(WSI) Das Gender Daten Portal des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Insti-

tuts der Hans- Bockler-Stiftung bietet Ein- und Uberblicke zum Thema Gender und
Arbeitswelt.

Wie unterscheidet sich die Erwerbsbeteiligung von Frauen und Mannern in Deutsch-
land? Wie lange Arbeitszeiten haben Mutter und Vater? Wie grol3 ist aktuell der ge-
schlechtsspezifische Unterschied bei der Besetzung von Fuhrungspositionen? Auf
diese und viele weitere Fragen gibt das WSI GenderDatenPortal Antwort. Es stellt
komprimiertes Faktenwissen zur Verfliigung.

www.boeckler.de/wsi 38957.htm

Méarz 2008, Bundesanstalt fiir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin

Im Takt — Gestaltung von flexiblen Arbeitszeitmodellen® Die Broschiire enthélt viele
anschauliche Beispiele fiir Arbeitszeitmodelle, weist auf die jeweiligen Vor- und
Nachteile und auch auf rechtliche Aspekte hin.
(http://www.kompetenzzentrum-bw.de/ffbetr/Infomaterial/Datenbank/20091210.1.pdf)

Personalbericht 2011, Band Ill - Bericht diber die Umsetzung des LGG 2010
Personalbericht 2011, Band Il - Anlagenband http://www.finanzen.bre-

men.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen53.c.8463.de

MVissenswertes zum Amt der Frauenbeauftragten”, Broschire der ZGF | Materialien

fur die Wahl der Frauenbeauftragten*, Wahlordnung fur die Wahl der Frauenbeauf-

tragten
www.frauen.bremen.de — dort unter Arbeitswelt — Frauenférderung im offentlichen

Dienst
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http://www.finanzen.bremen.de/sixcms/media.php/13/Personalbericht%202011%20Band%20III%20Bericht%20%FCber%20die%20Umstzung%20des%20LGG%202010.pdf
http://www.finanzen.bremen.de/sixcms/media.php/13/Personalbericht%202011%20Band%20III%20Anlagenband%20zum%20Bericht%20%FCber%20die%20Umstzung%20des%20LGG%202010.pdf
http://www.finanzen.bremen.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen53.c.8463.de
http://www.finanzen.bremen.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen53.c.8463.de
http://www.frauen.bremen.de/sixcms/media.php/13/frauenbeauftragte2011-w.pdf
http://www.frauen.bremen.de/

11. Publikationen und Links

Informative Links:
www.gender-mainstreaming.net
www.impulsgeber-zukunft.de
www.erfolgsfaktor-familie.de

www.frauensprache.com

www.perspektive-wiedereinstieg.de

www.familie-pflege-zeit.de
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	Artikel 1
	Bremisches Behindertengleichstellungsgesetz (BremBGG)
	Abschnitt 1 Allgemeine Bestimmungen
	§ 1

	Ziel und Verantwortung der Träger öffentlicher Gewalt
	(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, Benachteiligungen von Menschen mit Behinde- rungen zu beseitigen und zu verhindern sowie die volle, wirksame und gleichberech- tigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Leben in der Gesellschaft zu gewährleisten...
	(2) Die Träger öffentlicher Gewalt wirken auf die Förderung und Stärkung inklu- siver Lebensverhältnisse sowie die Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit hin und sollen diese im Rahmen ihres Aufgabenkreises aktiv fördern und bei der Planung von Maß...
	§ 2

	Geltungsbereich
	(1) Dieses Gesetz gilt für die Träger öffentlicher Gewalt. Träger öffentlicher Gewalt im Sinne dieses Gesetzes sind die Behörden der Freien Hansestadt Bremen, der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven sowie die weiteren landesunmittelbaren und kommuna...
	(2) Bei der Ausübung der Gesellschafterrechte in privatrechtlich organisierten Unternehmen, auf die der Träger öffentlicher Gewalt aufgrund Eigentum, finanzieller Beteiligung, Satzung oder sonstiger Bestimmungen, die die Tätigkeit des Unter- nehmens r...
	(3) Die Träger öffentlicher Gewalt sollen darauf hinwirken, dass Leistungserbringer öffentlich-rechtlicher Leistungen die Ziele dieses Gesetzes in angemessener Weise berücksichtigen.
	(4) Gewähren Träger öffentlicher Gewalt Zuwendungen nach § 23 der Landes- haushaltsordnung als institutionelle Förderungen, so sollen sie durch Nebenbestim- mungen zum Zuwendungsbescheid oder vertragliche Vereinbarung darauf hinwirken, dass die instit...
	sollen ebenfalls entsprechende Nebenbestimmungen und Vereinbarungen erlassen und getroffen werden, soweit sie für die Zuwendungsempfänger keine unange- messene wirtschaftliche Belastung darstellen. Aus der Nebenbestimmung zum Zuwendungsbescheid oder d...
	(5) Weitergehende Vorschriften bleiben von den Absätzen 1 bis 4 unberührt. Dieses Gesetz findet keine Anwendung, soweit das Behindertengleichstellungs- gesetz des Bundes Anwendung findet.
	§ 3

	Besondere Belange von Frauen, Kindern und Eltern oder anderer Sorgeberechtigter mit Behinderungen; Benachteiligung aus mehreren Gründen
	(1) Bei der Verwirklichung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern sind von den Trägern öffentlicher Gewalt die besonderen Belange von Frauen mit Behin- derungen zu beachten und bestehende Benachteiligungen zu beseitigen. Dabei sollen besondere ...
	(2) Die Träger öffentlicher Gewalt treffen besondere Maßnahmen, um den beson- deren Schutz und die Teilhabe von Kindern mit Behinderungen zu gewährleisten.
	(3) Zur Verwirklichung einer selbstbestimmten Elternschaft sind von den Trägern öffentlicher Gewalt die spezifischen Belange von Eltern oder anderer Sorgeberech- tigter mit Behinderungen und deren Kindern sowie Eltern und anderer Sorgeberech- tigter u...
	(4) Zur Verhinderung und Beseitigung von Benachteiligungen aus mehreren Gründen, treffen die Träger öffentlicher Gewalt besondere Maßnahmen. Eine Benachteiligung aus mehreren Gründen ist insbesondere gegeben, wenn eine Benachteiligung nach § 7 vorlieg...
	§ 4

	Menschen mit Behinderungen
	Menschen mit Behinderungen im Sinne dieses Gesetzes sind Menschen, die körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleich- berechtigten Teilhabe...
	§ 5

	Barrierefreiheit
	Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegenstände, Systeme der Informationsverarbeitung, akustische und visuelle Informationsquellen und Kommunikationseinrichtungen sowie andere gestaltete Lebensbereiche,...
	§ 6

	Zielvereinbarungen
	(1) Zur Herstellung der Barrierefreiheit sollen, soweit nicht besondere gesetzliche oder verordnungsrechtliche Vorschriften entgegenstehen, Zielvereinbarungen zwischen den nach § 20 Absatz 4 anerkannten Verbänden und Unternehmen oder Unternehmensverbä...
	(2) Zielvereinbarungen zur Herstellung von Barrierefreiheit enthalten insbe- sondere:
	1. die Bestimmung der Vereinbarungspartner und sonstige Regelungen zum Geltungsbereich und zur Geltungsdauer,
	2. die Festlegung von Mindestbedingungen, wie gestaltete Lebensbereiche im Sinne von § 5 künftig zu verändern sind, um dem Anspruch von Menschen mit Behinderungen auf Auffindbarkeit, Zugang und Nutzung zu genügen,
	3. die Beschreibung der angemessenen Vorkehrungen, die getroffen werden sollen, um Menschen mit Behinderungen den Zugang zu oder die Nutzung einer öffentlich zugänglichen Infrastruktur sowie den Genuss von Waren und Dienstleistungen zu ermöglichen,
	4. den Zeitpunkt oder einen Zeitplan zur Erfüllung der festgelegten Mindest- bedingungen.
	(3) Ein Verband nach Absatz 1, der die Aufnahme von Verhandlungen verlangt, hat dies gegenüber dem Zielvereinbarungsregister nach Absatz 5 unter Benennung von Verhandlungsgegenstand und Verhandlungsparteien anzuzeigen. Die Senatorin für Soziales, Juge...
	steht, dass nur ein Verband verhandelt, sind die Verhandlungen innerhalb eines Monats aufzunehmen.
	(4) Ein Anspruch auf Verhandlungen nach Absatz 1 Satz 2 besteht nicht,
	1. während laufender Verhandlungen im Sinne des Absatzes 3 für die nicht beigetretenen Verbände,
	2. in Bezug auf Unternehmen und Unternehmensverbände, die ankündigen, einer Zielvereinbarung beizutreten, über die Verhandlungen geführt werden,
	3. für den Geltungsbereich und die Geltungsdauer einer zustande gekommenen Zielvereinbarung,
	4. in Bezug auf die Unternehmen und Unternehmensverbände, die einer zustande gekommenen Zielvereinbarung ohne Einschränkung beigetreten sind,
	5. wenn die Herstellung der Barrierefreiheit die Vertragspartner unverhältnis- mäßig oder unbillig belasten würden.
	(5) Bei der Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport wird ein Register geführt, in das der Abschluss, die Änderung und die Aufhebung von Ziel- vereinbarungen nach Absatz 1 und 2 eingetragen werden. Der die Zielvereinbarung abschli...

	Abschnitt 2
	Verpflichtung zur Gleichstellung und Barrierefreiheit
	§ 7

	Benachteiligungsverbot
	(1) Menschen mit Behinderungen dürfen gegenüber Menschen ohne Behinde- rungen nicht benachteiligt werden. Bestehende Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen gegenüber Menschen ohne Behinderungen sind abzubauen.
	(2) Eine Benachteiligung im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn Menschen mit und ohne Behinderungen ohne zwingenden Grund unterschiedlich behandelt werden und dadurch Menschen mit Behinderungen in der vollen, wirksamen und gleich- berechtigten Teilh...
	§ 3 Absatz 3 und 4 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes vor, mit der Maß- gabe, dass § 3 Absatz 4 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes nicht auf den Anwendungsbereich des § 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 des Allgemeinen Gleichbe- handlungsgesetze...
	Herstellung von Barrierefreiheit wird das Vorliegen einer Benachteiligung widerleglich vermutet.
	(3) Auch die Versagung von angemessenen Vorkehrungen für Menschen mit Behinderungen ist eine Benachteiligung im Sinne dieses Gesetzes. Angemessene Vorkehrungen sind notwendige Maßnahmen, die im Einzelfall geeignet und erforder- lich sind, um zu gewähr...
	(4) Besondere Benachteiligungsverbote zu Gunsten von Menschen mit Behinde- rungen in anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt.
	§ 8

	Herstellung von Barrierefreiheit in den Bereichen Bau und Verkehr
	(1) Zivile Neu-, Um- und Erweiterungsbauten im Eigentum der Träger öffentlicher Gewalt sollen entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik barriere- frei gestaltet werden. Von diesen Anforderungen kann abgewichen werden, wenn mit einer an...
	(2) Die Träger öffentlicher Gewalt sollen anlässlich der Durchführung von investi- ven Baumaßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 bauliche Barrieren in den nicht von diesen Baumaßnahmen unmittelbar betroffenen Gebäudeteilen, soweit sie dem Publikumsverkehr die...
	(3) Die Träger öffentlicher Gewalt erstellen über die in ihrem Eigentum stehenden und von ihnen genutzten Gebäude bis zum 1. Januar 2023 Berichte über den Stand der Barrierefreiheit dieser Bestandsgebäude. Beruhend auf den Berichten nach Satz 1, soll ...
	(4) Die Träger öffentlicher Gewalt sind verpflichtet, die Barrierefreiheit bei Anmie- tungen der von ihnen genutzten Bauten zu berücksichtigen. Künftig sollen nur barrierefreie Bauten oder Bauten, in denen die baulichen Barrieren unter Berück- sichtig...
	(5) Sonstige bauliche oder andere Anlagen der Träger öffentlicher Gewalt, öffent- liche Wege, Plätze und Straßen sowie öffentlich zugängliche Verkehrsanlagen und Beförderungsmittel im öffentlichen Personenverkehr sind nach Maßgabe der einschlägigen Re...
	(6) Bezüglich baulicher Veränderungen von Kulturdenkmälern gilt das Bremische Denkmalschutzgesetz und die dort niedergelegten Regelungen zur Berücksichtigung der Barrierefreiheit.
	(7) Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr soll durch die Sicherstellung von Beratungsangeboten die Träger öffentlicher Gewalt sowie auch die Unternehmen und Unternehmensverbände gemäß § 6 bei der Entwicklung von Konzepten und der Umsetzung von konkr...
	§ 9

	Gebärdensprache, Kommunikationshilfen und deren Verwendung
	(1) Die Deutsche Gebärdensprache ist als eigenständige Sprache anerkannt.
	(2) Lautsprachbegleitende Gebärden sind als Kommunikationsform der deutschen Sprache anerkannt.
	(3) Menschen mit Hörbehinderungen (gehörlose, ertaubte und schwerhörige Menschen) und Menschen mit Sprachbehinderungen haben nach Maßgabe der einschlägigen Gesetze das Recht, die Deutsche Gebärdensprache, lautsprach- begleitende Gebärden oder andere g...
	(4) Der Senat wird ermächtigt, nach Anhörung des Landesteilhabebeirates gemäß
	§ 25, durch Rechtsverordnung nähere Regelungen über die Heranziehung von Gebärdensprachdolmetscherinnen und Gebärdensprachdolmetschern und die Grundsätze für deren angemessene Vergütung oder eine Erstattung von notwen- digen Aufwendungen für die Dolme...
	§ 10

	Gestaltung von Bescheiden und Vordrucken
	(1) Die Träger öffentlicher Gewalt haben bei der Gestaltung von schriftlichen Hinweisen, Bescheiden, Allgemeinverfügungen, öffentlich-rechtlichen Verträgen, Vordrucken sowie bei der Gestaltung von für die der Allgemeinheit bestimmten Informationen ein...
	verfahren nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach Absatz 2 die in Satz 1 genannten Dokumente und sonstige Inhalte auf ihren Wunsch ohne zusätzliche Kosten in einer für sie wahrnehmbaren Form zugänglich zu machen.
	(2) Der Senat wird ermächtigt, nach Anhörung des Landesteilhabebeirates gemäß
	§ 25, durch Rechtsverordnung nähere Regelungen darüber zu treffen, bei welchen Anlässen und in welcher Art und Weise die in Absatz 1 Satz 1 genannten Dokumente und sonstigen Inhalte blinden und sehbehinderten Menschen zugänglich gemacht werden.
	§ 11

	Verständlichkeit und Leichte Sprache
	(1) Träger öffentlicher Gewalt sollen mit Menschen mit geistigen Behinderungen und Menschen mit seelischen Behinderungen in einfacher und verständlicher Sprache kommunizieren. Auf Verlangen sollen sie ihnen insbesondere Bescheide, Allgemeinverfügungen...
	(2) Ist die Erläuterung nach Absatz 1 nicht ausreichend, sollen Träger öffentlicher Gewalt auf Verlangen Menschen mit geistigen Behinderungen und Menschen mit seelischen Behinderungen Bescheide, Allgemeinverfügungen, öffentlich-rechtliche Verträge und...
	(3) Kosten für Erläuterungen im notwendigen Umfang nach Absatz 1 oder 2 sind von dem zuständigen Träger öffentlicher Gewalt zu tragen. Der notwendige Umfang bestimmt sich nach dem individuellen Bedarf der Berechtigten.
	(4) Träger öffentlicher Gewalt sollen Informationen vermehrt in Leichter Sprache bereitstellen. Der Senat wirkt innerhalb seines Zuständigkeitsbereichs darauf hin, dass die Träger öffentlicher Gewalt die Leichte Sprache stärker einsetzen und ihre Komp...

	Abschnitt 3
	Barrierefreie Informationstechnik öffentlicher Stellen
	§ 12

	Öffentliche Stellen der Freien Hansestadt Bremen
	Öffentliche Stellen sind:
	1. die Träger öffentlicher Gewalt,
	2. sonstige Einrichtungen des öffentlichen Rechts, die als juristische Personen des öffentlichen oder des privaten Rechts zu dem besonderen Zweck gegründet worden sind, im Allgemeininteresse liegende Aufgaben nicht gewerblicher Art zu erfüllen, wenn sie
	a) überwiegend von der Freien Hansestadt Bremen oder den Stadt- gemeinden Bremen oder Bremerhaven finanziert werden,
	b) hinsichtlich ihrer Leitung oder Aufsicht der Freien Hansestadt Bremen oder den Stadtgemeinden Bremen oder Bremerhaven unterstehen oder
	c) ein Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan haben, das mehrheitlich aus Mitgliedern besteht, die durch die Freie Hansestadt Bremen oder die Stadtgemeinden Bremen oder Bremerhaven ernannt worden sind, und
	3. Vereinigungen, an denen mindestens eine öffentliche Stelle nach Nummer 1 oder 2 beteiligt ist, wenn
	a) die Vereinigung überwiegend von der Freien Hansestadt Bremen oder den Stadtgemeinden Bremen oder Bremerhaven finanziert wird,
	b) der Freien Hansestadt Bremen oder den Stadtgemeinden Bremen oder Bremerhaven die absolute Mehrheit der Anteile an der Vereinigung gehört oder
	c) der Freien Hansestadt Bremen oder den Stadtgemeinden Bremen oder Bremerhaven die absolute Mehrheit der Stimmen an der Vereinigung zusteht.
	Eine überwiegende Finanzierung durch die Freie Hansestadt Bremen oder die Stadt- gemeinden Bremen oder Bremerhaven wird angenommen, wenn diese mehr als
	50 Prozent der Gesamtheit der Mittel aufbringt.
	§ 13

	Barrierefreie Informationstechnik öffentlicher Stellen der Freien Hansestadt Bremen
	(1) Öffentliche Stellen gestalten ihre digitalen Auftritte und Angebote barrierefrei. Hierzu gestalten sie sie wahrnehmbar, bedienbar, verständlich und robust. Digitale Auftritte und Angebote öffentlicher Stellen sind ihre Websites, Anwendungen für mo...
	(2) Die barrierefreie Gestaltung erfolgt nach Maßgabe der auf Grund des § 18 zu erlassenden Rechtsverordnung. Wird von dieser Ermächtigung kein Gebrauch gemacht oder enthält die Rechtsverordnung keine Regelung über die barrierefreie Gestaltung, erfolg...
	(3) Die barrierefreie Gestaltung ist bereits bei der Planung, Entwicklung, Aus- schreibung und Beschaffung, insbesondere bei Neuanschaffungen, Erweiterungen und Überarbeitungen, zu berücksichtigen.
	(4) Unberührt bleiben die Regelungen zur behinderungsgerechten Einrichtung und Unterhaltung der Arbeitsstätten zugunsten von Menschen mit Behinderungen in anderen Rechtsvorschriften, insbesondere im Neunten Buch Sozialgesetzbuch.
	(5) Von der barrierefreien Gestaltung dürfen öffentliche Stellen nur dann absehen, wenn sie durch eine barrierefreie Gestaltung im Einzelfall unverhältnismäßig belastet würden. Als eine unverhältnismäßige Belastung im Sinne dieses Abschnitts sind Maßn...
	1. einer öffentlichen Stelle eine übermäßige finanzielle Last in Hinblick auf Größe, Ressource und Art der öffentlichen Stelle auferlegen,
	2. die Fähigkeit einer öffentlichen Stelle ihren Zweck zu erfüllen gefährden würden oder
	3. die Möglichkeit zur Veröffentlichung von Informationen, die für ihre Aufgaben und Dienstleistungen erforderlich oder relevant sind, gefährden würden.
	Dabei ist dem voraussichtlich entstehenden Nutzen oder Nachteil für die Bürger, insbesondere für Menschen mit Behinderungen, Rechnung zu tragen, indem die geschätzten Kosten und Vorteile für die betreffende öffentliche Stelle im Verhältnis zu den gesc...
	(6) Sieht die öffentliche Stelle nach Absatz 5 von der barrierefreien Gestaltung ab, bleibt davon die Verpflichtung nach § 14 unberührt.
	(7) Die Freie Hansestadt Bremen wirkt darauf hin, dass insbesondere gewerbsmäßige Anbieter von Websites und mobilen Anwendungen sowie von grafischen Programmoberflächen, die mit Mitteln der Informationstechnik dargestellt werden, insbesondere durch Zi...
	(8) Bedienen sich öffentliche Stellen zum Zwecke ihrer Aufgabenwahrnehmung gewerbsmäßiger Anbieter von Websites sowie von grafischen Programmoberflächen, die mit Mitteln der Informationstechnik dargestellt werden oder von mobilen Anwendungen, so sind ...
	§ 14

	Erklärung zur Barrierefreiheit
	(1) Die öffentlichen Stellen veröffentlichen auf der Startseite des Angebots eine Erklärung zur Barrierefreiheit ihrer Websites oder mobilen Anwendungen.
	(2) Die Erklärung zur Barrierefreiheit enthält:
	1. für den Fall, dass ausnahmsweise keine vollständige barrierefreie Gestaltung erfolgt ist,
	a) die Benennung der Teile des Inhalts, die nicht vollständig barrierefrei gestaltet sind,
	b) die Gründe für die nicht barrierefreie Gestaltung sowie
	c) gegebenenfalls einen Hinweis auf barrierefrei gestaltete Alternativen,
	2. eine auf der Startseite hervorgehobene und unmittelbar barrierefrei zugäng- liche und abrufbare Beschreibung und Verlinkung, die es ermöglichen elek- tronisch Kontakt aufzunehmen, um noch bestehende Barrieren mitzuteilen und um Informationen und In...
	3. eine auf der Startseite hervorgehobene und unmittelbar barrierefrei zugäng- liche und abrufbare Verlinkung zum Durchsetzungsverfahren.
	(3) Die öffentlichen Stellen sind verpflichtet, eingehende Meldungen und Anfragen binnen zwei Wochen zu beantworten und auf Anforderung barrierefreie Inhalte zu übermitteln.
	§ 15

	Zentralstelle für barrierefreie Informationstechnik
	(1) Für die Freie Hansestadt Bremen wird bei der beauftragten Person eine Zentralstelle für barrierefreie Informationstechnik eingerichtet. Ihre Aufgaben sind:
	1. periodisch zu überwachen sowie bei Bedarf anlassbezogen zu kontrollieren, ob und inwiefern digitale Auftritte und Angebote öffentlicher Stellen den Anforderungen an die Barrierefreiheit genügen,
	2. die öffentlichen Stellen anlässlich der Prüfergebnisse zu beraten,
	3. zu kontrollieren, ob festgestellte Verstöße gegen die Barrierefreiheit beseitigt wurden,
	4. die Berichte der obersten Landesbehörden im Sinne des § 17 Absatz 1 auszuwerten,
	5. den Bericht im Sinne des § 17 Absatz 2 vorzubereiten,
	6. das Durchsetzungsverfahren nach § 16 durchzuführen,
	7. die Bewertung der öffentlichen Stelle im Hinblick auf einen Verzicht auf eine barrierefreie Gestaltung aufgrund von § 13 Absatz 5 zu überprüfen und
	8. als sachverständige Stelle die Schlichtungsstelle nach § 22 zu unterstützen.
	(2) Die öffentlichen Stellen sind verpflichtet, die Zentralstelle für barrierefreie Informationstechnik bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen. Sie haben insbesondere:
	1. Auskunft zu erteilen sowie Einsicht in alle Unterlagen unabhängig von ihrer Speicherform zu gewähren und
	2. der Zentralstelle für barrierefreie Informationstechnik unverzüglich Zugang zu den Websites und mobilen Anwendungen zu gewähren.
	§ 16

	Durchsetzungsverfahren
	(1) Wer durch mangelnde Barrierefreiheit bei der Nutzung von digitalen Auftritten und Angeboten öffentlicher Stellen beeinträchtigt wird, kann sich an die Zentralstelle für barrierefreie Informationstechnik als Durchsetzungsstelle wenden, sofern er in...
	(2) Stellt die Zentralstelle für barrierefreie Informationstechnik Verstöße gegen Bestimmungen der Barrierefreiheit im Sinne dieses Abschnitts fest, so ist dies gegenüber der öffentlichen Stelle mit der Aufforderung zu beanstanden, den nicht barrieref...
	(3) Die Zentralstelle für barrierefreie Informationstechnik schließt das Durch- setzungsverfahren mit einer den Verlauf und die wesentlichen Fakten des Durch- setzungsverfahrens zusammenfassenden Abschlussmitteilung an den Nutzer oder die Nutzerin ab....
	1. die Möglichkeit, ein solches Schlichtungsverfahren durchzuführen, erläutert und
	2. die Verlinkung zur Schlichtungsstelle enthält.
	(4) Wer der Ansicht ist, durch öffentliche Stellen der Freien Hansestadt Bremen oder den Stadtgemeinden Bremen oder Bremerhaven in einem Recht nach dem
	3. Abschnitt dieses Gesetzes verletzt worden zu sein, kann um gerichtlichen Rechts- schutz auf Feststellung eines Verstoßes oder hinsichtlich der Vornahme oder des Unterlassens einer Handlung erst ersuchen, wenn zuvor das Durchsetzungs- verfahren nach...
	§ 17

	Berichterstattung über den Stand der Barrierefreiheit
	(1) Die obersten Landesbehörden erstatten alle drei Jahre, erstmals zum
	30. Januar 2021, der Zentralstelle für Informationstechnik Bericht über den Stand der Barrierefreiheit:
	1. der Websites einschließlich der Intranetangebote der öffentlichen Stellen und
	2. der mobilen Anwendungen der öffentlichen Stellen.
	(2) Die Zentralstelle für barrierefreie Informationstechnik bereitet den Bericht der Freien Hansestadt Bremen an den Bund im Sinne des § 12c Absatz 2 des Behin- dertengleichstellungsgesetzes des Bundes vor.
	§ 18

	Verordnungsermächtigung
	Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, nach Anhörung des Landesteilhabe- beirats gemäß § 25, durch Rechtsverordnung Regelungen zu erlassen über:
	1. diejenigen digitalen Auftritte und Angebote, auf die sich der Geltungsbereich der Verordnung bezieht,
	2. die technischen Standards, die öffentliche Stellen bei der barrierefreien Gestaltung anzuwenden haben und den Zeitpunkt, ab dem diese Standards anzuwenden sind,
	3. die Bereiche und Arten amtlicher Informationen, die barrierefrei zu gestalten sind,
	4. die Einzelheiten des Durchsetzungsverfahrens,
	5. die konkreten Anforderungen der Erklärung zur Barrierefreiheit,
	6. die konkreten Anforderungen der Berichterstattung über den Stand der Barrierefreiheit und
	7. die Einzelheiten der Berichterstattung nach § 17 Absatz 1.
	§ 19

	Datenverarbeitung
	(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch öffentliche Stellen sowie die Schlichtungsstelle ist zulässig, soweit sie zur Beantwortung eingehender Meldungen und Anfragen und zur Übermittlung barrierefreier Inhalte gemäß § 14 Absatz 3 sowie zur ...
	(2) Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbei- tung person...
	(3) Die Verarbeitung personenbezogener Daten und besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 durch öffentliche Stellen zum Zwecke der Berichterstattung gemäß § 17 Absatz 1 und 2 ist nur z...

	Abschnitt 4 Rechtsbehelfe
	§ 20

	Verbandsklagerecht
	(1) Einem nach Absatz 4 anerkannten Verband steht, ohne in seinen Rechten verletzt zu sein, der gerichtliche Rechtsweg nach Maßgabe der Verwaltungs- gerichtsordnung oder des Sozialgerichtsgesetzes offen, zur Feststellung eines Verstoßes gegen:
	1. das Benachteiligungsverbot nach § 7 Absatz 1 und die Verpflichtung zur Her- stellung der Barrierefreiheit in § 8 Absatz 1 und 3, § 9 Absatz 3 Satz 2 und 4 und § 10 Absatz 1 Satz 2 oder gegen Bestimmungen der hierzu erlassenen Rechtsverordnungen,
	2. die Vorschriften des Landesrechts zur Herstellung der Barrierefreiheit in § 9 Absatz 1 des Bremischen Tageseinrichtungs- und Kindertagespflegegesetzes,
	§ 34 Absatz 1 Satz 3 und 4 der Bremischen Landeswahlordnung, § 16
	Absatz 1 und 2 Satz 1 bis 4 der Wahlordnung zum Bremischen Personalver- tretungsgesetz, § 9 Absatz 3 und 4 der Wahlordnung zur Wahl der Frauen- beauftragten, § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 und § 20 Absatz 1 Satz 2 des Bremischen Landesstraßengesetzes...
	3. die Vorschriften zur Herstellung der Barrierefreiheit nach der Bremischen Landesbauordnung bei der Erteilung von Baugenehmigungen oder
	4. die Verpflichtung zur barrierefreien Gestaltung von Websites und mobilen Anwendungen öffentlicher Stellen, einschließlich der für die Beschäftigten bestimmten Angebote im Intranet gemäß § 13 Absatz 1 oder die Verpflichtung zur Veröffentlichung der ...
	Auf Antrag können dem Verbandsklageberechtigten von der beklagten Behörde die im Falle des Unterliegens zu tragenden Kosten des Beklagten und die Gerichts- kosten erstattet werden, soweit eine Kostentragung für den Verbandsklageberech- tigten eine unb...
	(2) Gerichtlicher Rechtsschutz nach Absatz 1 ist nur zulässig, wenn der Verband durch den geltend gemachten Verstoß in seinem satzungsgemäßen Aufgaben- bereich berührt wird. Soweit ein Mensch mit Behinderungen selbst seine Rechte durch eine Gestaltung...
	(3) Um gerichtlichen Rechtsschutz nach Absatz 1 gegen einen Träger der öffent- lichen Gewalt kann ein Verband erst ersuchen, wenn zuvor ein Schlichtungsver- fahren nach § 22 durchgeführt wurde. Das gerichtliche Rechtsschutzbegehren ist nur zulässig, w...
	(4) Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport soll einen Verband anerkennen, der
	1. nach seiner Satzung ideell und nicht nur vorübergehend die Belange von Menschen mit Behinderungen fördert,
	2. nach der Zusammensetzung seiner Mitglieder dazu berufen ist, Interessen von Menschen mit Behinderungen auf der Ebene des Bundes oder des Landes zu vertreten,
	3. zum Zeitpunkt der Anerkennung mindestens drei Jahre besteht und in dieser Zeit im Sinne der Nummer 1 tätig gewesen ist,
	4. die Gewähr für eine sachgerechte Aufgabenerfüllung bietet; dabei sind Art und Umfang seiner bisherigen Tätigkeit, der Mitgliederkreis sowie die Leistungs- fähigkeit des Vereines zu berücksichtigen und
	5. den Anforderungen der Gemeinnützigkeit oder Mildtätigkeit im Sinne der Abgabenordnung genügt.
	(5) Ein nach § 13 Absatz 3 des Gesetzes zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales anerkannter Verband gilt auch als anerkannt im Sinne des Absatzes 4; entsprechendes gilt für rechtlich selbst...
	(6) Bei Wegfall einer der in Absatz 4 genannten Voraussetzungen kann die Anerkennung nach Anhörung des betroffenen Verbandes widerrufen werden. Mit einem Widerruf seitens des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales entfällt für Verbände nach Absatz...
	§ 21

	Vertretungsbefugnisse in verwaltungs- oder sozialrechtlichen Verfahren
	Werden Menschen mit Behinderungen in ihren Rechten aus § 7 Absatz 1, § 8 Absatz 1, § 9 Absatz 3 Satz 1 und 2 oder § 10 Absatz 1 Satz 2 verletzt, können an ihrer Stelle und mit ihrem Einverständnis Verbände nach § 20 Absatz 4, die nicht selbst am Verfa...
	§ 22

	Schlichtungsstelle und -verfahren; Verordnungsermächtigung
	(1) Bei der beauftragten Person gemäß § 23 Absatz 1 Satz 1 wird eine Schlich- tungsstelle zur außergerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten nach den Absätzen 2 und 3 oder nach § 20 eingerichtet. Sie wird mit neutralen schlichtenden Personen besetzt ...
	1. die Schlichtungsstelle unabhängig ist und unparteiisch handelt,
	2. die Verfahrensregeln für Interessierte zugänglich sind,
	3. die Beteiligten des Schlichtungsverfahrens rechtliches Gehör erhalten, insbesondere Tatsachen und Bewertungen vorbringen können,
	4. die schlichtenden Personen und die weiteren in der Schlichtungsstelle tätigen Personen die Vertraulichkeit der Informationen gewährleisten, von denen sie im Schlichtungsverfahren Kenntnis erhalten und
	5. eine barrierefreie Kommunikation mit der Schlichtungsstelle möglich ist.
	(2) Wer der Ansicht ist, in einem Recht nach diesem Gesetz durch öffentliche Stellen der Freien Hansestadt Bremen oder der Stadtgemeinden Bremen oder Bremerhaven verletzt worden zu sein, kann bei der Schlichtungsstelle nach Absatz 1 einen Antrag auf E...
	(3) Ein nach § 20 Absatz 4 anerkannter Verband kann bei der Schlichtungsstelle nach Absatz 1 einen Antrag auf Einleitung eines Schlichtungsverfahrens stellen, wenn er die Feststellung eines Verstoßes gemäß § 20 Absatz 1 anstrebt.
	(4) Der Antrag nach den Absätzen 2 und 3 kann in Textform oder zur Niederschrift bei der Schlichtungsstelle gestellt werden. Diese übermittelt zur Durchführung des Schlichtungsverfahrens eine Abschrift des Schlichtungsantrags an die jeweilige öffentli...
	(5) Die Schlichtungsstelle wirkt in jeder Phase des Verfahrens auf eine gütliche Einigung der Beteiligten hin. Sie kann einen Schlichtungsvorschlag unterbreiten. Der Schlichtungsvorschlag soll am geltenden Recht ausgerichtet sein.
	(6) Das Schlichtungsverfahren ist für die Beteiligten unentgeltlich.
	(7) Das Schlichtungsverfahren endet mit der Einigung der Beteiligten, der Rück- nahme des Schlichtungsantrags oder der Feststellung, dass keine Einigung möglich ist. Wenn keine Einigung möglich ist, endet das Schlichtungsverfahren mit der Zustellung d...
	(8) Der Senat wird ermächtigt, nach Anhörung des Landesteilhabebeirates gemäß
	§ 23, das Nähere über die Geschäftsstelle, die Besetzung und das Verfahren der Schlichtungsstelle nach den Absätzen 1, 4, 5 und 7 sowie über die Kosten des Verfahrens und die Entschädigung durch Rechtsverordnung zu bestimmen.

	Abschnitt 5
	Beauftragte oder Beauftragter der Freien Hansestadt Bremen für die Belange von Menschen mit Behinderungen
	§ 23

	Amt der oder des Landesbehindertenbeauftragten
	(1) Die Präsidentin oder der Präsident der Bürgerschaft schlägt eine Landes- behindertenbeauftragte oder einen Landesbehindertenbeauftragten (beauftragte Person) nach Anhörung der Verbände nach § 20 Absatz 4 vor. Die Bürgerschaft wählt die auf Vorschl...
	(2) Die beauftragte Person soll ein Mensch mit Behinderung sein.
	(3) Die beauftragte Person ist in der Wahrnehmung des Amtes unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen.
	(4) Der beauftragten Person sind für die Erfüllung ihrer Aufgaben die notwendigen Personal- und Sachmittel zur Verfügung zu stellen.
	(5) Der Vorstand der Bürgerschaft bestellt auf Vorschlag der beauftragten Person aus dem Kreis der bei ihr tätigen Beschäftigten eine Vertreterin oder einen Vertreter.
	Diese oder dieser nimmt die Geschäfte wahr, wenn die beauftragte Person an der Ausübung ihres Amtes verhindert ist oder das Amtsverhältnis endet.
	§ 24

	Aufgaben und Befugnisse
	(1) Die beauftragte Person wirkt auf gleichwertige Lebensbedingungen für Menschen mit und ohne Behinderungen in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens hin und fördert die Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von M...
	(2) Die beauftragte Person wirkt außerdem darauf hin, dass die Verpflichtung der Träger öffentlicher Gewalt, für die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen und die Beseitigung geschlechtsspezifischer Benachteiligungen von Frauen mit Behinderung...
	(3) Die beauftragte Person steht den Bürgerinnen und Bürgern mit und ohne Behinderungen und ihren Verbänden im Sinne einer Ombudsfunktion als Mittler zwischen den Interessen von Menschen mit Behinderungen, Behindertenverbänden und Organisationen, die ...
	(4) Jede Bürgerin und jeder Bürger kann sich an die beauftragte Person wenden. Niemand darf deswegen benachteiligt werden.
	(5) Der Senat beteiligt die beauftragte Person bei allen Vorhaben des Senats, die die Belange von Menschen mit Behinderungen betreffen. Die beauftragte Person hat das Recht auf frühzeitige Information und kann jederzeit Stellungnahmen abgeben.
	(6) Die beauftragte Person hat gegenüber den Trägern öffentlicher Gewalt einen Anspruch, bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die erforderlichen Auskünfte und Akten- einsicht unter Beachtung datenschutzrechtlicher Vorschriften zu erhalten.
	(7) Stellt die beauftragte Person Verstöße gegen das Verbot der Benachteiligung von Menschen mit Behinderungen oder gegen die Bestimmungen zur Barrierefreiheit fest oder werden andere Verpflichtungen aus diesem Gesetz nicht eingehalten, so beanstandet...
	(8) Die beauftragte Person legt der Bürgerschaft alle zwei Jahre einen Bericht über ihre eigene Tätigkeit vor. In der Aussprache über den Tätigkeitsbericht soll die Bürgerschaft der beauftragten Person Gelegenheit zur Vorstellung des Tätigkeits- beric...
	(9) Die Absätze 2, 6 und 7 gelten für öffentlichen Stellen entsprechend, soweit Verpflichtungen aus dem 3. Abschnitt berührt sind.

	Abschnitt 6 Landesteilhabebeirat
	§ 25

	Landesteilhabebeirat
	(1) Es wird ein Landesteilhabebeirat gebildet. Den Vorsitz führt die beauftragte Person.
	(2) Aufgabe des Landesteilhabebeirats ist die inhaltliche Begleitung der Umset- zung der Zielvorgaben des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 13. Dezember 2006 und des „Aktionsplans zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtsk...
	(3) Die Zusammensetzung und Arbeitsweise des Landesteilhabebeirates folgen dem Prinzip der Partizipation von Menschen mit Behinderungen als Expertinnen und Experten in eigener Sache. Mitglieder des Landesteilhabebeirates sind:
	1. als stimmberechtigte Mitglieder:
	a) die beauftragte Person als Vorsitzende,
	b) die beauftragte Person der Stadtgemeinde Bremerhaven,
	c) Vertreterinnen und Vertreter der nach § 20 Absatz 4 klageberechtigten Verbände,
	d) zwei Vertreterinnen oder Vertreter des Inklusionsbeirats Bremerhaven,
	e) weitere Vertreterinnen und Vertreter von Verbänden, die die Interessen von Menschen mit Behinderungen vertreten und auf Vorschlag der nach
	§ 20 Absatz 4 klageberechtigten Verbände oder auf Vorschlag der beauftragten Person mit einfacher Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder benannt werden,
	2. als nicht stimmberechtigte Mitglieder mit Berichterstattungspflicht der Ressorts zu dem Stand der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention und des
	„Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im Land Bremen“:
	a) eine Vertreterin oder einen Vertreter der Senatskanzlei,
	b) jeweils eine Vertreterin oder einen Vertreter aller Senatsressorts,
	c) eine Vertreterin oder einen Vertreter der Zentralstelle für die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau,
	d) eine Vertreterin oder einen Vertreter des Magistrats der Stadtgemeinde Bremerhaven
	3. als weitere Mitglieder ohne Stimmrecht zudem zivilgesellschaftliche Organi- sationen und Gruppen, die durch die stimmberechtigten Mitglieder vorge- schlagen und durch einfache Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder benannt werden können.
	(4) Jedes Mitglied hat eine stellvertretende Person. Frauen und Männer sollen bei den Vorschlägen für die Benennung von Mitgliedern jeweils zu fünfzig Prozent berücksichtigt werden. Sofern ein Mann als ordentliches Mitglied vorgeschlagen wird, soll al...
	(5) Die stimmberechtigten Mitglieder nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe a bis c entscheiden über den Ausschluss der stimmberechtigten Mitglieder nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe d und der nicht stimmberechtigten Mitglieder nach Absatz 3 Sa...
	(6) Bei der beauftragten Person wird eine Geschäftsstelle des Landesteilhabe- beirats gebildet. Der Geschäftsstelle des Landesteilhabebeirates werden die für die Aufgabenerfüllung notwendigen Personal- und Sachmittel durch den Beschluss der Bremischen...
	(7) Der Landesteilhabebeirat gibt sich seine Geschäftsordnung, die auch die Zusammensetzung des Landesteilhabebeirats darstellt.

	Abschnitt 7 Förderung der Partizipation
	§ 26

	Förderung der Partizipation
	Die Freie Hansestadt Bremen fördert im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel Maßnahmen unabhängiger Verbände, die die Voraussetzungen des
	§ 20 Absatz 4 Nummer 1 bis 5 erfüllen. Sie sollen niedrigschwellig zur Stärkung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an der Gestaltung öffentlicher Ange- legenheiten beitragen.

	Abschnitt 8 Schlussbestimmungen
	§ 27

	Übergangsregelungen
	Die beauftragte Person im Sinne des § 23, die am 20. Dezember 2018 im Amt ist, bleibt bis zum Ende ihrer laufenden Amtszeit im Amt.
	§ 28

	Übergangsregelungen für die Gestaltung von Websites und mobilen Anwendungen
	Die Regelungen des Abschnitts 3, die die Gestaltung von Websites und mobilen Anwendungen der öffentlichen Stellen einschließlich der für die Beschäftigten bestimmten Angebote im Intranet betreffen, sind wie folgt anzuwenden:
	1. auf Websites öffentlicher Stellen, die ab dem 24. September 2018 veröffent- licht werden: spätestens ab dem 23. September 2019,
	2. auf Websites öffentlicher Stellen, die vor dem 24. September 2018 veröffent- licht werden: spätestens ab dem 23. September 2020,
	3. auf mobile Anwendungen öffentlicher Stellen: spätestens ab dem 23. Juni 2021.
	§ 29

	Aufhebung einer Verordnung
	Die Verordnung für die Gestaltung barrierefreier Informationstechnik vom
	27. September 2005 (Brem.GBl. S. 531), die zuletzt durch die Verordnung vom
	20. November 2012 (Brem.GBl. S. 506) geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 2
	Weitere Änderungen des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes zum Jahr 2020
	Das Bremische Behindertengleichstellungsgesetz vom 20. Dezember 2018 wird wie folgt geändert:
	1. § 20 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
	„1. das Benachteiligungsverbot nach § 7 Absatz 1 und die Verpflichtung zur Herstellung der Barrierefreiheit in § 8 Absatz 1, § 9 Absatz 3 Satz 2 und 4,
	§ 10 Absatz 1 Satz 2 und § 11 Absatz 2 oder gegen Bestimmungen der hierzu erlassenen Rechtsverordnungen,“
	2. § 21 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
	„Werden Menschen mit Behinderungen in ihren Rechten aus § 7 Absatz 1, § 8 Absatz 1, § 9 Absatz 3 Satz 2 und 4, § 10 Absatz 1 Satz 2 oder § 11 Absatz 2 verletzt, können an ihrer Stelle und mit ihrem Einverständnis Verbände nach § 20 Absatz 4, die nicht...

	Artikel 3 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
	(1) Artikel 1 tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.
	(2) Gleichzeitig tritt das Bremische Behindertengleichstellungsgesetz vom
	18. Dezember 2003 (Brem.GBl. S. 413, 430; 2004 S. 18 — 86-e-1), das zuletzt durch Gesetz vom 25. November 2014 (Brem.GBl. S. 555) geändert worden ist, außer Kraft.
	(3) Artikel 2 tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. Bremen, den 18. Dezember 2018
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	Gemeinsame Erklärung zu den Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen im Bereich des bremischen öffentlichen Dienstes
	Nach vier Jahren der praktischen Umsetzung der Bremer Erklärung stellen wir fest: Die Bremer Erklärung hat sich bewährt. Mit ihr ist ein stetiger Prozess der Verbesserung der Arbeitsbedingungen der Beschäftigten eingeleitet worden. Dieser Prozess soll...
	Im Interesse Bremens und eines guten öffentlichen Dienstes für die Bürgerinnen und Bürger Bremens stellen wir fest:
	 Die Entwicklung der Arbeits- und Beschäftigungsverhältnisse ist ein Prozess, der von den Tarifvertragsparteien, öffentlichen Arbeitgebern und Interessenvertretungen gestaltet wird. Dieser Prozess hat in Bremen eine lange Tradition.
	 Bremen muss gerade unter schwierigen Bedingungen als Stadt und Land
	 Der bremische öffentliche Dienst hat eine Vorbildfunktion als Arbeitgeber nach innen und außen. Dies hat der Bremer Senat in den letzten Jahren schon durch verschiedene Maßnahmen, zuletzt durch die Einführung des flächendeckenden verbindlichen Minde...
	 Allgemein faire Arbeitsbedingungen als Zeichen von Wertschätzung der Arbeit sind für die im Bereich des bremischen öffentlichen Dienstes eingesetzten Beschäftigten unabhängig von ihrer konkreten Dienststelle notwendig. Faire Arbeitsbedingungen solle...
	 Wertschätzung und faire Arbeitsbedingungen sind ein wichtiger Aspekt für die Motivation der Beschäftigten für gute Arbeit und die notwendige qualifizierte Nachwuchsgewinnung. Nur so kann auf Dauer gute Arbeit für die Bürgerinnen und Bürger
	- auch unter schwierigen Bedingungen - geleistet werden.
	 Die Beschäftigten im Bereich des öffentlichen Dienstes müssen nicht nur die schwierige Haushaltssituation Bremens, sondern auch die besonderen sozialen Belastun-
	gen für viele Bürgerinnen und Bürger in ihrem jeweiligen Arbeitsbereich konkret auffangen. Faire Arbeitsbedingungen sind wichtig, um diese Belastungen bewältigen zu können.
	 Zu den fairen und zukunftsorientierten Arbeitsbedingungen gehört auch, dass sich Beruf und Familie im Bereich des bremischen öffentlichen Dienstes gut vereinbaren lassen.
	Im Bereich des bremischen öffentlichen Dienstes soll es im Arbeitnehmerbereich grundsätzlich für alle Beschäftigten sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse in Voll- zeitarbeitsplätzen (LGG § 8) geben,
	- die sich an den im öffentlichen Dienst allgemein üblichen Vertrags- und Arbeitsbedingungen orientieren,
	- die auf Grundlage der Tarifverträge für den öffentlichen Dienst (TV-L/TVöD) geschlossen werden,
	- die in der Regel unbefristet sind, wobei sachgrundbezogene Befristungen möglich sind, insbesondere, wenn es die Aufgabenerfüllung erfordert,
	- die geringfügige Beschäftigungen nur im Ausnahmefall vorsehen, soweit es die Aufgabenerfüllung erfordert und auch das Diskriminierungsverbot des Teilzeit- und Befristungsgesetzes und die ergänzend hierzu vereinbarten tariflichen Vorschriften beachte...
	- die auf Wunsch von Teilzeitbeschäftigten, insbesondere durch organisatorische Maßnahmen, in der Regel eine Vollzeitbeschäftigung ermöglichen,
	- die eine gute Vereinbarkeit familiärer und beruflicher Bedingungen durch den Arbeitgeber (u.a. durch besondere organisatorische Maßnahmen, Arbeitszeitmodelle, Unterstützungs-, Fortbildungs- und Betreuungsangebote) sicherstellen,
	- die nach einer Ausbildung die Übernahme bei der Ausbildung für Bedarfsberufe im Rahmen der Personalplanung vorsehen; bei anderen Ausbildungsverhältnissen erfolgt eine weitere Beschäftigung nach der Dienstvereinbarung ,,Ausbildung" bzw. nach Maßgabe ...
	- die Praktika nur als Orientierungs- und Ausbildungspraktika im Rahmen der „Allgemeinen Richtlinien für die Durchführung von Praktika in der bremischen Verwaltung" vom 2. Juli 2012 (Brem.ABI. S. 414) ermöglichen,
	- die allen Beschäftigten im Bereich des bremischen öffentlichen Dienstes unabhängig von der konkreten Beschäftigungsform die Teilnahme an Einarbeitungs-, Beratungs- und Unterstützungsmaßnahmen, interner Fort- und Weiterbildung und allen Formen intern...
	- die den gesetzlich festgelegten Mindestlohn beachten,
	- bei denen Zeitarbeitsverhältnisse, die eine Vakanz kurzfristig auffangen, für längstens 6 Monate abgeschlossen werden; Leiharbeitskräfte sollen grundsätzlich die gleiche Vergütung wie Beschäftigte im Arbeitsverhältnis erhalten.
	Über die Vergabe von Werk- und Honorarverträgen sind die zuständigen Interessenvertretungen zu informieren. Bei der Vergabe von Werk- und Honorarverträgen sind die gesetzlichen und haushaltsrechtlichen Bestimmungen zu beachten, Maßstab ist das Hinweis...
	Arbeitsmarktpolitische Beschäftigungsmaßnahmen dürfen nicht zur Kompensation haushaltspolitischer Maßnahmen genutzt werden und sind nur im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben zulässig. Es muss sich z.B. um „zusätzliche Arbeit" handeln. Die Freie Hansesta...
	Die vorstehenden Regelungen gelten auch für Beschäftigte im Beamtenverhältnis, soweit ein entsprechender konkreter Anwendungsfall vorliegt.

	Bremen hat Zukunft und dafür brauchen wir gute Arbeit, einen guten öffentlichen Dienst und faire Beschäftigungsbedingungen.
	Anknüpfend an die Tradition der gemeinsamen Weiterentwicklung der Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen bekennen sich die Unterzeichnenden zur Mitbestimmung als bewährte Form der Beteiligung. Daher wurde im Rahmen der Umsetzung der Bremer Erklärung e...
	Bremen, September 2018
	Carsten Sieling Doris Hülsmeier
	Bürgermeister Vorsitzende Gesamtpersonalrat
	Karoline Linnert Bürgermeisterin

	Präambel
	Die Bremer Erklärung soll dafür Sorge tragen, dass prekäre Beschäftigungsverhältnisse verhindert werden. Sie beinhaltet wichtige Feststellungen für faire Arbeitsbedingungen, wie z.B. Entgeltgleichheit und gute Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Wert...
	Anknüpfend an die Tradition der gemeinsamen Weiterentwicklung der Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen schließen die Senatorin für Finanzen und der Gesamtpersonalrat deshalb gemäß § 62 des Bremischen Personalvertretungsgesetzes die folgende "Dienstv...

	1. Geltungsbereich
	Diese Vereinbarung gilt für Einzelfälle aller Themenfelder der Bremer Erklärung zu fairen Beschäftigungsbedingungen

	2. Zusammensetzung
	Die Clearingstelle wird bei der Senatorin für Finanzen eingesetzt. Ihr gehören jeweils zwei vom Gesamtpersonalrat für das Land und die Stadtgemeinde Bremen und zwei von der Senatorin für Finanzen zu benennende Vertreterinnen und Vertreter an.
	Die Geschäftsführung hat eine Vertreterin oder ein Vertreter der Senatorin für Finanzen. Fachleute dürfen zu den Sitzungen hinzugezogen werden.

	3. Aufgaben
	Aufgabe der Clearingstelle ist es, bei Einzelfällen von prekären Beschäftigungsverhältnissen aus den Themenfeldern der Bremer Erklärung gemeinsam mit den Konfliktparteien den Prozess der Lösungsfindung zu begleiten. Dabei wird Beratung und Unterstützu...
	Zielrichtung ist die Erarbeitung von einvernehmlichen Lösungen durch die Parteien selber. Die Clearingstelle steht den Parteien beratend zur Seite und initiiert und unterstützt dabei die Diskussions- und Veränderungsprozesse. Die Clearingstelle soll u...

	4. Verfahren
	Die Clearingstelle kann von betroffenen Beschäftigten, von Vertretern oder Vertreterinnen der Dienststelle, von Vorgesetzten und von Personalräten, Frauenbeauftragten oder Schwerbehindertenvertretungen angerufen werden.
	Die Clearingstelle klärt zunächst mit den Betroffenen und den Beteiligten der Dienststelle, dazu gehören auch die örtlichen Interessenvertretungen, den Sachverhalt.
	Auf Grundlage der erhaltenen Informationen bewertet die Clearingstelle in einem zweiten Schritt die Situation und mögliche Lösungsansätze und informiert die anfragenden Personen darüber. Das kann mündlich oder schriftlich erfolgen.
	Die Clearingstelle begleitet in einem dritten Schritt den Prozess der Lösungsfindung, sofern die Dienststelle dies nicht eigenständig zur Zufriedenheit der Betroffenen geregelt hat. Dabei wird Beratung und Unterstützung hinsichtlich der gesetzlichen, ...
	Die Verantwortung zur Umsetzung liegt bei der Dienststelle. Sie erstellt einen Umstellungsplan zur Umsetzung der Anforderungen der Bremer Erklärung.

	5. Arbeitsweise
	Die Clearingstelle gibt sich für ihre Arbeit eine Geschäftsordnung. Sie ist schriftlich, per mail über ein Funktionspostfach, telefonisch und persönlich erreichbar. Die betroffenen Beschäftigten, wie auch alle anderen, die sich unterstützungssuchend a...
	Die Clearingstelle erstellt jährlich einen anonymisierten Bericht über ihre Beratungstätigkeit für die Senatorin für Finanzen und den Gesamtpersonalrat.

	6. Information der Beschäftigten
	Die Beschäftigten werden in geeigneter Weise über die Bremer Erklärung, die Clearingstelle und die Möglichkeiten der Kontaktaufnahme informiert.

	7. Schlussbestimmungen
	Die Partner dieser Dienstvereinbarung sind sich einig, auf die Einhaltung der Regelungen dieser Dienstvereinbarung zu achten, neue Erkenntnisse und Veränderungen zu verfolgen und bei Bedarf die Dienstvereinbarung fortzuschreiben.
	Bremen, den 17. April 2019
	gez. Karoline Linnert gez. Doris Hülsmeier
	Senatorin für Finanzen Vorsitzende des Gesamtpersonalrates
	für das Land und die Stadtgemeinde Bremen
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	Die hier vorgelegten, aktualisierten Handlungshilfen, die mit der ZGF (Bremische Zentralstelle für die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau) abgestimmt worden sind, wollen Anregungen geben, wie ein eigenständiger Frauenförderplan entwickelt ...
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